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Sie werden als Interviewer in Ittikrozensus 1987 (1 t-Stichprobe mit
runcl 600 000 Personen in 250 000 lta'ushalten im Bundesgebiet) einge-
setzt. Bei Ihren Arbeiten berücksichtigen Sie bitte folgende Be-
richtstermine für die Befragung im März 1987:

Berichtswoche: 23. bis 29 . l4ärz 1987

St ichtag : Mittwoch in der Berichtswoche
(25. März 1987)

Erhebungsbeg inn: Arn Montag nach der Berichtswoche
(30. März 1987)

Bearbeitungszeit: April 1 987

Im einzelnen stehen Ihnen in diesem Interviewer-Ilandbuch folgende In-
formationen zur Verfügung :

Teil 1:

Teil 2:

Teil 3:

TeiI 4:

TeiI 5:

Teil 5:

Teil 7:

Ihre Aufgabe aIs Interviewer

Erhebungs- und organisationspapiere

Erläuterungen zu den Fragen der Erhebungsliste

Erläuterungen zum Erhebungsbogen "I,tlohnsituation des Haus-
halts"

Erläuterungen zum Erhebungsbogen "Urlaubs- und Erholungs-
reisen 1986/87"

Erläuterungen zum Ergänzungsbogen "EG-Arbei'tskräftestich-
probe 1 987"

Rechtsg rundlagen

Darüber hinaus können Sie weitere Informationen über den üikrozensus
einem I n fo rm at i o n sb I att entnehmen, das auchden
zu befragenden Eaushalten auf ltunsch zur,Verfügung gestellt wird.
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NEuEs MIKROZENSUSGESETZ 1985

ltit dem neuen Mikrozensusgesetz 1985 wird den aus dem Volkszählungs-
Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 15, Dezember '1983 resultie-
renden Anforderungen an statistische Rechtsvorschriften in vollem Um-
fang Rechnung getragen- Verfahrensrechtliche Vorkehrungen für Durch-
führung und Organisation der Erhebung sichern das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung. Berücksichtigen Sie bitte diese neuen Vor-
schri ften.

VieIe der Einweise in diesem Interviewer-Handbuch beziehen sich auf
die einzelnen Paragraphen des neuen Mikrozensusgesetzes (!IzG) 1985.
Es ist am Ende dieses Eandbuches abgedruckt. Ein Auszug aus dem MZG

ist auch in den Informationen für die Befragten enthalten. Iesen Sie
sich bitte das MZG genau durch, es ist für Ihre Aufgabe von besonde-
rer Wichtigkeit, Es regelt auch die Rechte und Pflichten der Inter-
viewer in einer eigenen Vorschrift (§ 8 MZG). hs Statistische Lan-
desamt wird Sie in den Schulungen auf alle wichtigen neuen Regelungen
hinweisen. Da auch die Befragten über viele Einzelpunkte aufzuklären
sind (siehe § l2 MzG), so1Ite Ihnen der Inhalt des MZG vertraut sein.
Besonders wichtig für Sie sind § 8, § 9 und S 10 Abs. 2 bis 4 ttt?G.

ALLGEME I NE VORSEMENTUNGEN* )

Die Verwaltung und Wirtschaft eines Landes sind in ihrer erbeit aui
aktuerles zahrenmaterial angewiesen. Auch die großen internationalen
Institutionen, z.B. die Vereinten Nationen, die Europäischen Gemein-
schaften in Luxemburg, benötigen zur Erfüllung ihrer Aufgaben in rei-
ter steigendem Maße international vergreichbare statistiken. Die amt-
riche statistik hat nun ihrerseits die Aufgabe, die erforderlichen
Zahlen rasch und zuverlässig zur Verfügung zu stellen. Sie bedient
sich dabei verschiedener I'lethoden, bei denen grundsätzrich zwischen
TotaI- und Stichprobenerhebungen
unterschieden roerden muß. -

*) vteitere rnformationen finden sie in "rnformationen für die Befrag-
tentt.
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Bei den Totalzählungenr z.B. der Votks- und Berufszählung, werilen
a I 1 e Bewohner des Landes genau erfaßt, was den Vorteil hat, ilaß
Zählungsergebnisse für jede einzelne Gemeinde, ja sogar für Wohnplät-
ze, das sind Häusergruppen, usw., gewonnen r.lerden können. Die moderne
statistik führt nur noch solche Erhebungen als Totalzählungen durch,
bei denen auch für kleine regionale Einheiten genaue zahlen gebraucht
werden.

Im übrigen hat nan schon lange erkannt, daß genaue Zahlen für Gemein-
den gar nicht so häufig gebraucht werden, das Hauptinteresse vielmehr
darauf gerichtet ist, die alrgemeinen Entwicklungsvorglinge in der Be-
völkerung und der Wirtschaft z u v e r I ä s s i g u n d
r a s c h kennenzulernen. Bei Erhebungen nit einer solchen Zielset-
zung kommt es auf die Genauigkeit bis zur letzten person nicht mehr
an, sondernesgenügteine "Tei Ierhebung o, dieaber
"repräsentativ" sein muß. Von einer ',repräsentativen,' Erhebung
spricht man, wenn die ausgewählt.e Teilmasse ein verkleinertes, aber
wirklichkeitsgetreues Abbild der Gesamtheit darstelrt. rst das der
Fall, erhäIt man aus einer solchen Stichprobe so zuverlässige Ergeb-
nisse, daß diese von den Ergebnissen einer Großzährung oder Totalzäh-
Iung nur geringfügige und unwesentliche Abweichungen aufweisen. Was
als geringfügig und unwesentlich. anzusehen ist, ist natür1ich von
Fall zu Farl verschieden und ergibt sich jeweirs aus der ziersetzung
einer Erhebung. In jedem Fatle ist aber sicher, daß infolge des ge-
ringen umfanges der stichprobe die Ergebnisse schnell und mit niedri-
gen Kosten gewonnen werden können, obwohl das Frageprograrnm sehr vier
umfangreicher sein kann.

Die. bisherigen Stichproben-Befragungen haben gezeigt, daß ilie Bevöl-
kerung diesem Verfahren aufgeschlossen gegenübersteht. Diese Aufge-
schlossenheit der BevöIkerunq zu erhalten, ist in erster Linie Auf-
gabe der rnterviewer. Die vorriegenden Anweisungen solren sie als rn-
terviewer bei dieser Aufgabe unterstützen und rhnen die rlrbeit er-
Ieichtern. Die gegebenen Anweisungen müss'en , wenn die Erhebung qelin-
gen soll, genau beach,tet werden.

Es ist darüber hinaus unerläßIich,
unterlagen bes vertraut machen.

claß Sie sich mit den Erhebungs-
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1, IHRE AUFGABE ALS INTERVIEWER

1.1 GEWINNEN SIE DIE ZU BEFRAGENDEN PERSONEN ZUR MITRNSCIT

Ihre erste Aufgabe ist, die Personen in den ausgewählten Gebäuäen,
wohnungen und Haushalten zur Mitarbeit zu gewinnen.

Die Befragten sind zwar durchGesetz zDr Au sku nft.
v e rpf 1 i chtet (siehe "Informationenn zumMikrozensus für
die Befragten), es kommt uns aber ganz wesentlich auf eine freiwil-
lige llitarbeit an, weil die Qualität der Ergebnisse davon stark be-
einflußt wird. Der Erfolg der Erhebung hängt also damit weitgehend
von Ihrer Geschicklichkeit ab. Im allgemeinen werden die Befragten
ohne große Schwierigkeiten zur Auskunft zu gewinnen sein. Denken Sie
bitte immer daran, daß gerade Ihr Verhalten bei B eo inn der einzelnen
Befr unge n den weiteren Verlauf und damit auch den Erfolg wesentlich
bestimmt. Selbst anfangs unfreundliche Befragte werden sich in der
RegeI einer freundlichen unct höfIichen, mit überzeuoenden Beorünäun-
9en vorge traqenen Bitte um Beantvrortung einiger Fragen nur in den
seltensten Fällen entziehen.

Außerdem bedenken Sie bitte, daß Sie die Befragung in a m t I i -
c h e m Auftrag durchfütrren. Sie können Ihren Besuch durch ein anrt-
Iiches Schreiben, das Ihnen vom Statistischen Landesamt ausgehändigt
wi rd, ankündiqen , l"pbei Sie gleichzeitig den Termin Ihrer Vorsprache
angeben können. Durch das Anmeldungsschreiben ergibt sich bereits ein
gewisser erster Kontakt mit den zu befragenden Personen. Sie haben
dadurch den vorteil, claß Sie nicht wie ein x-beliebiger und unbekann-
ter Vertreter empfangen werden.

Wenn Sie nun vor der Tür einer für die Befragung ausgewählten Iilohnung
stehen, sind Sie durch das Anmeldungsschreiben gewissermaßen schon
vorgestellt. Außerdem gibt Ihnen das Schreiben bereits einen Anknüp-
fungskontakt für das Einleitungsgespräch. Treten Sie aber bitte nicht
ausgesprochen namtlich" auf, indem Sie gleich als erstes Ihren Aus-
weis zeigen. Es ist gut, wenn Sie sofort sagen: "Ich komme im Auftrag
des Statistischen Landesamtes in und dann Ihren Namen

nennen. Berücksichtigen Sie aber dabei, daß Sie sich bei der Ausübung
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Ihrer Interviewertätigkeit auszuweisen haben (§ 8 Abs. 4 MzG). Bitten
Sie den Hausha1t, die Befragung in der wohnung durchführen zu dürfen,
da Sie schreiben müssen. ohne Erlaubnis des Wohnungsinhabers dürfen
§ie die wohnung nicht betreten.

Im Laufe der Befragung, wenn Sie richtig Kontakt gefunden haben, soI1-
ten Sie dann der Auskunftsperson sagen, daß Sie oder einer Ihrer KoI-
legen in einem Jahr ggf. wieder vorsprechen werden, r,leil in die Aus-
wahl gelangte Haushalte aus methodischen Gründen regelmäßig (maximal)
vier Jahre hintereinander befragt !üerden. Bitte vergessen Sie nie,
sich am Schluß der Befragung für clie Mitarbeit zu b e d.a n k e n .

1.2 BESEITIGEN SIE SCHv,lIERIGKEITEN BEI DER KONTAKTAUFNAHME

Wenn Sie jemanden im Haushalt antreffen, der Ihnen zwar Auskunft ge-
ben würde, aber wegen unpassender zeLt (2.8. C€burtstagsfeier) gerade
jetzt nicht dazu bereit ist, bitten wir Sie, einen anderen Termin
auszumachen. Wenn Sie bei lhrem ersten Besuch niemanden antreffen,
machen Sie noch mindestens zwei weitere Besuche, bevor Sie Ihre Bemü-

hungen aufgeben. öffnet Ihneä beim ersten Mal niemand, so können Sie
sich vielleicht beim Nachbarn nach einer günstigen Besuchszeit für
die betreffende.Familie erkundi§en, mehr aber auch nicht. Bitte auf
keinen FaIl von Nachbarn die Erhebungsfragebogen für die betreffende
Familie .u"fill.n lassen!

1.3 lr{IS IST BEI DER AUSFÜLLUNG DER FNRETSOEEN ZU BERÜCKSICHTIGEN?

Für die Ausfül1ung der Fragebogen ist es nicht notwendig, daß Sie
alle Haushaltsmitglieder persönIich sprechen. Es kann vollkommen aus-
reichen, wenn Ihneneinesder e rwachsenen Mitgliecler
des Haushaltes die gewünschten Auskünfte gibt. Voraussetzung äafür
ist aber, daß diese Auskunftsperson für die anderen Haushaltsmitglie-
der die entsprechenden Angaben auch genau und zuverlässig machen kann
und die anderen Haushaltsmitgliecler nichts dagegen haben. Falls je-
doch einzelne Haushaltsmitglieder nicht bereit sind, ihre Angaben zu-
sanmen'mit den übrigen Haushaltsmitgliedern auf einem Bogen zu machen,
benutzen Sie für diese Personen eigene Bogen. Falls man lhnen die
ausgefüllten Bogen nicht offen überlassen möchte, geben Sie dem tlaus-
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halt bzw. den jeweiligen Personen die Möglichkeit, die Bogen im ver-
schlossenen Umschlag an Sie auszuhändigen oder direkt an das Stati-
stische Landesamt zu schicken.

Falls die Haushalte bzw. Personen die Fragebogen selbst ausfüllen
wollen, überreichen Sie bitte die gewünschte ZahI (Selbstausfüller- )

Bogen bzw. melden Sie diese FäIIe an däs Statistische Landesamt.

Stoßen Sie bei der Erhebung auf Probleme, die Sie allein nicht ein-
wandfrei Lösen können, so informieren Sie uns bitte umgehend. Zwei-
felsfälle entscheidet immer das Statistische Landesamt.

1.4 VERPFLIcHTUNG ZUR GEHEIMHALTUNG

Erfolg und Genauigkeit jeder. statistischen Erhebung sind abhängig von
dem Vertrauen der befragten Personen, daß ihre Angaben nicht miß-
braucht werden und die Befragung ausschließlich statistischen zwecken
dient. Aus diesem Grunde sind Sie unter allen Umständen zur Geheim-
haltung verpflichtet. Im Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz) (siehe Teil 7) und in den Bestimmungen des
Strafrechts (s. Teil 7) sincl besondere Paragraphen enthalten, clie die
Gehe i mha lt u ng spf I i ch t vorschreiben undStrafen
und Geldbußen bei Verletzung der Geheimhaltungspflicht im Rahmen der
statistischen Arbeit festlegen. Sie dürfen auf Grund dieser Bestim-
mungen keinem Dritten Angaben machen, tlie Ihnen durch die Befragung
bekannt geworden sind - auch nicht Ihren Angehörigen! Halten Sie.des-
hatb clie ausgefüllten Fragebogen stets unter Verschluß und sorgen Sie
dafür, daß keine Fragebogen verlorengehen können (siehe auch § 8 Ab-
satz 5 MZG).

Sie werden diese Verpflichtung zur Geheimhaltung verstehen und auch
die Notwendigkeit, daß die Verletzung dieser Pflicht bestraft werden
muß. SteIIen Sie sich vor, wie böse Sie selbst würden, und das mit
Recht, $enn vertrauliche Mitteilungen, die Sie einem anderen machen,
von dj.esem weitererzählt würden. Das Versprechen zur Geheimhaltung,
das al}en Befragten ausdrücklich gegeben wird, erleichtert Ihnen Ihre
Arbeit ganz wesentlich.

Noch eine Bitte: Ha1ten Sie die von uns genannten Termine ein. wenn
das nicht mög1ich ist, verständigen Sie uns rechtzeitig!
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1.5 ,,WARUM KoMMEN SIe eERRoe zU MIR?,,

Sie werden bei Ihrer Interviewertätigkeit sehr oft diese Frage zu be-
antworten haben. Damit Sie das notwendige Rüstzeug zur Beantwortung
dieser Eragehaben, müssenSie den Aushrahlplan, de.r
zugrunde liegt, in seinen Grundzügen kennen.

Die Gesamtheit der bei der Volks- und Berufszählung 1970 gebilcleten
Zählbezirke - ergänzt durch die nach der Volkszählung bebauten FIä+
chen - bildet die Auswahlgrundlage für clen Mikrozensus. Iilach einem'
objektiven, mathematisch-statistischen Zuf allsverf ahren, das die
gleiche Auswahlchance für aIIe Haushalte und Personen sicherstellt,
wurde dann die 1 t-Stichprobe "gezogen" (das sind rund 600 000 Eerso-
nen in 250 000 Haushalten).

Nach vorgegebenen Regeln wurden durch das Auswahlverfahren zufällig
"Klumpen" von rd. 20 Eaushalten (in Gemeinden mit weniger als 20 000
Einwohnern) bzw. 30 Haushalten (in Gemeinclen mit 20 000 und mehr Ein-
wohnern) ausgewählt. Diese "Richtzahlen" wurden manchmal über- oder.
unterschritten, da gleichzeitig darauf geachtet we.rden mußte, daß in.
der Regel nür ganze Gebäude ausgewählt wurden, die zuclem räunlich be-
nachbart sind. Für die Auswahl von Eaushalten und Wohnungen in Groß-
gebäuden (25 und mehr Haushalte) und deren Zusammenfassung zu einem
Zählbezirk wurde ein besonderes Verfahren angewendet.

Die so ausgewählten Zählbezirke (Auswahlbezirke) sincl clie A u s.-
wah 1e i nhe i ten. S,ie umfasseneineAnzahl vonräumlich
zusammenhängenden Gebäuden, trlohnungen und Haushalten.

Nur wenn a1le Personen der ausgewählten Haushalte Angaben machen, ge-
währleistet das Auswahlverfahren ein zuverlässiges Bilct der Lebens-
verhältnisse in unseren Land.

Das Verfahren der "Zufallsauswahl" ist die Varaussetzung für die Be-
rechnung der Genauigkeit der Resultate mit tsitfe der auf der Wahr-
scheinl ichkeitstheorie aufbauenden mathematischen Fehlerrechnung.
Würden Sie nun die Befragung nicht in dem Ihnen anqegebenen Auswahl-
bezirk, sondern in einem anderen durchfähren,, würde die Zufallsaus-
wahl gestört, und die Voraussetzung zur Berechnung aler Genauigkeit
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der Ergebnisse würde fehlen. l4an hätte dann aJ-so keine Gewähr für die
Richtigkeit der Ergebnisse. Das sind die Gründe, weshalb Sie u n -
ter keinen Umständen Bef rag ungen in
einem anderen a1s dem angegebenen
G e b i e t durchführen dürfen.

1,6 HnnuN WtroERHoI-UNGSBEFRAGUNGEN?

Wie Ihnen bekannt ist, werden alle für den Mikrozensus ausgewähIten
Haushalte wiederholt befragt. Wenn Sie nun ein Jahr später wieder zu
denselben Haushalten kommen, wiril man Ihnen vielleicht sagen: "Warum
kommen Sie denn schon. wieder zu mir? Weshalb werde ich schon wieder
befragt?" Wenn der Ton nicht allzu abweisend gewesen ist, können Sie
Iächelnd anthrorten: "Weil Sie uns das letzte MaI so nett Auskunft ge-
geben haben!" Oder etwas ernsthafter: "Weil Sie cloch.schon ilas letzte
l,la1 bereitwillig und verständnisvoll rnitgearbeitet haben!" Sie können
dann weiter erläutern, daß bei der mehrmaligen Befragung ein und des-
selben Haushaltes einmal die h o h e n K o s t e n f ü r d i e

Neuauswahl von Haushalten gespart
würden, zum anderen die aus dieser Stichprobenerhebung gewonnenen
statistischen Erkenntnisse viel genauer seien.
[lit einem Wort: Man hat mehr für das GeId!

wenn man den gleichen Personenkreis mehrere Jahre hintereinander be-
fragt, können die Ergebnisse einer Erhebung besser mit denen des Vor-
jahres verglichen werden, d.h, man weiß, daß die aufgetretenen Abwei-
chungen eine Veränderung in der Struktur der BevöIkerung widerspie7
geln und nicht de§halb auftreten, weil man einen an,leren personen-
kreis befragt hat.

1.7 Was GESCHIEHT MIT DEN ERFASSTEN ANGABEN?"

Wenn Sie alle Befragungen in fhrem Auswahlbezirk abgeschlossen haben,
dann schicken Sie bitte säntliche fertig ausgefül}ten Erhebungsbogen
sofort an das Statistische Landesamt. Dort werclen diese dann, wie der
Statistikdr sagt, "aufbereitet". Es wiril Sie und auch die Befragten
sicher interessieren, wie die von Ihnen herbeigeholten Angaben weiter
bearbeitet werden. Was heißt also "aufbereitenn?

* siehe auch "Informationen für die Befragten"
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Bei den meisten Fragen wurden von Ihnen bereits - in den dafür vor-
gegebenen Spalten - in der Erhebungsliste die Angaben in Ziffern ein-
getragen. Auch die restlichen Angaben aus der Erhebungsliste (aber
ohne Name und Anschrift) werden später noch in Ziffern übersetzt,
d.h. verschlüsselt.

Für jedes Haushaltsmitglied werden dann diese Schlüsselzahlen auf
maschinelle Datenträger . (Diskette) übertragen und dann auf modernsten
elektronischen Rechenanlagen ausgezählt uncl tabelliert. Dabei wird
festgestellt, wie oft an einer bestimnrten SteIIe des Magnetbandes
eine bestinmte Markierung vorkomml, z.B. wie oft an Stelle ll die
Dlarkierung 1 auftritt, cl.h. wieviel Männer erfaßt worden sind. Die
Ergebnisse dieser Auszählungen we'rden dann in den unterschiedlichsten
Kombinationen verschiedener Merknale in Tabellen, z.B. "Erhrerbstätige
nach Wirtschaftsabteilungen und Ste1lung im Beruf" dargestellt (vgl.
"Informationen für die Befragten").

1.8 WIE IST IHR AUSWRHßTZIRK ABZUGRENZEN?

Ihr Au sw ah 1 b e z L r k wird fhnen vom Statistischen Landes-
amt durch Bekanntgabe der Straßen und Hausnummern der zu erfassenclen
Gebäude genau spezifiziert vorgegeben. Bezogen auf ein Beispiel würde
die Beschreibung des Auswahlbezirks wie folgt lauten:

Beispiel:

Ausrah loez i r*sg renze
tlohngebäude
des Ausvahl-
bezir*s'in
der VZ 1970

Anqrenzende
G€bäude in

l{erbau
nach decl

27,5.1970

Auswahlbezirk

.r5

Grun&tüclagrenze ffi m der VZ 1970

ll
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Der Auswahlbezirk umfaßt aIIe Gebäude mit den Hausnummern l2 bis
unLer 22. Davon waren bei der Volks- und Berufszählung am 27. Mai
1970 bereits errichtet die Gebäude rnit den Eausnummern 12, 13, 14,
16, 17 , l g, 19, 20, 21 .

Maßgebend für die crenzen des Auswahlbezirks sincl die zu den einzel-
nen Gebäuden gehörigen Grundstücksgrenzen.

AIs G runds atz giltr Essinalal
des Auswahlbezirks zum Zeitpunkt der Befr agung vorhandenen Gebäude,
Wohnunq en und Haushalte zu erfassen.

Ihr Arbeitsgebiet ist ein Häuserblock oder ein zusammenhängender Teil
davon, ein Abschnitt eines Straßenzuges, vielleicht nur ein einziges
großes Haus oder auch nur ein TeiI eines ganz großen Gebäudes.

Gemäß der Grundregel sind in einem "Normalbezirk" - dies sind alle
Auswahlbezirke mit Ausnahme von Bezirken mit Geme inschaftsunte r-
künften, in denen axt 21. Mai 1970 50 und mehr Personen lebten so-
wie mit Ausnahme von Bezirken mit Großgebäuden, in denen am 27. Mai
1970 26 und mehr Haushalte wohnten - alle in Ihrer Auswahlbezirks-
beschreibung angegebenen Hausnummern (mit allen in diesen Gebäuden
riohnenden Personen) zu erfassen. Finden Sie in Ihrem Auswahlbezirk(vgI. Itummern-Kreis) Gebäude (mit 9*chnungen) mit Hausnummern vor,
die in Ihrer Auswahlbezirksbeschreibung nicht arrfgeführt sind, so
prüfen Sie bitte, ob es sich
1. um Gemeinschaftsuntekrünfte hanilelt, die bereits afi 27. Mai 1970

bestanden haben und in denen bei der Votkszählung '1970 50 und
mehr Personen lebten.

Trifft ilies zu, dann ist (sind) die betr. Eausnummer(n)
nicht zu erfassen.

2. urn Großgebäude handelt, die bereits am 27. Mai 1970 bestanden
haben und in denen bei der Volkszählung 197O 26 und mehr Haus-
halte wohnten.

Trifft dies zu, dann ist (sinil) die betr. Eausnummer(n)
nicht zu erfassen.

3. um kleinere Gebäude handelt, die bereits am 27. Mai 1970 bestan-
den und in denen damals lveniger als 26 Haushalte gewohnt haben.
Hierbei.handelt es sich üm-EeEäuAe;-EIe nur aus Versehen (oder
weil in den Vz-Unterlagen die Eausnummer nicht angegeben war)nicht in Ihrer Zählbezirksbeschreibung aufgeführt wurden.

Trifft dies zu, dann ist (sind) die betr. Hausnummer(n)
zu erfassen.

4. um Gebäude handelt,
wurden.

die erst nach dem 27. ltai 1970 errichtet

Trifft dies zu, dann richtet sich die Erfassung der betr.
Hausnummer(n) nach den untenstehenden RegeIn für die Erfas-
sunq der Neubautät igkeit

In Zweifelsfällen wenden Sie sich bitte an das Statistische Landes-
amt.



13 -

1.9 VenoessrN Srr rurcnr DrE zusATzLrCHEN NeusRuteN

Die Enfassung der Ne u b a ut ät i 9k e i t, d.h. clie Erfas-
sung aller nach dem 27. Mai 1970 (vz 1970) neu errichteten Gebäude mit
Wohnraum, ist im Rahmen Ihrer Interviewerarbeit.eine s e h r
w i c h t i g e Ar:fgabe. Bei der Erfassung der Neubautätigkeit ist
das Augenmerk nicht allein auf bisherige Baulücken zu richten, son-
dern selbstverständlich auch auf alle bereits bebauten Grundstücke
Ihres Auswahlbezirks. Es nuß also bei der Begehung Ihres Auswahlbe-
zirks geprüft werden, ob nicht auf einem bereits bebauten Grunclstück
noch zusätzlich ein Neubau errichtetworden
ist. Dabei muß sehr sorgfäItig auf die Grundstücksgrenzen, die auch
gleichzeitig Auswahlbezirksgrenzen sind, geachlet werden.

Neubauten am Ende einer Straße imAnschluß
eines Auswahlbezirks sind von Ihnen an das Landesamt zu melden, eben-
sowieNeubauten auf de r gegenübe rliegen-
d en Str a ßens e ite desAuswahlbezirks, wenndiese
Straßenseite bei der Volkszählung 1970 noch nicht bebaut war.

R i chtl i n i e n hinsichtlichder Erfassung derNeubautätig-
keit werden Ihnen vom Statistischen Landesamt bei ilen Interviewer-
Schulun.gen mitgeteilt werden. FaIIs sich darüber hinaus SonderfäIle
ergeben sollten, für clie Sie keine Richtlinien erhalten haben, bitten
wir Sie, diese FäIIe clem Statistischen Landesamt zur Entscheidunq
mitzuteilen

Versuchen Sie bitte lich, selbst eine Zwischenlösung zu finden, clenn
der ErfoIg der gesamten Stichprobe hängt von der genauen Eiirhaltung
cler festgelegten Auswahlprinzipien und Richtlinien ab, nach denen
auch aIIe auftretenden SonderfäIle hinsichtlich der Erfassung der
Neubautätigkeit abgestimmt werden mlissen.

1.10 HöcnSTeRTRSSUNGSREGEL

Sind innerhalb des beschriebenen Auswahlbezirks (2.8, Hausnummer 15 im
Beispiel auf S. 11) inzwischen neue Gebäude entstanden und bezogen
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worden, so sind diese Gebäude ohne Rücksicht auf zahl und Größe in
die Befragung mit einzubeziehen. Sollte sich der Auswahlbezirk da-
durch jedoch um mehr als 20 (in Gemeinden unter 20 000 Einwohner)
bzw.' 30 (in Gemeinden mit 20 000 und mehr Einwohnern) Eaushalte ver-
größert haben, so wollen Sie dies bitte unter genauer Angabe der
Hausnummern und möglichst unter Beifügung einer Lageskizze dem Stati-
stischen Landesamt vor der Befragung mitteilen.

1.11 Wen GEHÖRT ZU EINEM HNUSHRIT?

Als Hau sh a 1 t wird imallgemeinen eineGemeinschaft von
Personen angqsehen, die zusammen erohnt und wirtschaftet,.für die also
im Haushalt gemeinsam gekocht wird, die ihren Lebensunterhalt gemein-
sam finanziert usw. Zum Haushalt zählen auch aus beruflichen oder
sonstigen Gründen am Erhebungstag abwesende Personen (2.8. deir gJehr-

dienst leistende Sohn, die auswärts studierende Tochter), wenn sie in
der Wohnung des Haushaltes wohnberechtigt sind. Diese Personen sind
also mit in den Erhebungsbogen aufzunehmen.

Nicht zumHaushalt zäh1en be s u ch swe i s e anwesende Per-
sonen. Auch Einzelpersonen können als eiqener Haushalt zählen. Beach-
tenSiebittedeshalb, daß jede für sich aIIe in wi rt-
s c h a f t e n d e Person, also z.B. ein Untermieter, als eigener
Haushalt erfaßt werilen muß (vgl.S2Absatz3MzG)

1.12 WeIcHER HAUSHALT IST ZU ERFASSEN?

AIle in Gebäuden bzw. Wohnungen innerhalb des Ihnen vom Statistischen
Landesamt genannten Befr agungsgebietes' ( siehe Auswahlbezi rksbeschrei-
bung) befindlichen Haushalte (neben Wohnungsinhaber,/Hauptmieter alle
eventuell vorhandenen Untermieter) sind zu erfassen. Erkundigen Sie
sich deshalb bei den Wohnungsinhabern, ob sie noch Untermieter in
ihrer Wohnung aufgenommen haben, und befragen Sie diese ebenfalls.

Für j e d e n Haushalt (auch für Untermieter) ist ein Haushalts-
mantelbogen und mindestens ei.ne Erhebungsliste auszufüIlen. Das be-
ileutet, daß z.B. in einer Wohnung, in der sich zwei Haushalte befin-
den, auch zwei Haushaltsmantelbogen auszufüllen sind. In diese sind
alle zum jeweiligen Haushalt gehörenclen Personen einzutragen.



- 15

Die Fragen sind grundsätzlich nur an erwachsene Mitglieder des Haus-
halts zu stellen (Ausnahme: Ein-Personen-Ilaushalte von Minderjähri-
gen); diese sind auch für minderjährige Haushaltsmitglieder aus-
kunftspflichtig (s. Informationsblatt bzw. § 9 MZG).

In allen Wohnungen in den durch die Auswahlbezirksbeschreibung vorge-
gebenen Gebäuden muß die Erfassung erfolgen, gleichgültig ob sie bei
der Erhebung bewohnt waren oder leer standen.

Da Stichtaq der Erhebunq (25. I4ärz 1987 ) und Tag der Befragung nicht
identisch sind, können fol gende FäIle auftreten

a) Am Stichtag 25. Ntärz 1987 stand die $Iohnung leer. Zum Zeitpunkt
Ihres Besuches als Interviewer ist ein neuer Haushalt in die Woh-
nung eingezogen.

Regel für die Erfass ung

Der Haushalt ist zu erfassen und für ihn ein Haushaltsmantelbogen
mit al1en für Ihren Auswahlbezirk vorgesehenen Erhebungspapieren
anzulegen.

b) Am Stichtag 25..März 1987 wohnte noch ein Haushalt in der Vtohnung,
der aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag
steht die Wohnung leer.

Regel für die Erfassung

Dieser Fall wird a1s leerstehende Wohnung behandelt, und es ist
nur ein Haushaltsmantelbogen sowie der Bogen "Itohnsituation des
Haushalts" anzulegen. Handelt es sich um eine Wiederholungsbe-
fragung, so ist der weggefallene Eaushalt in die Verteilungs-
Iiste aufzunehmen, in Spalte 26 jedoch mit "2" oder "3' (Fort-
zug, Tod) zu verseheh. Ebenso ist für diesen Haushalt eine Erhe-
bungsliste anzulegen, wenn der Grund für den Wegfall bei den
einzelnen Haushaltsmitgliedern nicht derselbe war

c) Am Stichtag 25. März 1987 wohnte ein Haushalt A in der vtohnung,
der aber in der Zwischenzeit ausgezogen ist. Am Befragungstag
wohnt ein anderer Ilaushalt B in der wohnung.
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Regel für die Erfassung

Haushalt B ist zu erfassen.
Haushalt A ist wie unter b) beschrieben zu behandeln.

Beachten Sie die vorgenannten Regeln genau. Sie weichen von der
Grundsatzregel, nach der stets clie Berichtswoche bzw. der stichtag
maßgebend ist, ab. Hingegen sind Neugeborene, die erst nach dem

25. üärz 1987 geboren sind, nicht in die Erhebungspapiere aufzuneh-
men (aufzunehmen sind dagegen nach dem 25. tlärz Gestorbene!).

1.13 I,IAS TUN SIE BEI SELBSTAUSFÜLLUNG?

Treffen Sie auf einen Haushal.t, der den Wunsch äußert, die Erhebungs-
unterlagen selbst auszufüIlen, so müssen Sie den wunsch der angetrof-
fenen Auskunftspflichtigen beachten. Die für die Selbstausfüllung
vorgesehenen Erhebungspapiere sind in diesem Fall dem Haushalt auszu-
häncligen oder eine entdprechende Meldung an das Statistische Landes-
amt zu machen, damit von dort eine Zusendung dieser Papiere erfolgt.
Machen Sie bitte auf der Verteilungsliste eine entsprechende Eintra-
gung. In keinem FaII sind den Selbstausfüllern der Haushaltsmantel-
bogen oder die Verteilungsliste zur AusfüI1ung zu überreichen.

Tragen Sie bitte auch bei Selbstausfüllung folgende Angaben in den
Haushdltsmantelbogen bzw. die Verteilungsliste selbst ein:

- Straße, Eausntmmer und Lage der Wohnung im Gebäude
- vor- und Familienname des angetroffenen Auskunftspflichtigen
- Lfd. Nr. des Gebäudes im Auswahlbezirk
- Lfd. Nr. der wohnung im Gebäude
- Lfd. Nr. des Eaushalts im Auswahlbezirk
- zahl der Personen im Haushalt
- Zahl der Haushalte in der Wohnung.

Die Auskunftspflichtigen, also auch clie Selbstausfül1er' sind nach
§ 8 Abs. 5 zu den entsprechenden Angabän, die Voraussetzung für eine
ordnungs§emäße Durchführung der Interviewertätigkeit sind, Ihnen ge-
genüber verpflichtet. weitere Eintragungen in die Erhebungsvordrucke
können Sie auch vornehmen, wenn und soweit die Auskunftspflichtigen
einverstanden sind.



_17_

1.14 l,lIE ERFASSEN SIE IN GEIVIEINSCHAFTSUNTERKÜNFTEN?

fn den ausgewählten Gemeinschaftsunterkünften sind grundsätzlich
alle dort lebendeh Privathaushalte und Einzelpersonen zu erfassen.
Bei sehr großen Einrichtungen werden nur Personen befragt, deren Fa-
miliennamen mit bestimmten Buchstaben beginDen, z.B. A-G oder L-R.
Dasselbe gilt analog für die Privathaushalte im Bereich der Gemein-
schaftsunterkunft, wobei der Anfangsbuchstabe des Familiennamens des
Haushalts maßgebend ist. Die ausgewählte Buchstabengruppe wird Ihnen
vom Statistischen Land'esamt in diesen FäIIen bekanntgegeben.

Gäste in Beherbergungsbetrieben und Patienten in Krankenhäusern,;
die sich dort nur vorübergehend (d.h. weniger als 3 Monate) aufhäI-
ten, sind n i c h t zu erfassen; Kranke in Heil- und Pflegean-
stalten oder Sanatorien nur insoweit, a1s sie wegen der Länge ihres
Aufenthaltes dort polizeilich ggmeltet sind oder außerhalb der Ein-
richtung keinen weiteren Wohnsitz (I{ohnraun) haben

Alle Einzelpersonen in Gemeinschaftsunterkünften , die nicht für sich
wirtschaften, bilden grundsätzlich einen Harishalt. Wenn Einzelperso-
nen nicht gemeinsam mit den übrigen ihre Angaben machen m6chten, kön-
nen diese für sich auf einen gesonderten Bogen ant$orten.
Privathaushalte im Bereich der Gemeinschaftsunterkunft (2.8. Eaus-
halte von Hausmeistern, Ärzten, Pflegern) sind je mit einem eigenen
Haushaltsmantelbogen und eigener Erhebungsliste zu erfassen. Sie er-
halten dadurch l.ne ene Eaushalts-Nr.
Können in Gemeinschaftsunterkünften Personen nicht persön1ich be-
fragt werden (2.B. Kleinkinder), so ist der Leiter der Einrichtung
auskunftspflichtig. Wenden Sie sich dann bitte an d'ie Verwaltung der
Einrichtung mit dem Ersuchen, die benötigten Angaben aus den vorhan-
denen Akten oder Karteien zur Verfügung zu stellen. Sie können dabei
auf die gesetzliche Regelung in § 9 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 MZc ver$ei-
sen. Diese "Ersatzauskunftspflichtr der Leiter von Gemeinschafts-
unterkünften entfällt jedoch, soweit die Auskünfte durch eine Ver-
trauensperson des Befragten erteilt werden können (vgl. § 9 Absatz l
MZG).

Auch ausländische Arbeitnehmer in Arbeiterunterkünften sind zu befra-
gen. Sollten Sie Verständigungsscherierigkeiten haben, so versuchen
Sie bitte - mit Zustimmung des Befragten - sprachkundige Betreuer
einzuschalten.
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2 ERHEBUNGS- UND ORGANISATIONSPAPIERE

2.1 VERTEILUNGSLISTE

Für jeden Auswahlbezirk erhalten Sie vom Statistischen Landesamt eine
Verteilungsliste.

a) Ropfeintrqgunge4

Zunächst ,füllen Sie den Kopf der Verteilungsliste aus (Kreis,
Gemeinde, Straßen und Eausnummern des Auswahlbezirks, Ihren Namen,
Ihre Adresse und lhre Interviewernummer). Geben Sie dabei die
Hausnummern je Straße bitte einzeln an. Dann tragen Sie die
Schlüsselnrmmer für das Land, den Regierungsbezirk (1970) und den
AuswahlbeziiX in die entsprechenden Kästchen ein. Die übrigen An-
gaben werden Ihnen vom Statistischen Landesamt vorgegeben.

b) §pef,len e: d

In diese Liste tragen Sie bitte jeden zu befragenden Haushalt ein,
unabhängig davon, ob Ihr Bemühen um eine Befragung Erfolg hatte
oder nicht. Nach der Straßenkennzeichnung und Hausnummer (Spalten
a + b) ist die Lage der Vf,ohnung im Gebäude, in der der Haushalt
wohnt, festzuhalten (Spalte c).
In Spalte d tragen Sie den Namen des Haushalts ein (Wohnungsinha-
ber und Untermieter sind zwei Haushalte). Für Gemeinschaftsunter-
künfte nehmen Sie bitte in Spalte d keine Eintragungen vor.

Dabei soll folgende Reihenfolge eingehalten werden:

Straße,
Gebäude mit der niedrigsten Eausnunmer in dieser Straße, das
noch in Ihrem Ausvrahlbezirk liegt (2.8. Hausnummer 12)

l. Wohnung im untersten berilohnten Stockwerk (2.B. Souterrain)
- Hauptmieter dieser Vtohnun4
- ggf. Untermieter
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2. Wohnung im untersten bewohnten Stockwerk
usw.

1. lrlohnung im nächsten Stockwerk (2.8. Erdgeschoß, Parterre)
2. Wohnung im nächsten Stockwerk

usw.

Gebäude mit der nächsthöheren Hausnummer
1. Wohnung im untärsten Stockwerk usw.

Und wenn fhr Bezirk zwei Straßen umfaßt:

2. Straße,
Gebäude mit der niedrigsten Hausnummer (2.B. Hausnr. 2)
ust{.

Für Gemeinschaftsunterkünfte ist nur jeweils einei Zeile auszu-
füllen (ohne Privathaushalte im Bereich von Gemeinschaftsunter-
künften).

c) Spalten 17 - 28
Die zu fhrem Auswahlbezirk gehörigen Gebäude numerieren Sie in
Spalte 17/18 einfach durch. Durch die fortlaufenden Hausnummern
ist ja bereits clie richtige Reihenfolge sichergestellt.

Die lfd. Nr. der Wohnuns im Gebäude (Spalte 19/20) wird wie folgt
vergeben:
Beispiel: Erstes Haus in fhrem Bezirk ist ein 2-stöckiges Wohn-

haus, auf jeder Etage 3 vtohnungen, beginnend im Erdge-
schoß.
Die Wohnungen des Erdgeschosses erhalten die Nummern

01 bis 03
(innerhalb eines Stockwerkes spielt die Reihenfolge
der Wbhnungen keine RoIIe).

des 1. Stockes die Nummern 04 bis 06,
des 2. Stockes die Nummern 07 bis 09.

Zweites Eaus: Einfamilienhaus;
das Gebäude enthäIt nur eine wohnung mit der Nummer 01.
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Vtohnen zwei oder mehr Eaushalte in einer Wohnung, dann muß die
gleiche 1fd. Nr. der Wohnung im Gebäucle zweimal oder mehrmals in
der Verteilungsliste erscheinen (2.B. bei Haupt- und Untermie-
tern).
In Spa1te 21/22 ist die lfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk
einzutragen; das bedeutet, daß die einzelnen Zeilen - da für
jeden Haushalt eine Zeile benutzt wird - aufsteigend zu nume-
rieren sind. Ausnahrne: Haushalt nicht auskunftspflichtig, I{ohnung
leerstehend, Wohnung gewerblich genutzt. Hier bleiben die Spalten
21 /22 Leer .

Pr ivathaushalte , die im Bereich von Gemeinschaftsunterkünften
vorhanden sind, müssen wie a1le anderen Haushalte im Auswahlbe-
zirk fortlaufend numeriert werden (lfd. Nr. des Gebäudes im
Auswahlbezirk, lfd. Nr. der !{ohnung im Gebäude, Ifd. Nr. des
Haushalts im Auswahlbezirk).
Für Gemeinschaftsunterkünfte ist die lftl. Nr. des Gebäudes im
Auswahlbezirk ebenfalls zu vergeben, als 1fd. Nr. der Wohnung im
Gebäude und als lfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk jedoch
jeweils'00' zu sig.nieren.
Leerstehende, gewerblich genutzte und von Angehöriqen ausländi-
scher Streitkräfte bewohnte Wohn ungen sind ebenfalls nur in den
Spalten 17/18 llfd.Nr. des Gebäudes) und 19/20 (Ifd. Nr. der
Wohnung) zu numerieren. Die lfd. Nr. des Haushalts (Spalte 21/22)
ist hier offen zu lassen.

Die Zahl der Personen in tsaushalt (Spalten 23/24) und der Haushal-
te in der tVohnung ( Spalte 25) können Sie von dem angetroffenen
Auskunftspflichtigen in Erfahrung bringen, auch bei vorliegendem
Wunsch nach Selbstausfüllung (vgl. hierzu Abschnitt 1.13).
Spalte 26 "Haushalt seit der letzten BeJragung ..." trifft nur für
Bezirke zu, die bereits im letzten Jahr in die Erhebung einbezogen
waren.

Die Spalte ist dann jedoch nur auszufüI1en, wenn

- ein ganzer Eaqshalt, der bei der letzten Befragung noch nicht
im Auswahlbezirk wohnte, neu hinzugekommen ist (Zuzug)
cder

- ein ganzer Hausha1t, der in die letzte Befr agung einbezogen
war, jetzt nicht mehr vorhanden ist (Fortzug, Tod).
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Die Fragestellung urnfaßt nicht Veränderungen im Eaushalt, die nur
einzelne Personen betreffen.
Das xBaualter der Wohn o( Spalte 27) ist aus dem Bogen "Wohn-
situation des Haushaltso zu übernehmen.
fn Spalte 28 (nur für 0,1 t-Bezirke mit Fragen zu Urlaubs- und Er-
holungsreisen) trag en Sie ein, ob vom Haushalt Angaben zu Urlaubs-
und Erholungsreisen gemacht wurden, und wenn ja, ob eine Reise
unternommen wurde oäer nicht.

cl)Spaltene-l
Haben Sie die Befragung durchgeführt, tragen Sie als Befragungs-
ergebnis (Spalte e) "1n ein. Treffen Sie auch nach mehrmaligen
Versuchen niemanden an oder will man Ihnen keine Auskunft geben,
vermerken Sie eine "2" (keine Auskunft). Nicht auskunftspflich-
tige Haushalte (Haushalte von Angehörigen ausländischer Streit-
kräfte und Vtohnungsinhaber, ctie die Räume.gewerblich nutzen) sincl
mit n3r, Ieerstehende Vtohnungen mit "4" za signieren. Die Spalte e

bleibt bei. Haushalten, die eine SelbstausfüIlung wünschen, leer.

Die Zahl der ausg efüllten Erhebunqslisten und Zusatzbogen ( Spalten
f bis i) füIlen Sie am besten aus, wenn Sie alle Befragungen abge-
schlossen haben. In SpaIte k (Wohnungsinhaber) kennzeichnen Sie
bitte, bei welchem der eingetragenen Eaushalte es sich um den des
Vtohnungsinhabers (Eigentümer oder Hauptmieter, also kein Unter-
mieter) handelt.

In die Rubrik "Bemerkungen,/Telefonnummer" ( Spalte n1') können Sie
beispielsweise_Termine für einen weiteren Besuch oder wichtige
[titteilungen an das Statistische Landesamt (2.8. Vtunsch nach
SelbstausfüIlung ) eintragen.

Bei der Telefonnummer berücksi chtigen Sie bitte, daß der Aus-
kunftspflichtige die Angabe der Telefonnummer nur freiwillig zu
machen braucht.

e) Abschlußarbeit
Zum Abschluß Ihrer Arbeiten kontrollieren Sie nochrnals anhand der
Verteitungsliste, ob Sie aIIe Haushalte erfa8t haben.
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2.2 HAUSHALTSMANTELBOGEN

nür jeclen im Auswahlbezirk wohnenden Haushalt (auch Privathaüshalte
in Gemeinschaftsunterkünften) und für jede Gemeinschaftsunterkunft
ist ein Haushaltsmantelbogen anzulegen, unabhängig davon, ob der
Haushalt angetroffen wur.de oder nicht.

Auch für eine leerstehende wohnung oder wenn eine Wohnung von Ange-
hörigen auslänilischer Streitkräfte privatrechtlich bewohnt wird, ist
ein Haushaltsmantelbogen anzulegen.

a) Name und Anschrift (Teil I)

Ob Sie in clie entsprechenden Kästchen die Regierungsbezirks- und

Auswahlbezirksnummer eintragen sollen, wird Ihnen vom Statisti-
schen Landesamt mitgeteilt.

Unter a) tragen Sie den Familiennamen, Vornamen des Haushalts,
unter b) Straße und Hausnummer seiner Adresse, unter c) die
Postleitzahl und den Namen der Gemeinde ein; für Gemeinschafts-
unterkünfte tragen Sie nur die Anschrift ein.

Bitte beachten Sie, daß auch für Untermieter ein eigener Haus-
haltsnantelbogen anzulegen ist !

b) Zum Haushalt gehörende Personen (Teil II)

Hier haben Sie in den Zeilen I bis 10 P1atz, um Namen und Vor-
namen der .Haushaltshitgtieder einzutragen, und zwar in der Reihen-
folge, wie sie in der Erhebungsliste erfaßt wurden.

Sollte der Haushalt aus mehr als 10 Personen bestehen (dies gilt
sowohl für den Haushalt als auch für die Gemeinschaftsunterkunft) r

so muS mindestens ein weiterer Mantelbogen angelegt werden. Die
nlfd. Nr. der Person in Haushalt" ist entsprechend abzuändern.
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In die nächste Spalte (Angaben erhalten = x) machen Sie dann in
die Zeile jeder einzelnen Person ein Kreuz, wenn Sie für diese
Person Auskunft erhalten haben.

Bitte beachten Sie, daß der angetroffene Auskunftspflichtige
nicht die Namen der übrigen Haushaltsmitglieder offenbaren muß

(vg1. Abschnitt 1.13). Ist das von Ihnen angetroffene Haushalts-
mitglied nicht bereit, fhnen die Namen der übrigen Haushaltsmit-
glieder zu nennen, so teilen sie dies bitte dem Statistischen
Landesamt mit. Geben Sie dabei auch die Anzahl der übrigen Haus-
haltsmitglieder an. Diese Auskunft kann Ihnen das angetroffene
Haushaltsmitglied nach S 10 Abs. 5 MZG nicht verweigern'

c) 4@ (rei1 III)

Hier tragen Sie das Datum des rnterviews ein und bestätigen die
ordnungsgemäße Durchführung der Befragung mit Ihrer Unterschrift.

d) Sonderregelung für bestingrtg Hltrshelle

Bei Eaushalten, die für längere Zeit abwesend bzw. nicht anzutref-
fen sind oder die keine Auskunft erteil-en, ist nur der TeiI I des
Haushaltsmantelbogens auszufüIlen. GLeiches gi1t, wenn die Wohnung

Ieersteht oder von Angehörigen ausländ ischer Streitkräfte pr ivat-
rechtlich bevrohnt wird. fn diesen Fäl1en fütlen Sie bitte die An-
schrift aus und vermerken beim Familiennamen deutlich "leer" bzw.
nstreitkräfte".
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2,3 ERHEBUNGSLISTE

Jeder im Auswahlbezirk wohnende Haushalt hat die Wahl, ob er an der
Befragung mündlich oder schriftlich teilnehmen will. Darüber hinaus
hat er die ltahl, ob er die Fragen gemeinsam mit anderen Haushalts-
mitgliedern oder für sich auf einem eigenen Bogen beantwortet.

Für jeclen im Auswahlbezirk wohirenden Eaushalt und für jede Gemein-
schaftsunterkunft ist mindestens eine Erhebungsliste ( je nach münd-
licher bzw. schriftlicher Auskunftserteilung besondere Form) anzu-
legen.

Ist die ZahI der Haushaltsmitglieder rößer ais fünf, dann verwenden
Sie zur Beantrrortung der Fragen eine zweite Erhebungsliste für die
sechste, siebte und weitere Person. Vergessen Sie nicht, die Ord-
nungsangaben auf die zweite Erhebungsliste zu übernehmen und die
"lfd. Nr. der Person im Haushalt" entsprechend einzutragen (n06",
"07" usw. ) .

Analog ist bei Gemeinschaftsunterkünften zu verfahren (s. Abschnitt
1.14).

Die Eintragungen in die Erhebungspapiere nehmen Sie bitte mit Kugel-
schreiber vor, nicht aber mit BIei- oder Farbstift. Durch die direkte
Eintragung der Angaben in Signierziffern in die Erhebungspapiere für
eindeutig klassifizierbare Antworten ist es möglich, die jeweils in
die Rubrik des betreffenden Haushaltsrnitgliedes eingetragene Schlüs-
selzahl gleich auf den Datenträger, ohne vorherige Übertragung in
eine Signierspalte, zu übernehmen.

Bei allen Fragen, bei denen die Angabe entfäI1t, sincl keine Eintra-
gungen zu machen, d.h. die betreffende Spalte muß leer bleiben.
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2.4 I'lEITERE ERHEBUNGSPAPIERE

Außer der Erhebungsliste ist für jeden Haushal-t und jede leerstehende
9üohnung der Erhebungsbogen zur "lVohnsituation des Haushalts" anzule-
gen. Darüber hinaus sind in bestimmten Auswahlbezirken Erhebungsbogen
zu-den "Urlaubs- und Erholungsreisen" oder zur "EG-Arbeitskräfte-
stichprobe" zu bearbeiten. Ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört, teilt
Ihnen das Statistische Landesamt mit. Weitere Erläuterungen zu diesen
Ergänzungs- bzw. zusatzbogen enthalten clie Teile 4,5 und 6 dieses
Handbuchs.

2.5 EINTRAGUNGSTECHNIK FÜR STRICHMARKIERUNGSBOGEN

In die Zusatzbogen zur l{ohnsituation des Haushalts und zu den Ur-
Iaubs- und Erholungsreisen sind Antworten teils in Ziffern, .teiIs
im Strichmarkierungsverfahren einzutragen. Das für das maschinelle
Lesen von Strichmarkierungen benutzte "Lesegerät" erkenqt schwarze
Markierungen, die das Licht absorbieren und nicht reflektieren. Für
die Eintragung en ist daher ein schwarzer Bleistift Nr. 2 zu ver-
wenden. Farbstifle oder Kugelschreiber sincl ungeeignet

Die zutreffende Antwort wird durch einen Bleistiftstrich im entspre-
chenden Markierungsfetd (zwischen den Klammern) gekennzeichnet, und
zwar so. daß das [Iarkierungsfelcl wei tgehend ausgefüllt ist. Würde
irrtümlich eine falsche Eintragung vorgenommen, so ist die fehlerhaf-
te Markierung sorgfältig auszuradieren.
Der rechte, schwarz estrichelte Rand des Fragebogens darf nicht
beschrieben und nicht beschädigt werden. Er dient der Führung des
Bogens clurch das Lesegerät

Ein verschmutzter Bogen clarf nicht verwendet werden. Ein Überschrei-
ben der Markierungsfelder muß in jeclem FaII vermieden werden.

Am Encle der Strichmarkierungsbogen befindet sich unter der Über-
schrift "nur vom Statistischen Landesamt auszufüllen" eine Signier-
Ieiste. Sie ist für clie Übertragung der vom Interviewer eingetragenen
Ziffern in maschinell lesbare Normziffern vorgesehen. Soweit das Sta-
tistische Landesamt keine besondere Anweisung gegeben hat, sind daher
hier vom Interviewer keine Eiqqrqgungsn zu machen.
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2.6 VOLLZAHLIGKEIT DES IV1ATERIALS

Nach Abschluß Ihrer Interviewertätigkeit im Auswahlbezirk müssen fol-
gende Erhebungspapiere vorhanden sein:

a) Verteilungsliste

b) Entsprechend der ZahI der Eaushalte - ob angetroffen oder nicht -
ggf. einschließlich Haushalte aIs Selbstausfüller, leerstehender
oder von Angehörigen ausländischer Streitkräfte privatrechtlich
bewohnter Wohnungen, die ZahI de r Mikrozensus-Laushaltsmantel-
bogen. Auch für jede Gemeinschaftsunterkunft muß mindestens ein
Eaushaltsmantelbogen vorliegen.

c) Für jeden Haushalt bzw. für jede Gemeinschaftsunterkunft minde-
stens eine Erhe sliste
Ausnahmen: - leerstehende Wohnungen

- Wohnungen, die von Angehörigen ausländischer Streit-
kräfte bewohnt werden

- gewerblich genutzte bzw. unbewohnbare Wohnungen

- Selbstausfül1eri für jeden SelbstausfüIler-Haushalt
ist ein Vermerk in die Verteilungsliste aufzunehmen,
daß der Haüshalt schriftlich antwortet.

Bei Wiederholungsbefragungen ist für Eaushalte, die seit der
Ietzten Erhebung weggefallen sind, eine Erhebungsliste anzulegen,
wenn der Grund für den WegfalI nicht bei aIlen Eaushaltsmit-
gliedern derselbe war.

d) Für alIe Haushaltg der Ergänzungsbogen zur Vtohnsituation (auch
für leerstehende Wohnungen), für die Haushalte in den bestimmten
Auswahlbezirken auch die Ergänzungsbogen zu den Urlaubs- und Er-
holunqs reisen oder zu der EG-Arbeitskräftestichprcrbe
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3 FRI JIIITFRIINGFN 7II NFN FR ACFN NtrP trPHFP,III{CCI IqTF

Frage-Nr.

Fami 1 i enname,
Vorname

Lfd. Nr. der
Pe r son

2/11 Verände-
rung des
Haushalts

Erläuterung

A. Angaben zur Person

Tragen Sie die Namen und Vornamen aller am Erhe-
bungsstichtag 125. tttärz 1987) zum Haushalt gehö-
renden Personen ein. Beachten Sie, daß auch Haus-
haltsmitglieiler, die aus beruflichen oder anderen
Gründen am Erhebungsstichtag vorübergehend abwe-
send sind, erfaßt werden müssen; zumindest müssen
Sie die Anzahl dieser vorübergehencl abwesenden
Personen, für die sie ggf. keine Angaben erhalten,
beim angetroffenen Haushaltsmitglied erfragen uncl
auf iler Verteilungsliste festhalten bzw. dem Sta-
tistischen Landesamt mitteilen. Die Eintragungen
machen Sie bitte in folgender Reihenfolge:
Ehegatten, Kinder in der Reihenfolge ihres Alters,
andere Verwandte, familienfremde Personen.

Geht die Zahl der Haushattsmitgliecler über fünf
hinaus, so verwenden Sie eine ze,reite Erhebungs-
Iiste, die Sie deutlich mit "2" kennzeichnen, und
übernehmen Sie die "Ordnungsangabenn des ersten
Bogens. Ändern Sie auch die nlaufende Nr. der Pe.r-
sonn in der zweiten Erhebungsliste.

Diese Frage ist nur in den Auswahlbezirken zu
beantworten, die bereits im Vorjahr in die Erhe-
bung einbezogen waren.

Für jedes seit aler letzten Erhebung bis zum

Stichtag einschl. zugegangene Eaushaltsmitgliecl
oder nicht mehr zum Haushalt gehörende ehemalige
Eaushaltsmitglied ist entsprechend dem Grund der
Veränderung hier eine Eintragung vorzunehmen.
Die Eintragung erfolgt jedoch nur bei der be-
troffenen Person. Fär neu hinzugekommene Perso-.
nen sind auch die übrigen Fragen der Erhebung
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Fr ag e-N r

2/1 6 Fam i1 ien-
stand

Familien-
zusammen-
hang

Erläuterung

zu beantworten, für nicht mehr zurn Haushalt ge-
hörende Personen bleiben die folgenden Fragen
unbeantwo rtet.

Ist ein gesamter Haushalt seit der letzten Be-
fragung neu zugezogen, ist die Signatur "2t
(Zuzug) für alle Personen des Eaushalts anzu-
geben und alle übrigen Fragen zu beantworten.
Für einen Eaushalt, der nach der letzten Befra-
gung aufgelöst wurde, ist der entsprechende
Grund (Fortzug, Tod) ebenfalls für alle Haus-
haltsmitglieder anzugeben. Die folgenden Fra-
gen sind für solche Eaushalte nicht zu beant-
worten. Liegt nur ein Grund für'den Wegfall vor,
so ist lediglich ein entsprechender Eintrag in
Spalte 26 der Verteilungsliste vorzunehmen.

Verheiratete Personen gelten auch dann aIs verhei-
ratet (2), wenn sie getrennt leben. personen,
deren Ehegatte für tot erklärt worden ist, gelten
a1s verwitwet (3).

Für dlie 1. Person im Fragebogen entfäIlt die An-
gabe zu diesei rrage (ilie Ziffer '1" ist bereits
eingedruckt).

2/18, I
san9e-

hörigkeit

AlIe ancleren Personen geben an, ob und wie sie
mit der ersten Person oder deren Ehegatte ver-
wandt oder verschwägert sind.

Beachten Sie bitte, da8 auch Stief-, Adoptiv- und
Pflegekincler als Xinder ('3") gelten.

Für in Gemeinschaftsunterkünften lebende Personen,
die keinen eigenen Eaushalt führen, bleibt diese
Spalte 1eer.

Wenn neben der deutschen noch eine weitere staats-
angehörigkeit vorliegt, so tragen Sie bitte i01.
(Deutsch) ein.
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Frage-Nr. E r1äute rung

or2
tsdauer

/2A - 2/2
K nder m

Eeimatland

Hat jemancl mehrere fremde Staatsangehörigkeiten,
lassen Sie den Befragten entscheiden, welche ilavon
eingetragen vrerden solI.
fnhaber eines Nansenpasses sind Staatenlose ('50').

B. Ausländer

Der Fragenkomplex nAusländero (B) ist nur an Per-
sonen zu richten, für die zur Frage nach der
Ste4tsenSebärlSl<eit clie Schlüsse1 "02" bis n50n

eingetragen wurdeh.

Für Deutsche bleiben die entsprechenden Spalten
leer.

Bitte beachten Sie folgenden Sonderfall:

Hatte ein Ausländer nach einem ersten Zuzug in die
Bundesrepu blik Deutschland für mehr als 5 lt{onate
die Bundesrepublik wieder verlassen und kehrte an-
schließend zurück, so ist das Jahr des zweiten
(clritten) zuzugs hier anzugeben. Nur bei unter
5monatigem Auslandsaufenthalt ist das Jahr des er-
sten Zuzugs in die Bundesrepublik anzugeben.

Bei Bhepaaren ist clie ZahI cler Kinder je Alters-
gruppe nur bei einem Elternteil einzutragen.
Kinder, die auch in der Bundlesrepublik leben,
werden nicht gezählt.
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Frage-Nr Er 1äuter ung

2/28,2
ere Wohnung

Unter hiesiger ltohnung ist diejenige Wohnung zu
verstehen, für die diese Erhebungsliste ausgefüllt
wird.

Hat ein Eaushaltsmitglied - neben der vorwiegend
benutzten Wohnung der Familie - noch am Arbeits-,
Studien: oder Schulort z:8. ein möbliertes Zimmer
(auch Unterkunft bei Verwandten oder Bekannten),
so ist "'1" einzutragen, unabhängig davon, ob die
Befragung dort oder am Familienwohnsitz durchge-
führt wird. Eine weitere Wohnung kann auch sein:
Wochenendhaus, Zweitwohnungr Baracke, Arbeiter-
wohnheim, Internat, Anstalt mit langfristiger Un-
terbringung und behördlicher Me1dung.

Für Wehrdienstleistende zählt die Kaserne immer
als weitere Wohnung.

Weitere Wohnungen im Ausland sind nicht zu erfas-
sen.

Eauptwohnung ist die vorwiegend benutzte Wohnung
des Einwohners.

Für Verheiratete, auch wenn sie aus wirtschaft-
Iichen oder beruflichen Gründen nicht ständig zu-
sammenleben (2.B. t{ochenend- oder Monatspendler,
Arbeitnehmer auf Montage) ist nach dem neuen Me1-
derecht die l{ohnung der Familie die vorwiegend be-
nutzte Wohnung, also die Hauptwohnung.

Für alle übrigen Personen (Ledige, Verwitwete, Ge-
schiedene sowie Verheiratete, die dauernd getrennt
Ieben) bzw. in ZweifelsfäI1en ist nach dem neuen
Melderecht die vorwiegend benutzte Wohnung (tlaupt-
wohnung) diejenige, wo der Schwerpunkt der Lebens-
beziehungen des Einwohners liegt, d.h. in der Regel
did l{ohnung, die mehr als clie Hälfte des Jahres
bewohnt wird.
Für Wehrpflichtige ist die Haupthrohnung immer die
Wohnung, in der die Befragung stattfindet. Die Ka-
serne gilt aIs Nebenwohnung.

I
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Frage-Nr. Er 1äuter ung

2/30 Schulbesuch

C. Schulbesuch

Unter Schlüssel "1 " (Grund-/Ha uPt-,/VoIksschule )

sind auch Kinder und SchüIer nachzuweisen, die
Schul- und Sonderschulkindergärten, Vor- und Son-
ilervorklassen, Eingangsstufen der Grundschule und
schulartunabhängige Orientierungsstufen sovrrie
Hauptschulzüge an Gesamtschulen und (Volks-)Son-
derschulen besuchen,

Kinder in.Schulkindergärten und Eingangsstufen der
Grundschulen sind unter "1" na'chzuweisen.

Unter Schlüsse1 "2" (Realschu 1e,/Be r ufsaufbau-
schule) sind Schüler in Schulen mit dem Bildungs-
ziel rMittlerer Abschluß" (Realschul.abschluß,
Fachoberschulreife, Fachschulreife u.a. ) zuzuord-
nen. Zu .diesen Schulen zählen Abendrealschulen,
Realschulzweige der Gesamt-- und Sonderschuien so-
wie Berufsaufbauschulen in Voll- und Teilzeitform.

Unter Schlüssel "3" (Gymnasium/Fachoberschule)
sind hier alle SchüIer in Einrichtungen mit dem
BildungsziöI "Fachhochschul reife, Hochschulreife"
zu signieren. Zu diesen Einrichtungen gehören auch
die Fachgymnasien, beruflichen Gymnasien, Abencl-
gymnasien, Kollegs, Technischen Oberschulen
(Baden-Württemberg), Berufsoberschulen ( Bayern)
sowie die Gymnasialzüge an Gesamt- und Sonder-
schulen.
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Frage-Nr ErI äuterung

Inteqrierte cesamtsc 1 "4") sind
Einrichtungen rnit stufenmäßigem Aufbau (Primar-
stufe, Sekundärstufe I und II). In der Sekundar-
stufe I werden aIle SchüIer - ohne Zuordnung zu
einer bestimmten Schulart - geneinsam unterrich-
tet. Dazu zählen auch die l'reien Vitaldorfschulen.
Der Besuch der Sekundarstufe II ist mit Schlüssel
"3" anzugeben.

Berufsfachschulen,/Berufsgrundbildungs- und Berufs-
vorbe4ei!ungsj ahr (SchIüsseI "5n) sind Einrichtun-
gen mit Vollzeitunterricht, die im Rahmen der aII-
gemeinen zwöIfjährigen Schulpflicht besucht werden
und die vorrangig der Berufsvorbereitung, der tse-
rufsgrundbildung sowie der Berufsausbitdung die-
nen. Dazu zählen auch Einrichtungen des Berufs-
grundbildungs- und Berufsvorbereitungsjahres an
Berufsschulen, Iiandelsschulen, Kollegschulen
(Nordrhbin-Westfalen), Berufskollegs, Pflegevor-
schulen an Krankenanstalten; Krankenpflegeschulen
hingegen sind unler Schtüssel "6" nachzuweisen.
SchüIer im Berufsgrundbildungsjahr der koopera-
tiven Form sind unter "9" (Berufsschule) zu er-
fassen.

Bei den Fachschulen (Schlüsse1 "5") handelt es sich
um Einrichtungen mit VoII- und Teilzeitunterricht,
die der beruflichen Fortbildung dienen. Sie werden
nach einer bereits abgeschlossenen Berufsausbil-
dung und praktischen Berufserfahrung, teilweise
auch nach langjähriger praktischer Arbeitserfah-
rung oder mit dem Nachweis einer fachspezifischen
Begabung besucht. Hierzu zählen z.B. Techniker-
schulen, Meisterschulen, Fachakademien, Berufsaka-
denien, Bergingenieurschulen (die nicht Fachhoch-
schulen sind), Ausbildungsstätten für nichtärzt-
Iiche tieilberufe wie Krankenschwestern, Hebammen,
Bademeister u.ä. Berufe.
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Frage-Nr. ErI äuterung

Die Fachhochschulen (SchIüsseI "7") - einschl.
Verwaltungsfachhochschulen - sind größtenteils aus
früheren Ingenieur-, Verwaltungs- oder Höheren
Fachschulen hervorgegangen. Das Fachhochschul-
studium setzt in der Regel die Fachhochschutreife
voraus. Die Ausbildung erfolgt in der Regel als
Präsenzstudium in Vollzeitform, in vielen Studien-
gängen unter Einschluß berufspraktischer Ausbil-
dungsabschnitte; es gibt aber auch Forrnen des be-
rufsbegleitenden Teilzeit- oder Fernstudiums. Das
Fachhochschulstudium führt zu einer Diplomprüfung
(früher Graduierung).

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Fachhochschulbereichs einer Gesamthochschule, so
ist hier SchIüsseI "7" einzutragen.

ilochschulen ( SchlüsseI r'8" ) bereiten auf Tät 1g-
keiten vor, die die Anwendung wissenschaftlicher
Erkenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu
künstlerischer Gestaltung erfordern. zu den wis-
senschaftlichen Eochschulen gehören die Universi-
täten (einscht. der gleichrangigen Einrichtungen,
wie medizinische, Sport- und technische Hochschu-
len), pädagogische und theologische Hochschulen.
Kunsthochschulen sind die Hochschulen für Bildende
Künste, Gestaltung, l,lusik, FiIm und Fernsehen. Das

Eochschulstudium setzt in der Regel die allgemeine
oder fachgebundene Hochschulreife voraus. Die Aus-
bildung erfolgt in der Regel aIs Präsenzstudium in
Vollzeitform, in vielen Studiengängen unter Ein-
schluß berufspraktischer Ausbildungsabschnitte; es
gibt auch Formen des berufsbegleitenden Teilzeit-
oder Fernstudiums. Den Studienabschluß bilden
Hochschulprüfungen (Diplom, Magister, Promotion
usw.) oder Staats- bzw. kirchliche Prüfungen.
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F'rage-i§r.

1/ 11 Erwerbs-/
Be rufs-
rät igkeir

Er1äuterung

Besucht der Betreffende einen Studienzweig des
Hochschulbereichs einer Gesamthochschule, so ist
hier Schlüsse1 u8" einzutragen.

Berufsschulen (Schlüss ) sind Einrichtu n9en
mit Teilzeit- oder Blockunterricht, die irr Rahmen

der dreijährigen Teilzeit- bzw. Berufsschulpflicht
besucht werden mit dem Ziel, die Allgemeinbildung.
der Schü1er zu vertiefen und die für den Beruf er-
forderliche fachtheoretische Grundausbildung zu
vermitteln. Sie werden in der Regel von Jugend-
lichen nach Erfü11ung der Vollzeitschulpflicht bis
zum vollendeten '18. Lebensjahr oder bis zum Ab-
schluß der praktischen Berufsausbildung besucht.
SchüIer des Berufsgrundbildungsjahres in vollzeit-
schulischer Form sowie des Berufsgrundbildungsjah-
res werden bei Berufsfachschulen (SchlüsseI "5")
nachgewi esen.

D. Erwerbsbeteiligung, Arbeitsuche

Erwerbs- bzw. berufstätig sind aIle Personen, die
in der Berichtswoche 23. - 29 . ltLärz 1987

- in einem Arbeits-r/Dienstverhältnis stehen (auch
Soldaten, Wehrpflichtige und Zivildienstleistende)

- selbständig ein Gewerbe, einen freien Beruf,
' eine Landwirtschaft oder ähnlichen Betrieb be-

treiben oder im Familienbetrieb nritarbeiten
- in einen Ausbildungsverhältnis stehen
- geringfügige oder gelegentliche Tätigkeiten aus-

üben.

Hierzu zählen auch Personen, die
- normalerweise erwerbstätig sind, aber in der Be-

richtswoche z.B. krank oder im urfsu§ (auch
. Erziehungsurlaub) waren
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Frage-Nr. ErIäuterung

Landwirt-
schaft I i che
Mi thi I fe

- ihre Tätigkeit nur für eine geringe Stundenzahl
ausüben (evtl: nur eine Stunde pro Woche)

- als mitheLfende Familienangehörige ohne förm-
Iiches Arbeitsverhältnis im Betrieb eines Haus-
halts- bzw. Familienmitgliedes rnitarbeiten

- sich als Rentner noch etwas hinzuverdienen
- sich als ArbeitsLose neben Arbeitslosengeld/

-hiIfe noch etwas hinzuverdienen.

Ehrenamtliche Tätigkeiten, z.B. als Schöffe, Yor-
mund oder Stadtverordneter, sind nicht zu- erfassen.

Regelmäßige 1ätigkeit: Die Tätigkeit wird in re-
gelmäßigen Zeitabständen ausgeübt. (2.8. täg1ich,
einmal wöchentlich , zwei Tage im Monat).

Gelqgentliche Tätigkei!: Der Erwerbstätige wird
nur nach Bedarf eingesetzt, oder er sucht sich nur
ei'ne Arbeit von kurzer Dauer (2.8. Ferienjob).
Eine g'elegentliche Tätigkeit soIl nur dann angege-
ben werden, wenn sie in der Berichtswoche auch
tatsächlich ausgeübt wurde. Einmalige Tätigkeit
nur in der Berichtswoche gilt als gelegentlich.

Aufgrund der bisher gemachten Erfahrungen weisen
wir noch einmal ausdiücktich darauf hin, daß für
aIle Haushaltsmitglieder, die hier angeben, er-
werbstätig zu sein, auch die Fragen im Teil "Er-
werbstätigkeit, Arbeitsuchende", zu beantworten
sind.
Bitte nehmen Sie hier jede in der Berichtswoche
geleistete Arbeit in einem vom Haushalt bewirt-
schafteten landwirtschaftlichen Betrieb auf, auch
wenn es sich nur um gelegentliche landwirtschaft-
liche Hilfe gehandelt hat.
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Frage-Nr.

3/13 Arbei tsuche
a1s Nicht-
erwerbs-
tät ig er

Er I äuterung

Landwirtschaftliche Arbeiten sind z.B. !'eldarbeit,
Arbeiten bei der TierhaLtung, aber auch Büro-
arbeiten !

Hauswirtschaftliche Arbeiten sind aIle Verrichtun-
gen im Haushalt für die Beköstigung und sonstige
versorgung der Familie des Betriebsinhabers. Sie
sind hier nicht anzugeben.

Diese Prage.ist nur zu beantworten, lrenn die Fra-
gen 3/1 1 und 3/12 mit "IIein" beantwortet wurden.
Bitte stellen Sie die Frage an aIle Nichterwerbs-
tätigen im Alter von 15 Jahren und nehr,
auch an SchüIer und Rentner.

Arbei tsuche
al.s Erwerbs-
tät iger

Eine Tätigkeit ist freiwillig unterbrochen z.B.
von Hausfrauen, die früher einmal erwerbstätig
waren und jetzt wieder eine Berufstätigkeit
suchen, oder von Handwerkern, oie eine lieister-
schule abgeschlossen haben'und jetzt eine neue Ar-
beitsstelle suchen.

Wenn die Fragen 3rl11 o<jer 3 /12 nLt "Ja" beantwor-
tet vrurden, stelleh Sie bitte diese Frage zu einer
evtl. Arbeitsuche.

3/15 Arbeitslos A1s arbeitslos gelten nur solche Personen, die
normalerweise erwerbstätig sind und z.z. nur vor-
übergehend - da sie noch keinen neuen Arbeitsplatz
gefunden haben - aus dem Erwerbsleben ausgeschie-
Cen sind, sowie Schulentlassene, die sich um eine
Lehr-/Arbeitsstelle bemühen. Die Bezeichnung "ar-
beitslos" gilt auch, wenn nan nicht beim Arbeits-
amt gemeldet ist oder wenn man zwar gerneldet ist,
aber kein Arbeitslosengeld,/-hiIfe bezieht (Siq-
nierziffer "2" ) .
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Fr ag e-Nr

3/16, 17.

Art der
Arbeitsuche

Er Iäuter ung

Personen, die normalerweise keinem Erwerb nach-
gehen, z.B. Ehefrauen ohne eigenen Beruf, gelten
nicht als arbeitslos.

In bestimmtem Rahmen ist es erlaubt, daß Arbeits-
lose, auch wenn sie Arbeitslosengeld bzw. -hilfe
erhalten; sich noch etwas dazuverdienen. Machen
sie dann iür dies. Erwerbstätigkeit auch Angaben
im Teil "Erwerbstätigkeitr/Arbeitsuchende".'

Hat sich ein Haushaltsmitglied als arbeitslos be-
zeichnet ('rl" oder "2'), so sind auch clie Fragen
über ilie Arbeitsuche zu beantworten.

Die Fragen 3/16 bis 3/-20 sinld für afle Arbeit-
suchenden und Arbeitslosen zu beantworten, d.h.
wenn die Frage 3/13, 3/14 oder 3/15 nit "Ja" be-
antwortet wurde.

Kommen mehrere Arten der Arbeitsuche in Betracht'
so geben Sie bitte die beiden wichtigsten Arten
entsprechend ihrer Bedeutung an.

Von Personen, die Arbeitslosengeld,/-hi1fe erhal-
ten, ist. in jedem Falle Arbeitsamt ("1") in
Spalte 3/15 einzuEragen. Werden darüber hinaus
weiter.e Möglichkeit,en der Arbeitsuche genutzt,
so werden diese in spalte 3/17 notiert.

Private Vermittlung tragen Sie bitte dann ein,
wenn über eine Personalberatung oder ähnliche Ein-
richtungen Arbeit gesucht wird.

Die Arbeitsucheüber Freunden, Bekannten oder Ver-
wandten gilt dagegen aIs
( "6 u ) .

3/16 - 3/2

rsönliche Verbindu
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Fr age-Nr Er 1äute rung

3/18 Art der
ge suchte n

Tär i9 keir

Ve rfü9bar-
keit

AIs direkte Bewerbung ("5") gilt die unnittetbar
vom Arbeitsuchenden ausgehende schriftliche, tele-
fonische oder persönliche Bewerbung, die nicht auf
ein Inserat, die Vermittlung durch das Arbeitsamt
oder durch Bekannte u.ä. erfolgt.

Suche noch nicht aufgenommen ist nur dann anzu-
geben, wenn eine Person tatsächlich eine Arbeit
aufnehmen bzw. den Arbeitsplatz wechseln möchte,
aber zur Suche noch keine Gelegenheit bzv. Zei.L
hatte.

Bitte beachten Sie, daß eine Person, die eine
P-rbei tnehm.ertä tigkeit sücht (Tä.tigkeit als Arbei-
ter, A-ngeste1lter, Auszubildender oder auch als
Beamter) auch angibt, ob sie eine Vollzeit- oder
Teilzeittätigkeit sucht.

Diese I'rage ].st von al-len Personen zu beantworten,
die die Arbeitsuche bereits aktiv aufgenonmen
haben.

3/20 Dauer der
Arbe i ts uche

Beachten Sie, daß die Verfügbarkeit für die Be-
richtswoche ("sofort") oder die zwei nachfolgenden
Wochen erfragt wird.

Vturde die Arbeitsuche (von Arbeitslosen) durch
eine zwischenzeitliche Tätigkeit oder auch 1ängere
Krankheit unterbrochen, so ist nur die nach diesen
Ereignissen folgende Zeit als Dauer der Arbeit-
suche anzugeben. Achten Sie darauf, daß nur die
Dauer der Suche, die vor dem Berichtsstichtag
(25. März) 1iegt, anEegeben r./ird.

Für Personen, die die Arbeitsuche noch nicht auf-
genommen haben, bleibt diese Frage unbeanthrortet.



- 39 -

Frage-Nr.

3/22 Beend ig ung
der
letzten
Tät igke it

3/23 Grund für
Beend ig ung

Er1äuterung

Diese Frage ist nur zu beantworten, vrenn eine Per-
son z.Z. nicht erwerbstätig ist (Frage 3/11 und
3/12: "Nein"), gleichgültig, ob sie eind Erwerbs-
tätigkeit sucht oder nicht.

9tenn eine nichterwerbstätige Person bereits früher
einmal erwerbstätig war, geben Sie hier bitte an,
wann diese Tätigkeit aufgegeben wurde, auch wenn
dieser Zeitpunkt schon viele Jahre zurückliegt.

Treffen mehrere Gründe für die Beendigung der
letzten Tätigkeit zu, Iassen Sie sich bitte den
wichtigsten angeben.

3/24 Kr anke n-
kasse,/
-ver si-
che rung

E. Krankenversicherung

Betriebskrankenkasse. der Bundesbahn, Bundespost
und des Bundesverkehrsministeriums
- Beamte, die in dieser Betriebskrankenkasse ver-

sichert sind, geben hier Ziffer "7" (private
Krankenversicherung ) an.

- Angestellte und Arbeiter in dieser Betriebskran-
kenkasse erhalten hier die Ziffer "2" (Betriebs-
krankenkasse).

In der Landwirtschaftlichen Krankenkasse ("6")
sind alle Unternehmer der Land- und Forstwirt-
schaft, die Itlithelfenden Familienangehörigen nach
Vollendung des 18. Lebensjahres, Altenteiler u.ä.
versichert.

:

Die S ignatur "9 I' ist nur dann einzutragen, wdnn
eine Person Anspruch auf Krankenversorgung ohne
ein direktes Versicherungsverhältnis mit einer
Krankenversicherung hat. Dieses wird zwischen dem
zuständigen Ant und der Versicherung pauschal be-
gründet (2.B. für Sozialhilfeempfänger, Kriegs-

3/21 Frühere
Erv,/e rbs-
tätigkeit
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Frage-Nr.

3 /2s Versiche-
r ung sver-
hä1tn i s
in iler KV

Er 1äuter ung

schadenrentner, Empfänger von Unterhaltshilfe aus
dem Lastenausgleich und deren abhängige Ange-
höri9e).
Die freie Heilfürsorge der Polizei kann von ver-
schiedenen GrupDen in Anspruch genommen werden,
z.B. von Bereitschaftspolizisten in Ausbildung,
aber auch von Stammbeamten in den BesoLclungsstufen
A 5 bis A 9. Darüber hinaus gibt es in den Bundes-
Iändern unterschiedliche Regelungen.

lreie Heilfürqgrge dlrr Bundeswehr ("9")
AlIe Soldaten (wehrpflichtige, Zeit-lBerufssolda-
ten, Wehrübende) unterliegen der "Freien HeiIfür-
sorge der Bundeswehr'r. Die Freie Heilfürsorge
kennt jedoch keine Mitversicherung der abhängigen
Familienangehöri§en.
Angehörige von Zeit-,/Berufssoldaten müssen sich
daher selbst versichern.
Angehörige von Vtehrpflichtigen sind weiterhin
(wenn sie nicht selbst versichert sind) aIs Fami-
Iienmitglied mitversichert, und zwar in der Kran-
kenkasse, in der der Wehrpflichtige vor seiner Ein-
berufung versichert war'.
Angehörige von Wehrübenden sind wie Angehörige von
Vtehrpflichtigen zu behandeln. (Die Krankenver-
sicherung der Wehrübenden läuft für die Zeit der
Wehrübung weiter).

Abgesehen von "geringfügig Beschäftigten' (siehe
3/27) sind grundsätzlich alle Arbeiter pflichtver-
sichert ("1").
Angestellte sind nur dann pflichtversichert, wenn
ihr monatliches Bruttoeinkommen 4 275 DN - jähr-
Iiches Einkommen 51 300 DM - (seit 1. Januar'1987)
nicht übersteigt. Liegt ihr monatliches Einkommen
darüber, so sinil Sie freiwillig versichert, können
(in seltenen Fä11en) aber auch in einer privaten
Krankenversicherung versichert sein. Versicherte
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Frage-Nr Eriäuterung

zusätzI iche
pr iv ate
Kranken-
ver siche-
rung

in einer privaten Krankenversicherung stehen immer
in einem freiwilligen Versicherungsverhältnis.
Beamte in der Betriebskrankenkasse der Bundesbahn
und -post sind freiwillig versichert (Ziffer "2")
Arbe itslose clie Arbeitslosengeld/-hiIfe beziehen,
sind pflichtversichert in einer gesetzlichen Kran-
kenversicherung .

Erziehungsurlauber, die vor Antritt des Er-zie-
hungsurlaubs selbst in der gesetzlichen Kranken-
kasse versichert watren, für clie Dauer dieses
Urlaubs aber keinen Beitrag zahlen, gelten weiter-
hin als selbst versichert.
Itenn eine Familie Anspr uch auf Sozialhilfe hat
beachten Sie bitter daß auch minclerjährige Fami-
lienangehörige einen eigenen Anspruch haben, so
daß auch für diese die Signierziffer "4" einzu-
tragen ist.
Die Eintragung "4" oder "5" setzt unbedingt. n9" in
der Vorfrage voraus.
Itenn eine Person Ansprüch auf freie Heilfürsorge
der Polizei usw. hat, können. die Familienangehöri-
gen nicht bei dieser Person mitversichert sein.
Vielmehr ist clie Ehefrau selbst pflichtversichert
aufgrund einer eigenen Tätigkeit oder freiwillig
versichert. Die Kinder dieser Ehefrau können bei
ihrer Mutter mitversichert sein.
Richten Sie diese Frage bitte an aIle Haushalts-
mitglieder, die angegeben haben, daß sie kranken-
versichert sind.

Wenn Eaushaltsmitglieder zusätzliche Teilversiche-
rungen abgeschlossen haben, die z.B. Anspruch auf
Tagegeld bei Krankenhausaufenthalt beinhalten,
vermerken Sie bitte "Ja" (I).
Auch a1s Mitglied einer prirlaten Krankenversiche-
rung kann man eine zusätzliche private Krankenver-
sicherung abschließen.



42-

Frage-Nr.

3/ 27 Pf 1 ichtver-
sichert am

St ichtag
in der GRV

ErI äuterung

F. Rentenversicherunq

Pflichtversichert in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung (GRV) sind hauptsächlich Arbeiter und
Angestellte (Ausnahme s.u. ), bestimmte Selbständi-
ge (2.8. Hausgewerbetreibende) sowie Wehr- und
Z ivildienstleistende .

Arbeitslose gelten seit 1. Januar 1983 nicht mehr
in der Berichtswoche als pflichtversichert in der
GRV (die Zeit wird a1s Au'sfallzeit gewertet).
Wehrpf lichtige, Soldaten auf lrlehrübung (für nind.
3 Tage Dauer) und Zivildienstleistelqe sind i.n dern

Zweig rentenversicherungspflichtig, dem sie vor
ihrer Einberufung angehörten. her vorher nicht der
gesetzlichen Rentenversicherung angehörte - auch
nicht als freiwilliges Mitglied - wird während
seiner Dienstzeit in der Angestelltenrentenver-
sicherung (BfA) pflichtversichert.
Folgende Personengruppen gehören nicht zum Kreis
der Pf lichtversicherten:
- Beamte und vergleichbare Angestellte nit Ie-

benslänglicher Versorgung nach beamtenrecht-
lichen Grundsätzen (sog. DO-Angestellte). Diesen
seltenen Angestelltentypus, findet man bei So-
zialversicherungsträgern (Landesversicherungsan-
stalten, Ortskrankenkassen, Ersatzkassen u.ä. ).
Jedoch sind nicht aIIe dort beschäftigten Ange-
stellten auch DO-AngesteIlte! Der sog. "Bank-
beamte" ist in der Regel rentenversicherungs-
pf I icht iger AngesteIlter.

- SeIbständige (Ausnahmen siehe oben) und I'lithel-
fende Fanilienangehör e ohne .Arbeitsvertrag.
Wer als Mithelfender Familienangehöiiger einen
Arbeitsvertrag hat, ist sowohl in der Kranken-
versicherung a1s auch in der Rentenversicherung
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Fr age-Nr . ErI äu terung

pflichtversichert - es sei denn, er fiele unter
die genannten Ausnahmen. I,lithelfende Familienan-
gehörige mit Arbeitsvertrag sind auch im Ab-
schnitt "Erwerbstätigkeit, Arbeitsuchende" aIs
Angestellte oder Arbeiter einzutragen und nicht
als Mithelfende Farnilienangehörige.

- Angestellte können von der Vers icherung spfl icht
befreit sein, wenn sie einen gültigen Befrei-
ungsbescheid der Bundesversicherungsanstalt für
Angestellte (BfA) besitzen. Es handelt sich
hierbei um einen sehr kleinen Kreis, der bis zum
31.12.1957 nicht der Versicherungspflicht unter-
lag und der sich unter bestimmten Bedingungen
auch über diesen Ze,itpunkt hinaus befreien las-
sen konnte. Nach dem Rentenreformgesetz haben
<iiese Angestellten ab 1.1.1973 aber wieder die
l,löglichkeit, in die Angest.elltenrentenversiche-
rung einzutreten.

- ceringfügig beschäftigte Arbeitnehner sind auch
von der Rentenversicherungspflicht befreit. Eine
Erwerbstätigkeit wird versicherungsrechtlich
<jann als eine geringfügige Beschäftigung bzw.
geringfügige selbständige Tätigkeit bezeichnet,
wenn sie nur "kurzfristig" aus geübt oder nur
"geringfügig entlohnt" wird. Eine Tätigkeit gilt
im ilahr 1 98 7 als:
- kurzfristig, wenn sie iir Laufe eines Jahres

ihrer Eigenschaft nach oder im voraus vertrag-
lich auf eine Dauer von höchstens zwei l{onaten
oder 50 Arbeitstage begrenzt ist.

- geringfügiq entlohnt, wenn sie zwar laufend
oder in regelmäßiger Wiederkehr ausgeübt wird,
die vereinbarte 9'Ioctrenarbeitszeit aber unter
'l 5 Stunden liegt und das Arbeitsentgelt re-
gelmäBig im I{onat 410,- DM nicht übersteigt.

- Personen, die sich im Erziehungrsurtraub befinden,
sind ebenfalls von der Rentenversicherungspflicht
befreit

Wer am Erhebungsstichtag arbeitsunfähig krank ist
und ,zu dieser zeit keinen Lohn oder kein Gehait
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Frage-Nr.

Pf1 i chtver-
sichert in
den.letzten
1 2 Monaten
in <ler GRV

3/ 29 Fre iwi 11 ig
versichert
in der GRV

Beiträ9e
seit
1.1.1924
in der GRV

Er I äuterung

mehr bezieht, ist nicht unter dieser Frage,sondern
ggf. unter den Folgefragen zu zäh1en. Das _oleiche
gilt für werdende Mütter und Wöchnerinnen am Erhe-
bungsstichtag, die aufgrund des Mutterschutzgeset-
zes nicht mehr beschäftigt werden und zu dieser
Zeit keinen Lohn oder kein Gehalt beziehen.
Auch Rentner können, wenn sie noch erwerbstätig
sind, in einer Rentenversicherung versichert sein.
Bitte beachten Sie, daß die Frage, ob ein Haus-
haltsmitglied Beiträge zur Altershilfe für Land-
wirte zahlt, hier nicht zu stellen ist.

Eine Pflichtversicherung in den letzten 12 Monaten
liegt dann vor, wenn wenigstens ein pflichtbeitrag
in diesem. Zeitraum entrichtet wurde, aber in der
Berichtswoche keine Pflichtversicherung mehr be-
steht, z.B. r.renn sich eine Person selbständig ge-
macht hat oder in ein Beamtenverhältnis übernomnen
worden ist.
Irienn die in den letzten 12 llonaten gezahlten Bei-
träge zurückerstattet wurden, tragen Sie dieses
frühere Versicherungsverhältnis bitte nicht hier
ein.

Bei dieser Frage sind Eintragungen vorzunehmen,
wenn liaushaltsmitglieder in den letzten 12 Monaten
vor der Berichtswoche nicht versicherungspflichtig
waren, sich aber freiwillig versichert haben, um

einen Rentenanspruch zu erwerben.
Auch hier sind rückerstattete Beiträge nicht anzu-
geben.

Hier geben Sie bitte an, ob äaushaltsmitglieder
in der Zeit vom 1.1.1924 bis ein Jahr vor der Er-
hebung irgendwann einmal- Beiträge zur Rentenver-
sicherung gezahlt haben (2.8. trenn sie ihre Er-
werbstätigkeit aufgegeben haben, um sich der Er-
ziehung ihrer Kinder zu widmen).
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Fi rma,
Betr ieb

4/ 11 zweite
Erwerbs-
tärigkeir

Er 1äute r ung

Wenn Personen bereits eine Rente beziehen, sind
die früher gezahlten Beiträge zur Erlangung dieser
Rente hier nicht anzugeben,

Auch wenn frühere Beiträge zurückerstattet wurden,
tragen Sie sie ebenfalls nicht ein.

G. Erwerbstätiqkeit , Arbeitsuchencle

Hier tragen Sie bitte den Namen der Firmä, des Ar-
beitgebers, der Dienststelle, des Geschäftes, der
Praxis, des eigenen Betriebes ein, bei clem clas je-
rreilige Haushaltsmitglied beschäftigt ist. Verr,ven-
den Sie bitte keine nur örtlich bekannten Kurzfor-
ren iler Firmennamen, Der Name der Firma ist ein

Eine zweite Erwerbstätigkeit liegt vor, wenn in
der Berichtswoche neben.der Haupterwerbstätigkeit
eine weitere Tätigkeit ausgeübt wurde, gleichgü1-
tig, ob diese regelrnäßig oiler nur gelegentlich aus-
geübt wi rd.

Die Mithilfe in einem vom Haushalt bewirtschafte-
ten landwirtschaftlichen Betrieb neben iler norma-
len Tätigkeit z.B. gilt als zweite Tätigkeit.
Zweite Tätigkeiten sind oft sogenannte Nebener-
werbstätigkeiten (ob Entgelte zu versteuern sind
oder nicht, ist unbedeutencl)-

Wenn diese Frage bejaht wird, müssen alle nicht
durchkreuzten Spalten in der Zeile "Zweite gegen-
wärtige Er$rerbstätigkeit" für iliese 2. Erwerbs-
tätigkeit beantwortet werden. Vergessen Sie bitte
nicht, die Eintragung der "Lfd. Nr. der Person im
Haushalt" in der Vorspalte vorzunehmen,

Hilfsmerkmal. und dient ausschließlich cler genauen
Zuordnung des Wirtschaf tszweiges.
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Frage-Nr.

Beruf

4/1 2 Stellung
im Beruf

Erläuterung

Bitte machen Sie möglichst genaue Angaben zum

Wirtschaftszweig. Richten Sie sich nach dem über-
wiegenden wirtschaftlichen Schwerpunkt des örtli-
chen Betriebes (nicht des Unternehmens), in dem
die einzelnen Haushaltsmitglieder beschäftigt
sind. Umfaßt ein Betrieb mehrere Aufgabengebiete,
so ist das überwiegende Betätigungsfeld der ört-
lichen Einheit anzugeben.
Beispiele: Werkzeugmaschinenfabrik (nicht Fabrik),
Lebengnitteleinzelhandel (nicht Handel), G\rmnasium
(nicht öffentlicher Dienst) .
Zivildienstleistende geben den Vtirtschaftszweig
des Betriebes, der Firma an, in dem (der) sie
ihren Zivildienst leisten.

Nennen Sie bitte den genauen Beruf, den die Perso-
nen z.z. ausüben, nicht den früher einmal erlern-
ten.
Beispiele: Bilanzbuchhalter (nicht Angestellter),
Postschaffner (nicht Beamter), Fliesenleger (nicht
Facharbeiter).
Zivildienstleistende geben die augenblicklich aus-
geübte Tätigkeit an.

Beschäftigt ein Selbständiger nur trlithelfende Fa-
milienangehörige ( ohne f,oh:r,/Gehalt) , tragen Sie
bitte Selbständiger ohne Beschäftigte (n0") ein.
Zu den Selbständigen zählen auch Hausgewerbe-
treibende.
Vtenn jemand im Betrieb eines Verwandten ohne Lohn
oder Gehalt mithilft und für diese Tätigkeit keine
Pflichtbeiträge zur Arbeiter- oder Angestellten-
rentenversicherung zahlen muß, ist er sogenannter
Mithelfender Familienangehöriger. Eaushaltsnit-
glieder, die sich aIs Mithelfende Familienange-
hörige bezeichnen, jedoch rentenversicherungs-
pflichtig sind, sind als Arbeiter oder Ange-
stellte zu zählen, je nachdem, ob sie Beiträge

4/b Wi rtschafts-
zwe ig
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zur Arbeiter- oder Angestelltenrentenversicherung
entrichten.

AIs Beamte zählen auch Beamtenanwär'ter, Beamte im
Vorbereitungsdienst, Geistliche und Beamte der
Römisch-Katholischen Kirche und der Evangelischen
Kirche in Deutschland.

Die Bezeichnung "Beamtern wird häufig auch für An-
gestellte verwendet, so z.B. bei Versicherungs-
beamten, Bänkbeamten, Betriebs- und Sozialbeamten.
In diesen Fä1Ien tragen Sie Angestel I ter ( "4tt ) eLn.
In der Regel werden Sie aus dem Namen der Fi'rma
erkennen können, ob die Bezeichnung Beamter bei
der betreffenden Erwerbstätigkeit in einem solchen
Sinn gebraucht worden sein kann oder nicht. In
Zweifelsfällen fragen Sie die Auskunftsperson bitte
nochmals genau.

Arbeiter ("5') sind sowohl Facharbeiter als auch
angelernte Arbeiter und Hilfsarbeiter.
Als Auszubildende gelten auch Praktikanten, Volon-
täre und SchüIer an Schulen des Gesundheitswesens,
die gleichzeitig praktisch ausgebildet werden.
Handwerklich und landwiitschafttich Auszubildende
zählen zu den gewerblich Auszubildenden.

Berufssoldaten haben sich auf Lebenszeit zum Wehr-
dienst verpflichtet.
Zeitsoldaten sind diesen gleichgestellt; ihre Ver-
pflichtung ist jeiloch auf eine bestimmte Zeit be-
schränkt (2,4,8 oder 12 Jahre).
Wehrdienstleistende sind Personen, die nach Been-
cligung ihrer Schulzeit bzw. Ausbildung ihren ltehr-
dienst in der Bundeswehr von derzeit 15 Monaten
ableisten.
Zivildienstleistende lehnen den Dienst mit der Itlaf-
fe ab und verrichten anstelle des ltehrdienstes ei-
nen Zivildienst vorrangig im sozialen Bereicil.



4/1 3 Ar be its-
vertrag

Fr ag e-Nr

4/14' Vo11-
zeiL/
Te iI-
ze it

48

Er 1äuter ung

Wenn eine Tätigkeit zeitlich befristet ist, wird
der Ablauf des Arbeitsverhältnisses im allgemeinen
im Arbeitsvertrag vereinbart, z.B. saisonbedingte
Tätigkeit, spezieller Ausbildungsvertrag, Jahres-
vertrag, Werkvertragr ABli-Vertrag (Vertrag im Rah-
men der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundes-
regierung). Beachten Sie aber bitte auch, daß ein
Arbeitsvertrag auch durch mündliche Absprache zu-
standekommen kann.

Lassen Sie diese Frage bitte auch beantworten,
wenn nur eine gelegentliche Tätigkeit vorliegt.
Liegen mehrere Gründe für, eine Teilzeittätigkeit
vor, tragen Sie die niedrigste Signierziffer ein.

4 /15 über-
wiegende
Täti9-
ke it

H. Tätigkeilq4egkmale

Bei der Angabe der überwiegenclen Aufgabe sollen äie
Zwischenüberschriften Ihnen eine grobe Orientierung
bei der Zuordnung zu den einzelnen Kategorien er-
nöglichen!

Die Angaben der Erwerbstätigen sind ggf. in die
unter t1" bis tr9', iOn genannten Kategorien zu

"übersetzen". Die befragten Personen denken ja
oftnals nicht in den aufgeführten abstrakten Be-
ze ichnung en .

fn vielen Fällen ( insbesondere bei gehobenen Tä-
tigkeiten) kann der Aufgabenschwerpunkt nicht nach
der Arbeitszeit bzw. den Arbeitsstunden festgelegt
hrerden. Dann können Sie lediglich nach der übertra-
genen Aufgabe zuordnen.

Beispiel: Führungskräfte werden - zeitlich ge-
sehen - überwiegend telefonieren, Briefe schreiben,
Daten aufnehmen und weitergeben; aber ihre Aufgabe
besteht im Kern darin zu disponieren, zu führen
oder zu leiten ( n7").
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Für Auszubildende ordnen Sie die Au fgabe bitte
nach der zu erlernenden Tätigkeit zu
Soldaten haben die üb erwiegende Aufgabe des
Sicherns und Bewachens (tr9tr).

Nun noch einige Er1äuterungen zu den Gruppen der
"überwiegend ausgeübten Tätigkeit" :

Maschinen einrichten/einstellen
A1Ie Tätigkeiten, die sich hauptsächtich auf das
Inganghalten von Maschinen und halb- bzw. vol1au-
tomatischen Anlagen beziehen, z.B. Regeln bzw.
Steuern automatischer Produktionsanlagen, Warten
von lfaschinen und Fahrzeugen, Kontrolle der rich-
tigen Einstellung von tllaschinen und Anlagen. Das
b1oße Bedienen von l{aschinen, z.B. am Fließband,
ist hier nicht gemeinti es ist dem Gewinnen/Her-
stellen zuzuordnen.

GewilnenlHqf stel len
Gewinnen von Rohstoffen (Koh1e, Erz, Erdöl, l.tine-
rale ) .
Erzeugen von landwirtschaftlichen und handwerk-
lichen Produkten.
Bearbeiten und Verformung von Werkstoffen, wobei
<iie Substanz dieses werkstoffes nicht verändert
wi'rd ( z.B. Holz, lleta1le, Kunststof f e ) .

Verarbeitung und Verformung mehrerer Werkstoffe zu
einem oder mehreren Produkten (von Stoffen zu Be-
kleidungr von Leder zu Schuhen und Taschen).

hontieren, Zusammenbauen mehrerer in der Regel
vorgefertigter Teile zu einern ganzen oder neuen
Te i1 produkt.
I"tontieren/Installieren: Einrichten oder Einbauen
von Heizungsanlagen, V{asser-/Gasleitungen usw.
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Repar atur/Handel
Auch Vermitteln von Wohnungen, Immobilien, Ar-
beitskräf ten (zu ',4 " )-

Büror/Verwaltung/Techn. Büro/Kontrolle
Orqanisieren, disponieren ("7"): Vor aIlem Ent-
lvicklung von betrieblichen Absatz-, Ablauf-, Per-
sonal- u.a. PIänen.

Sonstige Dienstleistungen
Reinigen von Textilien, Räumen, GIas, Gebäuden,
Fahrzeugen, Maschinen, Straßen, Kaminen (zu "8n ).

Sichern (zu "9"): Neben Tätigkeiten, die sich aus
der Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit er-
geben (Po1izei, Feuerwehr), auch solche der priva-
ten und gewerblichen (Sicherheitskontrolle, Werk-
schutz, Detekteien), wie auch der nationalen (Bun-
deswehr) und der Gesundheit, (Desinfektion).

Betreuen (zu "0"): GeisLige Betreuung erstreckt
sich nicht nur auf religiöses Gebiet, sondern auch
auf das Wissen (Bibliothekare, I.luseumsfachleute),
Pflegen von Menschen und Tieren.

Publizieren, künstlerisch arbeiten (zu "0"): Neben
bildenden und darstellenden Künstlern, ltlusikern
und Schriftstellern auch die Tätigkeiten in der
Bild- und Tontechnik (soweit in Verbindung mit
künstlerischer Aussage)., der Fotografen, der Ge-
staltung von Räumen, Flächen (Dekorationsmaler) 

.

und 81ät.tern (Grafiker).



- s1

Frage-Nr.

.4/17 SteIlung
im Betrieb

Er1äu terung

Die Abteilung des Betriebesrzu der ein Arbeits-
platz gehört, kann sich von der Art der überwie-
genden Tätigkeit der einzelnen Befragten selbst
durchaus unterscheident z.B. ist für eine Schreib-
kraft in der Forschungsabteilung eines Großbetrie-
bes "4" (nicht "7") anzugeben. Sind die Befragten
in einem kleineren Betrieb beschäftigt, der nicht
in Abteilungen gegliedert ist, so tragen Sie bitte
r'0" ein.

t{it der "Stellung im Betrieb" soll die Funktion
des Erwerbstätigen innerhalb der Firma/Behörde an-
gegeben werden.

Zur Abgrenzung der einzelnen Ebenen bei den Arbei-
tern/Ange ste 1 lt en/Beanten/Mi thel f enden Fami I i enan-
gehörigen sind Hinweise in Form von Beispielen
aufgefirhrt. Diese Beispiele können auch aIs Be-
rufsbezeichnungen auftreten, sollen aber nicht als
Kontrolle zur Berufsangabe verstanden werden. Die
Berufsangabe kann je nach Art des Unternehmens ein
sehr unterschiedliches Gewicht haben. Ein Verkäu-
fer in einem Fachgeschäft wird z.B. eine andere
Qualifikation und daher Veranthrortung haben als
ein Verkäufer für Kurzh'aren in einem Kaufhaus.
Entsprechend wird sich der er$tere aIs "herausge-
hobene Fachkraft" verstehen und "7" eintrag.en,
während der zweite unter "5" einzuordnen ist. Ahn-
lich wird die Chefsekretärin eines Abteilungslei-
ters(nit hohem AnteiL selbständiger Tätigkeit)
giner höheren Ebene angehören aIs die "Schreib-
kraftr' ("4u).
Umgekehrt ist jedoch auch daraui zu achten, daß
sich der Befragte nicht zu hoch einstuft. Bei ei-
nem Pharmareferenten etlva, der in seiner Eigen-
schaft als qualifizierte Fachkraft eines Chenie-
werkes Ärzte besucht, ist nicht "8" - Sachgebiets-
leiter,/Referent - einzutragen, sondern je nach
Ausbildung '6' oder "7',.

4/16 Betr iebs-
abtei Iung
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Fr age-Nr . Er 1äuterung

Bei der normalerweise geleisteten Arbeitszeit sind
gelegentliche oder einmalige Abweichungen nicht zu

berücksichtigen (2.B. Urlaub, Krankheit, gesetz-
Iiche Feiertage, Überstunden, Kurzarbeit).
wechselt die Arbeitszeit häufig oder arbeitet ein
Befragter nur gelegentlich' bitten Sie urn Angabe
der durchschnittlich geleisteten Arbeitszeit für
einen Iängeren Zeitraum.

Der Zeitaufwand für den Vrleg zur Arbeitsstätte ist
kein 1eiI der Arbeitszeit. Für Lehrer zählt auch

der Zeitaufwand für die Unterrichtsvorbereitung,
ilie Teilnahme an Lehrerkonferenzen usw. mit zur
Arbeitszeit; ebenso gilt Arbeitsbereitschaft als
Arbeitsze it
Bei l{ithelfenclen Familienangehörigen darf. nur der
Zeitaufwand für betriebliche Arbeiten, nicht der
für hauswirtschaftliche Arbeiten, berücksichtigt
werden.

Die "normale" Arbeitszeit kann bei Arbeitnehmern
z.B. von der tarifvertraglich vereinbarten Ar-
beitszeit abweichen, rrrenn sie regelmäßi9 wöchent-
lich Überstunden l-eisten.
Beträgt clie Arbeitszeit 38,5 Stunden, so ist "38'
einzutragen.
Personen im Erziehungsurlaub, di,e z.Z- keine

Tätigkeit ausüben, geben die vor Antritt des Ur-
ziehungsurlaubs normalerweise geleistete Arbeits-
zeit an.

zur zweiten qeqenwä cten Erwerbstäti qkeit:
Analog ist bei der Angabe für eine evtl. vorlie-
gende zweite Erwerbstätigkeit zu verfahren.

Von Personen, die neben einer zweiten Erwerbstä-
tigkeit noch eine weitere Tätigkeit (3. Erwerbs-
tätigkeit) in dei Berichtswoche ausgeübt haben,
sind die Stundenangaben de-r 2. und 3. Erwerbstä-
tigkei.t zu addieren und bei der zweiten Erwerbs-
tät igkeit einzutragen.

4/18 - 20
rbeits-

.ze it
No
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Frage-Nr.

Tats i che
Arbei t sze it

4/24, 25

Grund für
Abweichung der
Arbe itszeit

Er1äu terung

Bitte tragen Sie hier die in der Berichtswoche
( 23. - 29 . N',ärz 1987) tatsächl-ich geleistete Ar-
beitszeit ein. Hierzu zäh1en auch Überstunden.
Urlaubs- oder Krankheitstage und andere Ausfall-
tage (siehe Frage 4/24,25 ) zäh1en nicht zur tat-
sächlichen Arbeitszeit "

Diese Frage ist zu beanthlorten, wenn.die Arbeits-
zeit des Erwerbstätigen in der'Berichtsvroche kür-
zer oder Iänger vrarr als es der normalen Arbeits-
zeit entspricht.
Nennt man Ihnen mehrere Gründe gleichzeitig für
eine Abweichung, tragen Sie bitte die niedrigste
Signierziffer ein.
Arbeitssctmtz best i en, auch Mutterschaft ('02')
wird in der Hauptsache bei Jugendlichen und bei
tseschäftigten in Betrieben oder Tätigkeiten nit
besonderer Gesundheitsgefährdung einzutragen sein,
wenn unter besLimmten Voraussetzungen Freizeit zu

gewähren ist oder eine jeweils festgesetzte
Wochenarbeitszeit nicht überschritten werden darf.
Beachten Sie bitte, daß auch Arbeitsfreistellungen
werdender oder niedergekommener l4ütter den Ar-
beitsschutzbestimmungen zuzuordnen sind.
Arbeit sstrei t iqke iten ('04") trifft zu für Streiks
und Aussperrungen.
SchI ech tterlaq e ("05") komnrt hauPtsächlich in
der Bauindustrie und der Landwirtschaft vor.
Ku rz arbe i t ('05") kann nur bei abhängig Beschäf-
tigten - also bei Arbeitern und Angestellten - an-
geordnet werclen, vrenn z.B. wegen Auftragsmangels
weniger gearbeitet werden kann.
Arbeitsaufnahme ("07") wäre dann einzutragen, hlenn

eine neue Tätigkeit in der Berichtswoche, z.B. am

Mitthroch, aufgenommen wurde-
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Fr age-Nr

Betriebs-
wechsel

s/1 1 Al 19 emeiner
Schulab-
schl uß

Er 1äuter ung

Umgekehrt ist bei einer Beendigung im Laufe der
Berichtswoche ohne sofortige Aufnahme einer neuen
Tätiqkeit "08" anzugeben.
Teilnahme an einer Schulausbild ung, Aus- oder
Fortbildung (Sch1üsselzahl "l 0" ) ist nur dann an-
zugeben, wenn diese nicht innerhalb des Betriebes
stattfindet. Für Auszubildende, die am Berufs-
schulunterricht teilnehmen, trifft diese Kategorie
nicht zu.

Für Personen im Erziehungsurlaub, die keine Täti9-
keit ausüben, ist sonstige Gründe für nied rrgere
Arbeits zeit ( "'l 1 ') einzutragen.

Ein Betriebswechsel muß nicht in allen FäIlen mit
einem Wechsel des Arbeitgebers,/Unternehmens ver-
bunden sein. Es ist daher auch anzugeben, wenn der
Erwerbstätige zwar beim gleichen Unternehnen be-
schäftigt ist, jedoch zu einer anderen Zweig-
niederlassung gewechselt hat.

Ein ltechsel des ausgeübten Berufs kann auch ohne
tfmschulung stattf.inden. Auch Berufswechsel, die
ohne Firmenwechsel erfolgten, sind anzugeben.

I. Aus- und Weiterbildung

Bei dieser Frage ist jeweils nur die erfolgreich
abgeschlossene Schulausbildung anzugeben, und zwar
der letzte erreichte Abschluß. SchüIer, die noch
eine allgemeinbildende Schule besuchen, brauchen
diese Frage nicht zu beantworten.
Realschul Iuß oder gleichwertiqer Abschluß:
Abgangszeugnis der Realschule, Abendrealschule,
eines Realschulzweiges an cesamtschulen, Abschluß-
zeugnis einer Berufsaufbau- oder Berufsfachschule,
Versetzungszeugnis in die 1 1. Klasse eines Gymna-
siums

4/2 Be rufs-
wechsel

4/2
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Fr ag e-Nr

Beru f1 i cher
Au sbi Idungs-
ab sch Iuß

Er I äuterung

Sonderschulen, die z.B. vregen Lernschwierigkeiten
besucht werden, sind wie Volksschulen zu behandeln.

Fachhochschulreife: Abschluß einer zweijährigen
Fachoberschule, eines Fachgymnasiums oder einer
Ilöheren Berufsfachschule; Abgang nach der '12.

Klasse eines Gymnasiums

A1 19 emeine oder fachgebundene Hochschulreife (Abi-
tur/Fachabitur) : Abschluß eines Glrmnasiums, Abend-
gymnasiums, Kollegs zur Erlangung der Hochschul-
reife; Abschluß eines Fachgymnasiums, z.B. V{irt-
schaftsgymnas iurn

Geben Sie hier bitte nur den letzten Abschluß an;
meist ist dies auch der höchste Abschluß- Bei Ab-

schluß einer Lehr-/Anlernzeit von mindestens 2

uahren traqen Sie bitte Abschluß einer Lehr-,/An-
lernausbildung ("2") ein. Gleichwertiger Berufs-
fachschulabschtuß ist das Abgangszeugnis einer
Berufsfachschule für Berufe, für die nur eine
Berufsfachschulausbildung mö9Iich ist, z.B. Höhere

Handelsschule.

AIs berufliches Praktikuim ("3") gilt eine minde-
stens sechsmonatige praktische Ausbildung, die
meist vor oder während der theoretischen Ausbil-
dung an einer Eachoberschule, Fachschule, Fach-
hochschule oder Hochschule außerhalb dieser Schule
absolviert wtrdr z.B. Technisches Praktikum.

Das Studium an Fachhochschulen ("5") führt zur
Graduierung. Gleichwertig ir:t hier die Berufsaka-
demie anzusehen, auch die früheren Ausbildungs-
gänge an Höheren Fachschulen für Sozialwesen, So-
zialpädagogik, Wirtschaft usw. und an Polytechni-
ken sowie die früheren Ingenieurschulen.
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Frag e-Nr

Haupefach-
r ichtung

5/1 3 Fortbil-
dung/Um-
schul ung

ErI äuterung

Hochschulabschluß beinhaltet auch das Studium an
Gesamthochschulen, Fernuniversit.äten, technischen
Fiochschulen und pädagogischen sowie theologischen
und KunsthochschuLen.

Siehe auch Erläuterungen zu Frage 2/30!

Wenn in Frage 5/12 (Beruflicher Ausbildungsab-
schluß) ein Fachhochschulabschluß (auch Ingenieur-
abschLuß) oder Hochschulabschluß vorliegtl ist
die Hauptfachrichtung des letzten Abschlusses mö9-
Iichst genau und ausführlich (2.B. Maschinenbau,
Elektrotechnik, Sozialpädagogik) zu erfragen und
einzutragen.

Berufliche Fortbildung hat zum ZieI , berufliche
Kenntnisse und Fertigkeiten aufrecht zu erhalten;
zu erweitern, der technischen Entwicklung anzupas-
sen oder einen beruflichen Aufstieg zu ermögIichen.
Sie knüpft an bereits vorhandene berufliche Kennt-
nisse und Fertigkeiten an.

ili erzu zäh It z. B. :

Besueh von liteister-/Technikerschulen
betriebliche Kurse zur Erhal,tung, Ergänzung des

beruflichen Wissens
Fernunterricht aus dem Lehrangebot privater oder
verbandlicher Fernlehreinrichtungen.

Berufliche Unschulung hat zum ZieI, den übergang
in einen anderen Beruf zu ermög1ichen, z.B. nach
einem Unfall.
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Frage-Nr. Er 1äuter ung

5/1 4 Dauer der
Fo rtbilclung

5/1 s Überwie-
gender
Lebens-
unterhalt

Auch eine weitere Lehr-/Anlernausbildung kann eine
Umschul.ungsmaßnahme sein. Für die Teilnahme am

Funkkolleg und ähnlichen Angeboten der Rundfunkan-
stalten etc. tragen Sie bitte Fortbildung auf an-
dere Art ('6r) ein.

Für bereits abgeschlossene Fortbildungs- oder Um-

schulungsmaßnahmen ist hier die Dauer anzugeben.
Ist die Fortbildung oder Umschulung noch nicht ab-
geschlossen, geben Sie bitte Signierziffer "S'an.

L. Unterhalt Einkommen

Auch f.ür Erwerbstätige muß die Erwerbstätigkeit
nicht die überwiegende Unterhaltsquelle sein (2.9.
Auszubildende beziehen oft ihren Lebensunterhalt
von den Eltern).

Rentner, die noch erwerbstätig sind, können, je
nach Umfang der Leistungen, überwiegend von ihrer
Erwerbstätigkeit oder ihrer Rente leben.

Für Betriebsrenten aus einer betrieblichen Alters-
verso ro uno vermerken Sie in den (wohl seltenen)
FäIlen, in denen diese die überwiegende Unter-
haltsguelle darstellen, die Signatur '3'.
Ehefrauen, die z.B. aus einer "llebentätigkeit" ein
geringes zusätzliches Einkommen beziehen, von dem

sie nicht allein leben können, geben hier Unter-
halt durch Ehemann ("4n) an.

Regelmä8ige Leistungen aus Lebensversicherungen
(einschl. der Leistungen aus den Versorgungswerken
für bestimmte Freie Berufe wie z.B. Ärzte, Apothe-
ker) sind als Unterhalt aus eigenen: Vermögen ("5n)
einzuordnen.

Stipendien sind bei "Sonstigen Unterstützungen
(2.8. BAföc, Vorruhestanclsgeld) " einzutragen.
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Frage-Lrr.

/16 5/1
öf fent I iche
Rente, Pension

Erl äu terung

Bei Personen, die sich aufgrund von Tarifverein-
barungen im Vorruhestand befihden, gilt das sog.
Vorruhestandsgeld weder als Einkommen aus Erwerbs-
tätigkeit noch a1s Rente. Bezieht ein Haushalts-
mitglied seinen überwiegenden Lebensunterhalt aus
dem Vorruhestandsgeld, so ist "7" (Sonstige Unter-
stützungen (2.8. BAföc, Vorruhestandsgeld)) einzu-
tragen.

Hier sind alle Renten der einzelnen Haushaltsmit-
glieder anzugeben, euch wenn sie davon nicht ihren
überwiegenden Lebensunterhalt bestreiten. Unter-
schei<ien Sie nach eigenen Versichertenrenten und
nach Witwen-, V'laisenrenten u.ä..

Eine eigene Rente bezieht ein Rentner aufgrund
seiner gezahlten Beiträge zu einer Versicherung

Pensionen aus öffentlichen Kassen erhalten nur
Beamte und Personen, die unter Art. l3l Grundge-
setz fa11en. Pensionszahlungen im Rahrnen einer be-
trieblichen Altersversorgung werden hier nicht be-
rückslchtigt.

Zahlungen an Hinterbliebene aus den Rentenzweigen
9I!4 jn len qpaltqn l'!,litqen-, Waj.senrenten, Pen-
sionen usw." anzugeben

Beachten Sie bitte auch, daß Kinder selbst (fiaIb-)
Waisenrenten erhalten und diese Renten nicht TeiI
der Rente der Mutter sind.

Zu den "übrigen öffentlichen Renten" gehören auch
die Zahlungen der Altershilfe für Landwirte, also
die Landabgaberente und das Altersgeld.

I{enn jemand mehrere Renten nebeneinander erhäIt,
tragen Sie sie in der Reihenfglge nach der Höhe
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Fr ag e-Nr

5/20, 21

Private und
sonstige Ein-
kornrnen

Er 1äu ter-r:ng

de s monatlichen Betrages ein, getrennt nach eige-
ner bzw. Witwen-, V,laisenrente. Die Renten der Ge-
setzLichen Rentenversicherung (BfA, KRV, LVA) sind
bei Dreifachbezug von v-ersichertenrenten vorrangig
einzutrageir.

V,Tohngeld ( "0" ) kann nur eine Person ,im Haushalt
bez iehe n.
Sozialhilfe ("1") erhä1t jedes einzelne Haushalts-
mi.tglied, das die Anspruchsvoraussetzungen er-
füI1t, so daß auch Kinder Bezieher von Sozialhilfe
sein können
Erziehungsgeld ist als "sonstige öffentliche Unter-
stützung't ("3") einzutragen
irezieher von Vorruhestandsgeld aufgrund von Tarit-
verträ-qen (Alter mindestens 58 Jahre) erhalten
diese Zahlunqen vom früherbn Arbeitgeber. Daher
ist dieses Einkommen den "Betriebsrenten" ("4")
zuzuordnen.
Leistungen aus Versorgungswerken für bestimmte
I'reie Berufe wie z.B. Arzte, Apotheker sind unter
"Leistungen aus der Lebensversicherung" (Ziffer
"7" ) einzutragen.
Private Unterstützungen ("9") können z.B. auch die
Zahlungen sein, mit denen Eltern ihre auswärts
studierenden Kinder unterstützen, oder Stipendien
sowie Al imentationszahlungen.

Auch kleine Kinder können schon eigene private
Einkommen beziehen, z.B. aus Vermietung oder eige-
nem Vermögen. Diese Einkommen sind deshalb auch
bei den Kindern selbst einzutragen.
lvenn jemand mehrere private Einkommen bezieht, tra-
gen Sie diese bitte entsprechend ihrer Höhe ein.
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Fräq e-Nr

5/22, 23
oe nkommen

Er I äuterung

Trägen Sie bei dieser Frage bitte die Sunrme aIIer
E inkomn.e nsart.en für 'iedes tiau shal tsm itg lied - also
auch für Kinder - ein.
Bitte beachten Sie, daß hier das Nettoeinkommen im
Nlär21987 angegeben werden solI, also ohne Lohn-
steuer, Kirchensteuer, Sozialversicherungsbeiträce
u.ä. Beträge.

Zuschüsse zum Vermögenswirksamen Sparän sind je-
doch den Nettoeinkommen zuzurechnen, ebenso Vor-
schüsse, ggf. der vom Arbeitgeber getragene AnteiI
einer !{erks}rohnungsmiete u.ä. Beträge..
Auch Sachbezüge (liaturalbezüge, Deputate) sind
hier anzugeben. ErhäIt ein Haushattsmitglied von
seinem Arbeitg eber vol1e Verpflequnq u nd/odel.
Unterkunft, so sind folgende lierte - ggf. zusätz-
Lich zun Lohn - für <iie Sachbezüge einzusetzen:

Art des Sachbezuges MonatI ich
Freie Kost + liohnung einschl
Heizung und Beleuchtung

Vol-Ie Kost
Wohnung mit Heizung und

Be leuchtung

DM 250,--
Dtl 187,50

DM 62,50

Wird die freie Kost un<i Viohnung nicht nur dern Ar-
beitnehmer a11ein, sondern euch seinen Familienan-
gehörigen gewährt, so ist der Wert der Sachhezüoe
zu erhöhen:

1. Für die Ehefrau um 80 t
2.' f'ür jedes Kirril bis zun,

5. Lebensjahr um 30 t
3. f'ür jedes Kind im Alter

von mehr als 6 Jahren um 40 B

Bitte beachten Sie, daß auch Kinder Einkünfte
haben können. Ge«iacht ist hierbei an 'ylaisenrenten,
Alimentenzahlungen uno Ausbildungsbeihilfen.
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Frage-Nr. Er Iäuterung

Einkonmen in ausländischer Währung sind in Deut-
sche lulark umzurechnen.

Iiat ein tlaushaltsmitglied Einkomr.en aus mehreren
der angeführten QueIlen, so sind die einzelnen Be-
träge zu addieren.
Trennungsentschädigungen, Auslösungen usw. gelten
nicht als Einkommen.

lla Selbständigen oft nur der Nettobetrag des ge-
santen Jahres bekannt ist, muß für diese Frage das
Jahreseinkonmen durch 12 qeteilt werden.

Iür selbständige Landwirte bzw. l"iithelfende Fami-
lienangehörige ohne Pflichtversicherung in Cer
Rentenversicherung brauchen Sie keine Anqabe zur
Höhe oes Einkormens zu machen (Signatur "50").
Die wichtigsten Einkommensquellen sind:

1. Lohn oCer Gehalt
2. Gratifikation ( 1 3. Monatsgehalt)
3. Unternehnereinkommen
4. die in deq Fragen 5/16 - 19 genannten Ein-

komrne nsarten
5. Arbeitslosengeld/-hilfe
6. hi n<tergeld

Die Beanthlortung dieser Frage ist' freiwillig.
Bitte beanthrorte4 Sie diese Frage auch für Perso-
nen, die nicht meh:: verheiratet (also verwitwet
oder geschieden) sind. Für ledige Personen lassen
Sie die Frage unbeanthrortet.

5/24, 2

Eheschl i eßungs-
jahr
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4. ERLAUTERUNGEN zUM ERHEBUNGSBoGEN,,WoHNSITUATIoN DES HAUsHALTS,,

Zur besonderen Beachtung:
Die Erhebung findet in allen Auswahlbezirken statt.

4,1 ZwTcT DER BEFRAGUNG

Vüohnungspolitische und wohnungswirtschaftliche Aufgaben lassen
sich nur dann wirkungsvoll wahrnehmen, wenn rechtzeitig und in
ausreichendem Maße zuverlässige Daten zumindest über strukturel-
Ie Entwicklungen im Wohnungsbestand (2.8. Feststellungen über
die Ausstattung der Wohnung, die Anzahl der Räume, die Größe der
Wohnung u.ä.m.) sowie über das Mietengefüge und die Mietenent-
wicklung, u.a. in Abhängigkeit von der Art der Unterbringunq und
der sozialen Struktur_ 9Sr tt-e_gChalte, zur Verfügung steheh.
Diesem Zweck dient die in einem Abstand von zwei Jahren durch-
zuführende Ergänzungserhebung zum Mikrozensus über die "Vüohn-
situation des Haushalts".

Die Aufgliederung des vilohnungsbestandes qibt u.a. einen über-
blick über die Verteilung des V,Iohnungseigentums. Auf dieser Ba-
sis können eigentumsfördernde Maßnahmen geplant werden.

Erst r^renn die mit den wohnungspolitischen Aufgaben betrauten
Stellen wissen, vrelchen Wohnkomfort z.B. Alleinstehende, Verhei-
ratete, Familien mit Kindern usw. tatsächlich haben, lassen sich
Stärken und Schwächen in der Wohnungsversorgung in zutreffender
Weise aufzeigen und wohnungspolitische Planqngen überprüfen.

Die Erfassung der Miete Iiefert in diesem Zusammenhang Grundla-
gen für.die Entscheidung, ob die Wohngeldleistungen (2,5 ttrd. ol,l

1985) in ihrer Gesamtheit dem allgemeinen Entwicklungsstand des
Einkommens und der Miete noch angemessen sind oder ob sie ange-
paßt werden müssen. Von der Kenntnis der Mieten, u.a. aufge-
schlüsselt nach Ausstattung und Baualter der Wohnung, hängt
Ietztlich die künftige Bemessung der wichtigsten indivEiäTfEn
SoZfalTeisfI-ng -fUfaai-wohnen vän ?a. 1;5-lri11. Haushal-ten ab.
oa'rüber hinaus werden die Daten zur- Erstellun§ von Mietspiegeln
und zur Berechnung von Vergleichsmieten herangezogen.
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4,2 ANLeeeN erNrs EnHesutl0ssoeeNs

nür eden Haushalt auch ivate Haushalte in Gemeinschaftsun-
terkünfte - sowie für jede leerstehende Wohnund ist ein Erhö-
bungsbogen anzulegen.

AIs Ordnungsa4ga!q4 sind der Regierungsbezirk (1970), die Aus-
wahlbezirks-Nr. und die Lfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk
aus der Verteilungsliste zu übernehmen.

Für leerstehende gtohnungen ist die entsprechende Markierung oben
im Bogen anzubringen; weitere Eintragungen sind nicht vorzuneh-
men. Das Leerstehen der Wohnung ist in der Verteilungsliste in
Spalte e zu vermerken.
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4.] ERLAUTERUNGEN ZU EINZELNEN FRAGEN

Frage-Nr

ArtlGröße
des Gebäu-
des, in dem
sich die
vtohnung
be f indet

Er1äuterung

Ein Wohngebäude ist ein Gebäude, das ausschließ-
lich oder mindestens zur Hälfte Wohnzwecken
dient (2.B. Ein-, Zwei- oder liehrfamilienhaus,
Appartementhaus). zu unterscheiden ist dabei,
ob das Gebäude eine oder z!'rei viohnungen bzw. 3

und rnehf Wohnungen aufweist. Leerstehende Woh-
nungen zählen hier mit.

AlssonstigesGebäude mit w-ohnraum 9i1t ein Ge-
bäude, das weniger a1s zur Hälfte wohnzwecken
dient, z.B. ein Geschäftshaus, ein Fabrii<- oder
Verwaltungsgebäude; in dem sich Wohnraum befindet.

Zu den stän<iig bewohnten Unterkünften zählen Be-
helfsheime, Baracken, Vtohnlauben und Bretterbuden.

Wohnheime dienen den Wohnbedürfnissen bestimrnter
Bevölkerungskreise, z.B. Studenten oder äIterer
Menschen. Ein Gebäude kann vollständig als l,lohn-
heirn dienen, dann führt es meistens die Bezeich-
nung "Wohnheim", z.B. Studentenwohnhein, Alten-
wohnheim, Schwesternwohnheim, Wohnheim für lrrut-
ter und Kind. Andererseits kann ein Gebäude nur
teilweise als Wohnheim genutzt werden (2.B.
"Altenzentrurn'r ). Werden in einsn Gebäude alLe
[iohnungen für Wohnhöimzwecke genutzt, so ist
stets "vollständig" zu markieren.

Hier ist festzustellen, ob der Haushalt Eigen-
türner des Gebäudes oder der Wohnung, tlauptmieter
oder Untermieter ist. Die entsprechende Antwort
ist zu markieren. Für Eaushalte in liohnheimen
ist, sofern solche Haushalte nicht Eigentümer
cler Wohnung sind, die Kategorie "Hauptnieter"
zu markieren.

2 Bewohnen
5ie die
Wohnung/
das Haus
a1s ...
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Fr age-Nr . ErI äuterung

3 Ist die Vloh-
nung eine
Freizeit-
wohnung?

Wohnungen, in denen Personen lediglich ihre Frei-
zeit verbringen (2.B. am !{ochenende, während des
Urlaubs oder der Ferien), werden als Freizeit-
itrohnung bezeichnet. Sie können vom Eigentümer
selbst genutzt oder an Dritte vermietet oder
kostenlos überlassen werden. Die Vermietung kann
sowohl über den Eigentümer als auch über einen
riotelbetrieb oder eine sonstige Organisation er-
folgen. Freizeitwohnungen kann es in jeden be-
liebigen Gebäude geben (2.8. Wochenend- und
Ferienhaus, I.lehrf amil ienhaus ) .

Das sind alle Wohnungenr.an denen durch Eintragung
im Grundbuch Sondereigentum nach dem Wohnungsei-
gentumsgesetz vom 15.3.1951 (BGBI. S. 175) begrün-
det worden ist. Sie können vorn Eigentümer selbst
bewohnt, vermietet oder leerstehend sein. Eigen-
tumswohnungen kommen nur in Gebäuden vor, in denen
ausschließIich Sondereigentum an Wohnungen (Woh-

nungseigentum) und - soweit vorhanden - an nicht zu
Wohnzwecken dienenden Räunen (Teileigenturn) be-
steht. Auch neugebaute Eigentumswohnungen, die noch
nicht im Grundbuch eingdtragen, äber zur Eintragung
vorgesehen sind, gelten als Eigentumswohnungen.

Anzugeben ist das Jahr, in dem der.Wohnungsinhabe
in die wohnung ei\ngepogen ist. ' '.---..---'.-

'', -.^t J-
\ rJ'"\\U-

Hier ist das Baualter der Wohnung zu markieren.
Bei nachträglichen Um-, An- und Erweiterungs-
bauten kann innerhalb eines Gebäudes das Baualter
der einzelnen Vtohnungen voneinander abweichen.

4 Ist die woh-
nung eine
selbstbe-
wohnte oder
gem ietete
Ei g ent ums-
hrohnung
...?

In welchemi.
Jahr sind
Sie in die
Wohnung
e1 z en

6 Baual ter
der Wohnung
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Frage-Nr. Er 1 äuterung

tu31S_"-u_"1 f§! 4Le- -Gesamt'f-1äehe einez- wbhnung
(V'Iohn- und Schlafräume, Küche und. Ne.benräume,
wie z.B. Bad, Toilette, Flur, Mansaidenr, anrechen-
bare Balkonfläche, untervermietete und gewerblich
genutzte Räume). tlit zu berücksichtigen sind auch
zur [.Iohnung gehörende Räume außerhalb des Viohnungs-
abschlusses, wLe z.B. Zimmer mit separatem Eingang,
Zimmer in einem Anbau .oder Gartenhaus und Neben-
räume sowie ein etwa vorhandener Balkon, eine
Loggia und dgI. Jedoch dürfen Boden- und.Keller-
räume, die nicht zurn V'Iohnen bestimmt sind, nicht
mitgerechnet werden.

Bei Hauptmietern ist nach lrtöglichkeit die Flächen-
angabe dem Mietvertrag zu entnehmen. lienn die Ge-
samtfläche den Haushalt nicht bekannt ist, so
sollte sie im Einvernehmen mit dem Befragten selbst
errechnet werden. In bestirnmten Fä11en (2.8.
Etagenmiethaus) kann auch die Fläche der darunter
oder darüber liegenden Wohnung übernommen werden.
wird die FIäche errechnet, nüssen für jeden ein-
zelnen Raum Länge und Breite ermittett und die
Angaben in lleter vermerkt werden. Zweckmäßiger-
weise beginnen Sie mit der Küche und ermitteln an-
schließend die Maße der Wohn- und Schlafräume. Ab-
schließend fragen Sie nach den sonstigen zur V{oh-
nung gehörenden Räumen, wl-e z.B. Flur, Korridor,
Die1e., yorplatz, Badezirnner, Duschraum, Toi.lette,
Speisekammer, Praxiszimmer, Wartezimmer, Verkaufs-
laden, Werkstattraum usw.

Bei Räumen mit schrägen Wänden (Dachwohnungen) ist
die zu schätzende unter der Schräge liegende FIäche
nur halb zu rechnen. Beim Ausmessen eines Balkons
oder einer Loggia ist nur ein Viertel der tatsäch-
lich vorhandenen Fläche anzusetzen.

.t_
\ / .'t,rt-u*jI
V v \L'Y '

t-

es
?

7
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Fi age-Nr . Er I äuterung

Die aus Länge und Breite sich ergebenden Einzel-
f1ächen addieren Sie abschließend zur Gesamtfläche
der Wohnung und tragen die Summe (Anzahl der Qua-
dratmeter) bei Frage 7 ein.

Bei dieser Frage interessiert nur. die Zahl der
Wohn- und Schlafräume in der Größe von 5 und mehr
Quadratmetern ohne Küche/Wohnküche, Bad, Toilette,
Flur usw.
Außerdem muß angegeben werden, wieviele von diesen
Räumen untervermietet oder gewerblich genutzt (2.8.
Arztpraxisräume) sind.
Zu den Wohnräumen zählen auch außerhalb des eigent-
Iichen lriohnungsabschlusses liegende Räume (2.8.
Mansarden) sowie zu Wohnzwecken ausgebaute KeIler-
und Bodenräume.

a) Nicht als Küchen rechnen nur behelfsmäßig zum

Kochen eingerichtete Nebenräume oder Zimmer nit
Kochge.legenheit oder behelfsmäßige Kochecken.
Wohnküchen zählen als Küchen.

b) Als Kochnische gilt nur eine zu einem wohnraun
gehörende Nische, 'die bauplanmänig zum Kochen
vorgesehen und eingerichtet ist.
Ein evtl. vorhandener Kochschrank muß an die
Wasserleitung angeschlossen sein, sowie über
einen Ausguß und wenigstens eine Kochplatte ver-
fügen.
Bitte narkieren Sie in diesem Fatl Kochnische.

c) Es wird nur nach eingebauten, funktionsfähigen
(also nicht 2weckentfremdeten) Bädern bzw.
Duschen gefragt. Zur Badeeinrichtung gehört,
daß mindestens eine Badewanne (notfalIs auch
eine Sitzbadewanne) oder eine Dusche mit einer
Bodenwanne vorhanden ist und eine AbfIußnöglich-
keit für das Wasser besteht.

I Wievi.ele
Wohn- und
Sc hI a fr äume
mit 6 m2
und nehr
hat die
woh )

9 Ausstattung
der Wohnung
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Fr ag e-Nr Er1 äuterung

Behe i zung
der Woh-
nung

d) Unter WC sind nur solche Toiletten (KIosetts,
AborEe) zu verstehen, die sich innerhalb der
Wohnung befinden und über SpüIkästen oder
Druckspü}er an ein Wassernetz angeschlossen
sind.

a) Bei einer Fern- oder Blockheizung sowie einer
Zentralheizung werden sämtliche Räume der Vtoh-

nung mittels eines Röhrensystems von einer zen-
tralen Heizquelle außerhalb der liohnung be-
heizt. Bei der Fernheizung erfolgt die Behei-
zung für einen größeren liohnbezirk, bei der
Blockheizung gemeinsam für nehrere Gebäude und
bei der Zentralheizung innerhalb eines Gebäudes.

Eine Etagenheizung Iiegt vor, wenn sämt.Iiche
Räume der Etagenwohnung von einer Heizguelle
aus nur für die betreffende wohnung nittels
eines Röhrensystens beheizt werden.

b) Bei der Fr4ge nach dem verwendeten Brennstoff
bzw. der Wärmequelle sind lr{ehrfachmarkierungen
mög I ich.

a) Dienst- oder-.Vierkswohnungen sind Wohnungen, die
sich im Eigentum des Arbeitgebers des wohnungs-
.inhabers befinden und den Arbeitnehmern zum

'Wohnen überlassen werden. Hierzu gehören jedoch
nicht Wohnungen von Wohnungsbaugesellschaften,
die von einzelnen Betrieben gegründet oder fi-
nanziell unterstützt werden, um für Betriebsan-
oehörige liohnungen zur Verfügüng zu stellen.
Ebenso zäh1en hohnungen für Bedienstete.oer öf-
fentlichen tiand nicht zu den Dienst- und v{erks-
wohnungen. Stiftsvrohnungen sind liohnungen im
Eigentum von Stiftungen, die än bevorrechtigte
l3evölkerungsgruppen - in der Regel verbilligt -

o Angaben
zur Miete

10



-70-

Frage-Nr. Er1 äuterung

abgegeben werden. Eine Berufsmietwohnung liegt
dann vor, v,renn ein Kleingewerbetreibender (2.B.
ein Schuhmacheroder Schneider) oder ein freibe-
ruflich Täti9er (2.8. Arzt, Rechtsanwalt oder
Steuerberater) einen oder mehrere Räume seiner
l.lietwohnung zur Ausübung seines Berufes benutzt.
Eine Geschäftsmietwohnung liegt vor, wenn eine
llietwohnung mit einem Laden verbunden ist oder
wenn ein bzw. mehrere Zimmer als Verkaufsräume
benutzt werden. Bei dieser Frage ist auch dann
"ja" zu kennzeichnen, wenn es sich um eine Woh-
nung rnit Wohnungsrecht bzw. Dauerwohnrecht han-
delt, das im Grundbuch eingetragen ist.

b) Eine Mietwohnung kann z.B. verbilligt überlassen
werden als Gegenleistung für Dienstleistungen,
die der Mieter für den Vermieter erbringt; eine
Irlietwohnung wird z.T. auch kostenlos überlassen,
z.B. an Verwandte.
Bei den finanzieLlen Vorleistungen, die vom

Mieter selbst oder von einem anderen zu seinen
Gunsten an den Vermieter (= Bauherrn) gezahlt
wurden, kann es sich um einen sogenannten ab-
wohnbaren Baukostenzuschuß in der Form einer
Llietvorauszahlung bzw. eines Mieterdarlehens
handeln. Eine Mietvorauszahlung liegt vor, wenn
der Mieter mit dem Bauherrn vereinbart hat, daß
durch den Baukostenzuschuß die Miete für eine
bestimrnte Zeit ermäßigt oder erlassen wird. Das
Mieterdarlehen ist ein Darlehen des Mieters an
dln Vermieter, welches durch ErIaß bzw. Ermäßi-
gung der Miete oder durch Rückzahlung getilgt
werden kann. Finanzielle Vorleistungen können
auch bei Abstandszahlungen vorkonmen. Sie bilden
dann das Entgelt dafür, daß der Vormieter zu
Gunsten des Nachmieters die Wohnung aufgibt.
Die Abstandszahlungen können aber auch den Er-
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satz von Aufwendungen bilden, wie z.B. den Aus-
gleich für Leistungen des Vormieters zur Moder-
nisierung oder fnstandsetzung der hrohnung, den
Ersatz der Umzugskosten des Vormieters oder den
Ersatz von Zahlungen des Vormieters, die dieser
seinerseits an seinen Vormieter geleistet hat.
Eine finanzielle Leistung kann auch in Form
einer Sicherheitsleistung (Kaution) erbracht
werden.

Zu fragen ist nach der Höhe der tliete in Monat
Mäiz 1987. Dabei ist es unerheblich, ob <iie
Miete tatsächlich bezahlt wurde. Es ist der
voIle Mietbetrag anzugeben, nicht eth,a der
wegen einer finanziellen Voileistung ermäßigte
Betrag.
Erläutern Sie dem Befragten, daß zur Iv.iiete auch
die Beträge für Wasser, Ranalisation, Mü1lab-
fuhr, Treppenhausbeleuchtung, Straßen- und Ka-
nrinreinigung gehören. Werden solche Leistungen
monatlich gesondert bezahlt, so sind sie auch
gesondert anzugeben. werden solche Beträge in
anderen Zeiträurnen gesondert gezahlt, so muß

ein anteiliger Betrag angegeben werden.
Unlagen für die Zentralheizung, Kosten für den
Betrieb der Warmwasserversorgungsanlage (nicht
also die Wasserkosten), Garagenmiete, Unter-
mieterzuschlag, Zuschlag für llöblierung rech-
nen hier nicht, zur Miete. Erfolgt die monat-
liche Mietzahlung in einem tsetrag (pauschaliert)
und sind die genannten Umlagen darin enthalten,
so müssen sie gesondert angegeben weroen.

Achten Sie darauf, ciarl öer einer Untervermietung
die Monatsmiete für die gesamte Wohnung und
nicht nur für den vom Hauptmieter bewohnten Woh-
nungsteil angegeben $rird. Abschlagszahlungen,

c)
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Frage-Nr. Er I äuterung

t'tietvoiauszahlungen oder liietnachzahlungen für
frühere oder spätere Monate dürfen bei der
I.liete f ür März 1987 nicht mitgerechnet werden.
Die Miete ist auf voIIe Markbeträge auf- oder
abzurunden.

Wurde bei Frage 2 angegeben, daß der Haushalt die
Wohnung oder das Haus aIs Eigentümer bevrohnt, so
sind bei Frage 12 die Art und das Jahr des Er-
werbs der wohnung oder des Gebäudes zu markieren.

12 Falls Sie
die vJoh-
nung als
Ei g ent ümer
bewohnen



73 -

9 ERLAUTERUNGEN ERHEBUNGSBOGEN

"URLAUBS- uuo EnH NGSRETSEN 7986/87'

zur besonderen Beachtung:
Die Erhebung findet nur in den.0,l t-Auswahlbezirken statt. Das

Statistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört.

5.1 ZWECT DER BEFRAGUNG

Der Reiseverkehr stellt einen gesamtwirt.schaftlich und gesell-
schaftspolitisch außerordentlich wichtigen Tatbeständ mit stei-
gender Bedeutung dar. Rund lr5 Mi11. Arbeitsplätze h'ängen in der
Bundesrepublik Deutschland direkt oder indirekt vom Tourismus ab.
Eine laufende Beobachtung von Umfang und Struktur des Reisever-
kehrs ist deshalb insbesondere für Regierung und Parlament uner-
Iäslich. Entsprechendes Zahlenmaterial dient dazu, die Notwendig-
keit politischer Maßnahmen erkennen und ihren Erfolg beurteilen
zu können. Hierzu zählen beispielsweise die Staffelung der Ferien-
termine, die Lenkung der Verkehrsströme, aber auch Maßnahmen zur
Verbesserung des Rechtsschutzes der Touristen wie das 1 979 verab-
schiedete Reisevertragsgesetz. Die Befragung soll daher jährlich
durchgeführt werden und insbesondere Angaben über Reiseziele im
Inland und Ausland, benutzte Verkehrsmittel, den Reiseantritt in
den Hauptferienmonaten, zusätzlich bei Inlandsreisen, Dauer, Art
der Reise sowie Unterkunftsart liefern.

5,2 ANLEGEN EINES ERHEBUNGSBOGENS

Ein Erhebungsbogen ist für ieden Haushalt anzulegen, der in die
0, I t-Auswahl einbezogen wurde. Die Befragung richtet sich auch
an Personen, die in Gemeinschaftsunterkünften leben. Private
Haushalte in Gemeinschaftsunterkünften werden wie normale Haus-
halte behandelt.
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Urlaubs-, Erhol-un s- oder Ferienreisen im Sinne dieser Befraqunq
sind aIle Reisen, die fünf aufeinander folgende Tage ( gle ichbe-
deutend mit vier aufeinander folgenden übernachtungen) oder mehr
gedauert haben und nicht zu dienstlichen oder geschäftlichen
Zerecken unternommen worden sind. Hierzu zählen auch Kuren und
Verschickungen, Verwandten- und Bekanntenbesuche, Ferienbesuche
von Kindern und auch Aufenthalte in einer Zweitwohnung, wenn die
genannten VdraussetzUngen erfüIlt waren. Nicht zu berücksichtigen
sind dagegen Geschäfts- und Dienstreisen oder ähnliche Reisen
die in Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit standen oder der
Ausbildung für einen Beruf dienen sollten, und zwar auch dann
nicht, wenn.sie in Verbindung mit einer Urlaubs- und Erholungs-
reise durchgefirhrt wurden.

Eine Urlaubs- und Erholungsreise ist jedoch nur dann zu erfassen
(positive Beanthrortung der Leitfrage), !{enn sie im Befragungs-
zeitraum, d.h. in der Zeit vom I Apri.l des Vor jahres bis 31. l{ärz
dieses Jahres, anqetreten wurden. Reisen von personen, die zum

Zeitpunkt der Befragung nicht mehr zum Haushalt gehören, bleiben
dabei unberücksichtigt (siehe auch Fr age 2 b).

Als Ordnunqs angaben sind der Regierungsbezirk 1970, die Auswahl-
bezirks-Nr. sowie lfd. Nr. des Haushalts im Auswahlbezirk aus
der Verteilungsl.iste zu übernehmen und in den oberen Teil des
Erhebungsbogens einzutragen.
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5,3 ERLAUTERUNGEN zU EINZELNEN FRAGEN

Frage-Nr. Er 1äuter ung

Zu den Fragen ist j eweils nur eine Antv{ort zu
markiereni Mehrfachmarkierungen sind ausschließ-
lich bei den ergänzenden ordnungsangaben in Frage
2c (lfd. Nr.(n) der Person(en) im Haushalt, s.
auch Erläuterungen zu Frage 1 ) zulässig.
Anhand der r,eitfrage soII festgestellt werden, ob
Haushaltsmitg Iieder im Berichtszeitraum Urlaubs-
und Erholungsreisen unternommen haben.

Bevor diese Frage jedoch gestellt werden kann, ist
darauf hinzuweisen, claß für die Erteilung dieser
Auskünfte keine Verpflichtunq besteht.

a) Keine Auskunft
Verzichten alle Haushaltsmitglieder auf die
Mitarbeit an diesem Erhebungsteil der Befragung'
ist das rnterview beendet. vergessen Sie aber
bitte nicht, eine entsprechende Markierung im
Erhebungsbogen unter Frage 1 einzutragen und in
die Spalte 28 der Verteilungsliste zu übernehmen.

b) Auskunftsbereitschaft
Vtird clie Bereitschaft-zur Mitarbeit von aIlen
(siehe ba) oder zumindest von einigen Haushalts-
mitgliedern (siehe bc) erklärt, kann die Leit-
frage gestellt werden. Sie ist zu bejahen -
und die Fragen 2 bis 5 bzw. bis 8 sind auszu-
fü1Ien -r w€nn mindestens eine Person, die zum

zeitpunkt der Befragung (Stichtag, Berichtswo-
che) zum HaushaLt gehörte und die für sich nicht
das Recht der Auskunftsverweigerung in Anspruch
genommen hat, im Berichtszeitraum eine (oder
mehrere) Urlaubs- und Erholungsreise(n) ange-
treten hat.

Gemeinsihaftliche Beantwortuno bei Auskunfts-

Eaben sich alle Haushaltsnitgliecler zur Aus-
kunftserteilung bereit erklärt, so genügt für
die Erfassung von Reisen, die von mehreren

1-8

Reise
1986/87?

bereitschaft aIler Eaushaltsmi.tqlieder
ba)
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Frage-Nr. Er 1äuter ung

Haushaltsmitgliedern gemeinsam unternommen
wurden, die Anlage nur eines Erhebungsbogens,
wenn alle beteiligten Personen mit der qe-
meinschaftli Beantwortung einverstanden
sind.

V{ircl die Leitfrage (Prage I ) verneint
(keine Reise), kann auf die übernahne der
]fd. Nr. der Person im Eaushalt aus der
Erhebungsliste verzichtet werden. fragen
Sie bitte aber auch diese Verneinung in
den Erhebungsbogen und die Spalte 28 der
Verteilungsliste ein. gtird die Leitfrage
dagegen bejaht, sind in Frage 2c für atle
an dieser Reise beteiligten Personen als
ergänzende Ordnungsangaben die lfd. Nr.
aus der Erhebungsliste zu übernehnen. Die
furzahl dieser ergänzenden Ordnungsangaben
ttuß dabei der Zahl der Eaushaltsmitglieder
entsprechen, die an dieser Reise teilge-
nommen haben (Frage 2b).

bb) Getrennte Beantwo rtu bei Auskunftsbereit-
schaft aller H tsmitglieder
Erklären sich Eaushaltsmitglieder zur gemein-
schaftlichen Beantwo rtung nicht bereit, sind
getrennte Brhebungsbogen anzulegen.

In diesem FalI sind die erqänzenden Ordnunqs-
anqaben (lfd. Nr. der Person in Haushalt) in
Frage 2c auch dann zu übernehmen, wenn die
Leitfraqe (Frage 1 ) verneint wird (keine
Reise). Wircl die Leitfrage dagegen bejaht,
ist zu beachten, daß für dieselbe lfd. Nr.
der Reise ('frage 2a) die Anzahl der ergän-
zenden Ordnungsangaben in Frage 2c kleiner
sein .kann als die ZahI der an der Reise be-
teiligten Baushaltsritgli eder.
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Frage-Nr. Er läuterung

Lfd. Nr.
der Reise

bc) Teilweise Auskunftsbereitschaft
Ilaben sich nicht aIle Haushaltsmitgliecler
zur Auskunftserteilung bereit erklärt, so
vermerken Sie dies bitte in der Verteilungs-

. Iiste (Spalte 'rBemerkungenn), damit das Sta-
tistische Landesamt diese Personen - mit der
sitte un Teilnahme - anschreiben kann. ;

AIIe erfaßten Reisen sind mit einer 1fd. Nr. zu

versehen, die auf dem Erhebungsbogen vermerkt rrer-
den muß. Diese Nummer ist in chronologischer Rei-
henfolge entsprechend dem Zeitpunkt des Reisean-
tritts zu vergeben. Beispielsweise würde also die
im Mai des Vorjahres durchgeführte Reise die Num-
mer 1, die im Juli (Sommer) die lilumrner 2 und die
im letzten Dezember (weihnachten) ,lie Nummer 3 er-
halten.

Reisen, an denen mehrere Haushaltsmitglieder teil-
genommen haben, erhalten dabei nur eine Nummer. Die
Angaben über clie Reise zu den Fragen 3 bis 5 bzw.
bis 8 brauchen dann nur einmal für alle an der
Reise beteiligten Haushaltsrnitglieder gemeinsam
gemacht zu werden.

Für jede vergebene Nummer der Reise ist ein neuer
Erhebungsbogen anzulegen. Dies gilt z.B. auch
dann, wenn sich bei einem Haushaltsmitgliecl für
eine Reise an den selben Zielort andere Angaben zu
den Fragen 3 bis 5 bzw. bis I als bei den übrigen
Haushaltsmitgliedern ergeben (2.B. wenn tr{utter unJ
Kind tnit .der Bahn vorausgefahren w.irea und dqr va-
tar einige Tage später mit dem Auto nachkarn).

I{ird von einenr Befragten die Selbstausfü1lung ge-
wünscht, ist ihn die lfcl. Nr. der Reise, für clie
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Frage-Nr.

Teil-
nehmer-
zahl

Ergänzende
Ordnungs-
angaben

Er Iäuterung

die Angaben erbeten werden, mitzuteilen. Dabei ist
darauf zu achten, daß Angaben für eine Reise, an
der weitere Haushaltsritglieder beteiligt waren,
unter derselben 1fd. Nr. wie die übrigen getrennt
erfaßten Angaben gemacht werden.

Zahl der Haushaltsmitgl ieder, die an der Reise
teilgenommen haben

Je lfd. Nr. der Reise ist anzugeben, wieviele Per-
sonen, die zum zeitpunkt der Befra§ung noch zum

Haushalt gehören, an der im Befragungszeitraum
durchgefirhrten Reise beteiligt waren. Die Teilneh-
merzahl muß mindestens ebenso groß sein wie die
Zahl der Personen (gleich Zahl der ergänzenden Ord-
nungsangaben in Frage 2c), für die auf diesen Er-
hebungsbogen Angaben gemacht werden. Werden bei-
spielsweise für eine von drei Haushaltsmitgliedern
gemeinsam unternommene Reise (mit derselben 1fd.
Nr.) zwei Erhebungsbogen ausgefüIlt, so ist je-
weils die Frage 2b mit ndrein zu beantworten, wlih-
rend ergänzende ordnungsangaben (lfd. Nr. der Per-
son) in Frage 2c nur für eine bzw. zwei Haushalts-
mitglieder einzutragen sind.

In deh vermutlich seltenen FäIlen, in denen an ei-
ner Reise mehr als neun Haushaltsnitglieder betei-
ligt waren, oder in denen Reisen von Personen un-
ternommen wurden, deren lfd. Nr. größer als "09n
ist, muß für die gesonderte weitere Bearbeitung
ein entsprechender handschriftlicher Vermerk fest-
gehalten werden.

Markieren Sie die Person bzw. die Personen, die
aLlein antwortet bzw. gemeinsam antworten mit der
lfd. Nr. der Person(en) aus dem Hauptbogen. Die
ZahI der Personen, für die ergänzende ordnungsan-
gaben zu markieren sind, kann kleiner sein als die
zahl der gereisten Haushaltsrnitglieiler (Frage 2b).

2c
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Frage-Nr.

Rei sez i eL
and

Er 1äuterung

Führte eine Reise in mehrere Länder im In- oder
Ausland (bzw. Reisegebiete im Inland), so ist das
Land (bzw. Reisegebiet) zu kennzeichnen, in dem

ilie Iängste Zeit verbracht wurde.

EIier ist zu berücksichtigen, daß das Reiseziel
"DDR, Berlin (Ost) " den Inlanilsreisen zugeordnet
ist.

Wird zu Frage 3a (1) ein Bundesland als Zielland
angegeben (schIüsselziffern 1 - 1 1 ), dann ist bei
Frage 3a (2) auch das betreffende Reisegebiet im
Inland zu kennzeichnen. Führte eine Reise inner-
halb der Bundesiepublik Deutschland in ein Reise*
gebiet, das in Frage 3a (2) nicht namentlich auf-
geführt ist, so ist die Antwortkategorie "übrige
Reisegebiete" zLr markieren.

Zur besseren Orientierung ist dem Befragten die
beiliegende Kartenskizze der Bundesrepublik
Deutschland vorzulegen, in der die zu berücksich-
tigenden Reisegebiete abgegrenzt sind.

Wenn in Frage 3a (1)'dagegen a1s Reiseziel "DDR,
Berlin (Ost)" angegebön wird (Schlüsselziffer '12)

wird die Erhebung mit Frage 4 fortgesetzt.

Bei ausllindischen Reisezielen ist der Name des
Landes anzugeben.

Markieren Sie bitte den Itlonat, in dem die Reise
angetreten wurde. Zu beachten ist, daß es hier
nicht auf den Monat ankommt, ir: dem die Reise
überwiegend durchgeführt wurde. Ist beispielsweise
eine Reise Ende März 'l 986 angetreten und im
.ApriI 1986 beendöt worden, so isi überhaupt keine
Markierung vorzunehmen (keine Reise im Sinne der
Befragung, da der Reiseantritt noch vor dem er-
faßten Zeitraum liegt) .

3 Vorwieg en-
des Reise-
zi el

3a Reiseziel
In 1 and

4a Re i se-
antritt
(ttonat )



- 80-
Fr age-Nr . Er Iäuterung

Re ise-
antritt,/
Wochenab-
schnitt,/
woche

Die Fragen zu 4b sind nur zu stellen, wenn der
Reiseantritt in die Kalendermonate Juni bis Sep-
tember 1986 (Frage 4a) fiel; sie zielt darauf ab,
möglichst genau festzustellen, in welchem Unfang
von dem gestaffelten Ferienbeginn Gebrauch gemacht
wurde. Die mbglichst genaue Beantwortung ist in
den Fällen von besonderer Wichtigkeit, in denen
als überwiegend benutztes Verkehrsmittel (Frage 5)
der "Pkrd" angegeben wird.

Die Befragten können sich vermutlich am ehesten
daran erinnern, ob die Reise in der ersten (WocherF

anfang) oder zweiten wochenhä-Lfte (wochenende) an-
getreten wurde. Entsprechencl ist die Markierung in
Frage (1 ) vorzuneh.men.

Im Anschluß daran ist die Frage 12) zu stelLen, ob
der Reiseantritt in die Kalenderwoche des Schul-
ferienbeginns fiel. Eine Antsrort wird in der Regel
mö9lich sein, wenn an der Reise schulpflichtige
Kinder beteiligt waren. A1s weitere Orientierungs-
hilfe ist den Befragten die auszugsweise Kalender-
übersicht (mit der Sommerferienregelung 1986) vor-
zulegen.. Die Beantwortung dieser Frage kann zur
Überprüfung der Frage 4a herangezogen werden (so
kann beispieLsweise der Reiseantritt nicht in die
Kalenderwoche des Schulferienbeginns gefallen
sein, wenn es sich bei dem angegebenen Kalender-
monat des Reiseantritts bereits um den zweiten Fe-
rienmonat gehandelt hat) .

Bei der Frage nach dem über*iegend benutzten ver-
kehrsmittel ist grundsätzlich nur das Verkehrsmit-
te1 anzugeben, das überwiegend für die Hinfahrt
zum Reiseliel (tand, Reisegebiet, Ort des Reise-
ziels im Inland oder Ausland) benutzt worden ist.
Bei der Benutzung verschiedener verkehrsmittel ist
also nur das Verkehrsmittel anzugeben, clas für clie

5 Verkehrs-
nittef



-81 -

Frage-Nr. Er 1äuterung

Re ise-
dauer

Reiseart

Iängste Strecke auf der Hinfahrt zum Reiseziel in
Anspruch genommen worden ist. Bei Kreuzfahrten ist
- unabhängig von der Anfahrt - grundsätz1ich "Son-
stiges" zu markieren.

Die Fragen 5, 7 und 8 nach der Dauer und Art der
Reise sowie der Lrnterkunftsart sind nur für In-
Landsreisen zu stelLen.

Markieren Sie bitte die Gesamtdauer der Reise nach
den vorgegebenen, in Tagen gemessenen Zeitspannen.

Hier wird gefragt, welche der vier genannten Rei-
searten zutreffend ist; zu markieren ist die zu-
treffende Antwort. Dabei ist folgendes zu beachten:

a) Pauschal- oder Gesellschaftsreisen (durch Rei-
sgveranstalter) sind solche Urlaubs- und Erho-
lungsreisen, die von Reiseveranstaltern oder
Reisevermittlern (2.B. Reisebüros, ilugendorgani-
sationen) ausgeschrieben und durchgeführt wer-
den. Sie schließen in der Regel die Ausgaben
für Beförderung (Transportmittel) Unterkunft
und,/oder Ver:pflegung (nalb-- oder Vollpension)
ein. Maßgebdnd für die Zuordnung zur Reiseart
"Pauschal- oder Geseilschaftsreise" ist die
Buchung bei einem Reiseveranstalter, sei es als
Gruppen- oder Individualreise (Einzelreise).
Eine Pauschal- und Gesellschaftsreise ist aI-
Ierdings nur dann gegeben, wenn bei der Buchung
die Ausgaben für Transport, Unterkunft und Ver-
pflegung ganz oder teilweise einbegriffen sind.

Hingegen ist nur der Kauf von Fahrkarten oder
Flugscheinen beim Reisebüro - ohne Buchungen
für weitere Leistungen während der Urlaubsreise-
keine Pauschal- oder Gesellschaftsreise.

7
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Frage-Nr.

Unter-
kunftsart

Er 1äuterung

b) Kur oder Verschickung sind Reisen , die auf ei-
gene Initiative oder durch soziale Träger (Bun-
des- oder Landesversicherungsanstalt, Versor-
gungs- und Fürsorgeämter, Krankenkassen und an-
deres) vorgenommen werden. Hierzu gehören auch
vom lt{üttergenesungswerk geförderte Aufenthalte
und J(i nderlandve rschick ung.

c) Verwandten- ode r Bekanntenbesuche und Sonstiqe
Reisen (nicht durch Reiseveranstalter ) schließ-
lich umfassen alle Urlaubs- und Erholungsreisen,
die der Einzelreisende bzw. der Haushalt selbst
organisiert hat; dies ist der Fa11, wenn die
Reise z.B. im eigenen oder fremden Pkw unter-
nonmen, Fahrtausweise gesondert gekauft sowie
Unterkünfte unmittelbar bei der Beherbergungs-
stätte bestellt bzw. bezahlt worden sind. Hier-
zu gehören auch Reisen zu Ven{andten und Be-.
kannten für Zwecke der Erholung und Entspannung.

Die im Erhebungsbogen genannte Gruppe Hotel, Gast-
hof, Fremdenheim, Pension gehört zum Beherbergungs-
gewerbe. Hierzu zählen auch: Hotelpensionen, !{o-
tels, Kurhotels, Hotels garni, Kurheime, Kurpen-
si onen.

HeiJstätten und Sanatorien - auch Spezialkranlen-
häuser (Kliniken) - nehmen Genesende und Erho-
Iungssuchende (2.B. Kurgäste) auf.

Fe4ien- und Erholungsheime sind Beherber gung sstät-
ten, die - meist von Unternehmen, soziaJ-en und
karitativen Institutionen unterhalten - hauptsäch-
lich Angehörige bestimmter Personenkreise aufneh-
men (2.B. Kinderheim).
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Frage-Nr. Er Iäuterung

Privatquartier qeqen Entgelt (außer auf Bauernhof)
werden von privaten Haushalten - hauptsächlich in
den Spitzenmonaten des Reiseverkehrs - angeboten
und in Anspruch genommen. Handelt es sich jedoch
um eine Unterkunft auf einem Bauernhof, so ist
Privatqq4! tier gegen Entgelt (auf Bauer4hof) zu
markieren.

Privatquartier ohne Entqelt umfaßt alle Privat-
quartiere, in denen den Haushaltsnitgliedern von
haushaltsfremden Personen (Verwandten, Bekannten)
unentgeltlich Unterkunft gewährt wird (auch wech-
selseitiger Wohnungstausch während der Ferien).

Ferienhaus, Bungalow, Appartement sind neuartige
Beherbergungsstätten, in denen jedermann aufgenom-
men werden kann; Verpflegung wird in der Regel
nicht geboten, aber Kochgelegenheit (Selbstversor-
gung) ist gegeben. Auch Zweitwohnungen sind dieser
Gruppe zuzuordnen.

werden a1s Unterkunftsarten das zelt oder der
gtohnwagen angegeben, so ist ilie Rubrik "Camping-
platz" zu markieren.

Nur wenn keine der genannten Unterkunftsarten zu-
trifft, ist Sonstige Llnterkunft anzugeben.
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6. ERLAUTERUNGEN ZUM EREANZUNESSOGEN,,EG-ARBEITSKRAFTESTICH-

pRosE 1987"

?yI besonderen Beachtung:
Die Erhebung finclet nur in dgn 0.4 1:4uswahlbezirken statt. Das Sta-
tistische Landesamt sagt Ihnen, ob Ihr Auswahlbezirk dazugehört.

5,1 WRs IST DIE EG-ARBEITSKRAFTESTICHPROBE?

Die Buropäischen Gemeinschaften (EG) führen in ihren Mitgliedsländern
eine gemeinsame Arbeitskräftestichprobe durch. Mit dieser Haushalts-
befragung sollen insbesondere wichtige Ergebnisse über die Erwerbs-
tätigkeit, Arbeitslosigkeit und Bevölkerungsstruktur in der EG ermit-
telt werden. Die EG-Arbeitskräftestichprobe, die erstmals 1960 und
seitdem schon wiederholt in den Mitgliedsstaaten der EG durchgeführt
wurde, hat sich als amtliche Repräsentativstatistik bewährt.

In der Bundesrepublik Deutschlancl sincl in clie EG-Arbeitskräftestich-
probe lO0 000 Haushalte, was 0,4 t der Bevölkerung entsPricht' einzu-
beziehen.

Die von der EG benötigten Daten sind zum TeiI mit deh im Mikrozensus
erhobenen identisch und werden deshalb nicht mehr gesondert erfragt.
Darüber hinausgehende Fragen der Ec-Erhebung sind auf dem Ergänzungs-
bogen enthalten.

6,2 WeTcHEI,I ZwecrrN DIENT DIE EG-ANAEITSKRAFTESTICI-IPROBE?

Die zunehmenden internationalen Verflechtungen bedingen auch einen
steigenden Datenbedarf internationaler Institutionen Die EG benö-
tigt Daten zu den oben genannten Bereichen für Untersuchungen der
wirtschaftlichen und soz.ialen Situation in den LlitgIieclslänilern, die
die Voraussetzung für arbeitsmarkt- und regionalpolitische !,laßnahmen

bi Iden .
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Für solche Maßnahmen - vor allem die Mittelvergabe z.B. aus dem Re-
gionalfonds oder dem Sozialfonds der EG - müssen gerechterweise ver-
gleichbare Daten für aIIe Länder zugrunde gelegt werden. Solche ver-
gleichbaren Daten liefert die gemeinsame Arbeitskräftestichprobe.

Die Verknüpfung dieser EG-Erhebung mit dem Mikrozensus - statt zweier
getrennter Erhebungen - ist zeitsparend und kostengünsti9.

6.3 AUF WELCHEN RECHTSGRUNDLAGEN BERUHT DIE ERHEBUNG?

Die Rechtsgrundlage für die Ec-Arbeitskräftestichprobe ist die Ver-
ordnung (EWG) Nr. 3605/86 des Rates vom 24. November 1985 zur Durch-
führung einer stichprobenerhebung über Arbeitskräfte im Frühjahr 1997
in Verbindung mit dem cesetz über die Statistik für Bundeszwecke
(Bundesstatistikgesetz.) und dem Mikrozensusgesetz (siehe 7. Rechts-
grundlagen).

Die Mitglieder der ausgewählten Haushalte sind gemäß Artikel 2 der
EG-Verordnung in Verbindung mit § 14 Mikrozensusgesetz zur Beantwor-
tung der angeordneten Ec-Fragen verpflichtet.

§ 14 des [likrozensusgesetzes bestimnt, daß die für den Mikrozensus
geltenden Regelungen entsprechend auf die Ec-Arbeitskräftestichprobe
anzuwenden sind. Dies gilt nicht nur für die Auskunftspflicht, son-
dern auch für die verfahrensrechtlichen (und sonstigen) Vorschriften,
etlva zur schriftlichen AusfüIlung. Damit ist sichergestelrt, daß den
Belangen des Datenschutzes in der EG-Erhebung in gleichem I{aße Rech-
nung getragen wird wie im lilikrozensus. Für rhre Aufgabe bedeutet das,
daß Sie die EG-Erhebung genauso rrie den Mikrozensus durchführen.

6,4 ANLEGEN EINES ERGANZUNGSBOGENS

Für jeden Haushart der 0,4 t-Auswahlbezirke ist minclestens ein Ergän-
zungsbogen anzulegen.

Als ordnungsangaben sind der Regierungsbezirk (.l970), die Auswahlbe-
zirks-Nr. sowie clie lfd. Nr. des Hausharts im Auswahrbezirk aus der
Verteilungsliste zu übernehmen.
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6.5 ERLAUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN FRAGEN

Frage-Nr.

Lfd. Nr. der
Person im
Hauhalt

Erläuter ung

Achten Sie bitte darauf, daß die Reihenfolge der
Personen mit der in der Erhebungsliste überein-
stimmt.

re Erwerbs-
tät igke it

6/16 6/1
Aus- und Fort-
bildung

ausbildung,
sonstige beruf-
Iiche Ausbildung

Diese Frage ist nur von arbeitsuchenden oder ar-
beitsloben Personen, also denjenigen, die Fragg
3/13, 3/14 oder 3,/15 mit 'rJa" beantlvortet haben,
zu beantworten.

Die Definition "erwerbs- bzw. berufstätig" ist die
gleiche wie die zu Frage 3/1 1 erläuterte-

Personen in Vollzeitausbildung oder -fortbildung
(vor Beginn der Arbeitsuche) sind aIs SchüIer oder
Studenten einzutragenr auch wenn sie nebenbei eine
geringfügige Tätigkeit ausgeübt haben.'

Dagegen gelten Auszubildende und Firmenpraktikan-
ten als erwerbs- bzw. berufstätig.

Diese Frage richtet sich nur an weder erwerbstäti-
ge noch arbeitsucheride Personen, d.h. an diejeni-
gen. die dieFragen 3,/11 bis 3,/14 mit "Nein" beant-
wortet haben, im Alter von 15 bis unter 65 Jahren.

Diese Fragen sinil nur an Personen im Alter von
l5 bis unter 50 Jahren zu richten.

Es sind sowohl- Aus- und Fortbildungsmaßnahmen zu

erfassen, clie noch andauern, a1s auch solche, die
in den letzten vier Wochen besucht oder abgeschlos-
sen wurden.
Zur Fortbildung und Umschulung siehe auch die Er-
Iäuterungen zu Frage 5,/13.

Als sonstige Ausbildung, Fortbildung, Umschulung
ist auch der Besuch einer Hochschule oder einer
berufsbitdenden Schule eihzutragen.

Beginn der
Ar be it suche

tion vore"



Frage-Nr

6/19 - 6

on e1n
Jahr vor der
Erhebung

/20 - 6/2
ungswechsel

6/26 - 6

ung am

Erwerbsleben,
Er$rerbstätigkeit
Enile April 1986

-88-

Er 1äuter ung

AIs erste berufliche Ausbildung gelten die Lehr-,/
Anlernausbildung, der Hochschulbesuch und der Be-
such berufsbildender Schulen, soweit noch keine
andere berufliche Ausbildung erworben wurde.

Mit der Erhebung von Daten über die Situation im
Vorjahr können inzwischen eingetretene Veränderun-
gen eindeutig als tatsächliche Veränderungen der
Situation der Befragten festgestellt werden. Daten
dieser Art benötigt die EG für Vergleiche der Ent-
wicklung in den einzelnen Ländern, insbesondere im
Hinblick auf den Arbeitsmarkt und die ggf. zu er-
greifenden Maßnahmen.

Diese Fragen sind nur zu beantworten, wenn der
I{ohnsitz Ende April 1986 nicht mit dem gegenwär-
tigen Wohnsitz übereinstimmt, also Frage 5,/19 mit
"Nein" beantwortet wurde.

Vgl. die Erläuterungen zu den entsprechenden Fra-
gen der Mikrozensus-Erhebungsliste (3/11 bis 3/15,
4/12, 4/bl.

6/1

Ausbildung
der
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7 RECHTSGRUNDLAGEN

Gesetz
zur Durchführung einer Repräsentativstatistik

, über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt
(Mikrozensusgesetz)

Vom'l0. Juni 1985

(rcn. r s. 955 f )

Oer Bundeslag hat mit Zustimmung des Bundesrates
das lolgende Gesetz beschlossen:

§1
Arl und Zweck der Erhebung

(1) Über die Bevölkerung und den Aöeitsmarkt wird
in den Jahren 1985 bis 1990 eine Bundesstatistik auf
repräsentativer Grundlage (Mikrozensus) durchgeführt.

(2) Zweck des Mikrozensus ist es, statistische Anga-
ben in tiefer tachlicher Gliederung über die Bevölke-
rungsstruktur, die wirtschaftliche und soziale Lage der
Bevölkerung und der Familien, den Arbeitsmarkt, die
berufliche Gliederung und Ausbildung der Erwerbsbe-
völkerung sowie diE Wohnverhältnisse bereitzustellen.
Oie Ergebnisse sind Grundlage für politischE Entschei-
dungen in Bund und Ländern.

§2
Erhebungseinheiten

(1) Erhebungseinheiten sind Personen, Haushalte
und Wohnungen. Sie werden durch mathematische
Zufallsverlahren auf der Grundlage von Flächen oder
vergleichbarer Bezugsgrößen (Auswahlbezirk) ausge-
wählt.

(2) ln den Auswahlbezirken werden die Eöebungen in
bis zu vier aufeinanderfolgenden Jahren durchgeführt.
Jähdich wird mindestens ein Viertel der Auswahlbezirke
durch neu in die Auswahl einzubeziehende Auswahl-
bezirkg ersetzt.

(3) Einen Haushalt bilden alle Personen, die gemein-
sam wohnen und wirtschatten. Wer allein wirlschaftet,
bildet einen eigenen Haushalt. Personen mit mehreren
Wohnungen sind in iederausgewählten Wohnung einem
Haushalt zuzuordnen.

§3
Me?kmale

.(1 ) Der Mikrozensus erhebt Merkmale über persönli'
cha und sachliche Verhältnisse, die zur statistischen
Venrvendung bestimmt sind (Erhebungsmerkmale) oder
die, voöehaltlich der Regelung in § 11 Abs. 4, der
Ourchführung der Stichprobe dienen (Hilfsmerkmale).

(2| Die Erhebungsmerkmale dürfen auf die fÜr die
maschinell€ Weiterverarbeitung bestimmten Oatenträ-
ger übemommen werden. Hilfsmerkmale dür{en nur
getrennt von den Erhebungsmerkmalen auf gesonderte
lür die maschinelle Weiteileraüeitung bestimmte
Oatenträger übernommen werden, soweit sie nach § 1 1

Abs.4 oder § 13 Abs. 5 verwendet werden dürfen

§4
Ordnungsnummern

Die im Erhebungsvedahren zur Kennzeichnung stati-
stischer Zusammenhänge venrrendeten Nummern
(Ordnungsnummem) dürfen auf die für die maschinelle
Weiterverarbeitung bestimmten Oatenträger übemom-
men werden. Diese Nummem dürfen nur Angaben nach
den §§ 5 und 6 über Gebäude-, Wohnungs- und Haus-
haltszugehörigkeit enthalten.

§5
Erhebungsmerkmale

(1)' Folgende Erhebungsmerkmale werden jährlich
erfragt
1. Gemeinde; Nutzung der Wohnung als alleinige Woh-

nung, Haupt- oder Nebenwohnung (§ 12 Melde-
. rechtsrahmengeseiz); Zahl der Haushalte in der

Wohnung und der Personen im Haushalt Wohnungs-
und Haushaltszugehörigkeit sowie Familienzusam-
menhang (Zugehörigkeit der Person zu einer
bestimmten Wohnung und einem bestimmten Haus-
halt Zugehörigkeit zu einer bestimmten Familie; Art
der Verwandtschaf! Schwägerschaft der Familien-
mitglieder eines Haushalts); Veränderung der Haus-
haltsgroße und -zusammensetzung seit der letzten
Befragung durch Geburt, Tod oder Umzug; Baualters-
gruppe der erstmqls in die Erhebung einbezogenen
Wohnungen; qeschlecht; Geburtsiahr und -monat;
Familienstand; Eheschließungsjahn Staatsangehö-
dgkeit

2. Erweöstätigkeit, Arbeitssuche; Arb;itslosigkeit:
Nichterweöstätigkeit; Kind im Vorschulalten Schü-
ler. Student:
a) tür Enrverbstätige:

Regelmäßige oder gelegentliche Tätidkeit: Voll-
zeit- oder Teilzeittätigkeit Ursachen einschließ-
lich der aöeitsmarktbezogenen Gründe filr Teil-
zeittätigkeit; belristeter oder unbefristeter
Arbeitsvertrag; normalerweise geleistete

. wöchentliche Arbeitszeit (nach Stunden und
Tagen) und tatsächlich in der Berichtswoche
geleistete Aöeilszeit (nach Stunden und Tagen)
sowie arbeitsmarktbezogene Gründe und andere
Ursachen tür den Unterschiedi Stellung im BeruI
Wirtschaftsa,veig des Bekiebesi für Personen mit
einer zweiten Erwerbstäligkeit zusätzlich: Stel-
lung im Berut Wirtschaftszweig des Betriebes:
normalerweise geleistete w6chentliche Arbeits-
zeit (nach Stund€n und Tagen) und tatsächlich in
der Berichtswoche geleistete Arbeitszeit (nach
Stunden und Tagen):



b) für Arbeitslose und Aöeitsuchende:
Bezug von Arbeitslosengeld, -hiite; Art, AnlaB und
Dauer der Aöeitssuche; Art und Umfang der
gesuchten Tätigkeit Verlügbarkeit für eine neue
Arbeitsstelle; Gründe für die Nichtverfügbarkeit' (Krankheit,Ausbildung,bestehendeTätigkeituhd
afldere Umstände):

c) für Nichterweöstätige:
frühere Erweöstätigkeit Zeitpunkt sowie aöeits-
marktbezogene und andere Beendigungsgründe
für die letzte Tätigkeit Wirtschaftszweig und Stel-
lung im Beruf der lelzten Tätigkeit;

d) tür Kinder im Vorschulalten
Besuch von Kindergärlen;

e) tür Schüler und Studenten:
Art der besuchten Schule oder Hochschule;

3. Arl des überwiegenden Lebensunterhalts. (Erwerbs-
tätigkeit Arbeitslosengeld. -hilte; Rente, Pension;
Unterhalt durch gtem, Ehegatten oder andere; eige-
nes Vermögen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozial-
hilfe; sonstige Unterstützungen); Art der öllentlichen
Renten, Pensionen untergliedert nach eigener oder
witwen-, Waisenrente, -p€nsion (Arbeiterrentenver-
sicherung; Knappschattliche Bentenversicherunq;
Angestelltenrentenversicherung; Pension; Kriegs-
oplenente: Unfallversicherung; Rente aus dem Aus-
land; übriEe öffentliche Rente); Art der sonstigen
ötfentlichen und privaten Einkommen (Wohngeld;
Sozialhilfe; BAföG; sonstige öffentlich€ Unterstüt-
zung; Betriebsrente; Altenteil; eigenes Vermögen,
Znsen; Leistungen aus der Lebensvärsicherung;
Vermietung, Verpachlungi private Unterstützungen);
Höhe des monatlichän Nettoeinkommens nach En-
kommensklassen ln einer Staflelung yon mindestens
150 Deuteche Mark:

4. Zugehfigkeit zur gesetslichen Krankenversiche-
.rung nach Kassenarten, Zugehörigkeit zur privaten
Krankerwersicherung sowie sonstiger Anspruch aul
Krankenversorgung; Arl des Varsicheruogsveöäll-
nisses; zusäElicher privater Krankenversicherungs-
schut4 A.t des Versichorungsverhältnisses (pf, ichF,
heiwillig versichert) und Zweig dergesetdichen Ren-
tenversicherung zur Zeit der Erhebung und in den
leHen zwöt Monaten davo[ Zahlung von Beiträgen
in der geseklicllen Rentenversicherung seit dem
1. Januar 1924

miteinem Auswahlsätz von 1 vom Hunct€rt der Bevöke-
rung;

5. Anzahl der Urlaubs- und Er'holungsreisen von fünf
und mehr Tagen; Zahl der beteiligten Haushaltsmit-
gliede4 Beginn und benutzt$ Verkehrsmittel; bei
Auslandsreisen auBerdem: Zelland; b6i lnlandsrei-
sen aüSerdem: Art Zel; Dauer und Unterkunltsarl

mit einem Auswahlsatz von 0,1 vom Hunderl der Bevöl-
kerung.

(2) Folgende Erhebungsmerkmale werden ab 1 985 im
Abstand von zwei Jahren erfragß:

1. ausgeübler Berul in der ersten und a,veiten oder in
d€t letzten Erwerbstätigkeif, Mbrkmale des ausgeüb-
ten Beruls und des Arbeitsplafes unter besonderer
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Berücksichligung der Anforderungen des Arbeits-
marktes; Stellung im Betrieb; Berufs- und Betriebs-
wechsel;

2.höchster Schulabschluß an allgemeinbildenden
Schulen; Art, Dauer und Abschluß der schulischen
und praktischen Berufsauspildung sowie der berufli-
chen Fortbildung und Umschulung; Hochschulab-
schluB nach Art und Hauptfachrichtung;

3. bei Ausländern: Aufenthaltsdauer, Zahl und Alter der
im Ausland lebenden Kinder, im Ausland lebender
Ehegatte oder Btern;

rl. Art und'Größe des Gebäudes mit Wohnraum, Nut-
zung der Wohnung als Egentüme( Hauptmieter oder
Untermiete[ Eigentumswohnung, Freizeilwohnung:
Enzugsjahr des Haushalts; Ausstaltung der Woh-
nung mit Küche, Kochnische, Bad oder Dusche und
WC; Art der Beheizung und der Heizenergie; Fläche
der gesamten Wohnung; Zahl der Räume mit sechs
und mehr qm und der davon untervermieteten oder
geweölich genutzten Räume: Bauattersgruppe;
Leerstehen der Wohnung;
bei vermieteten Wohnun§en außerdem:
Höhe der monatlichen Miete und der Nebenkosten;
ErmäBigung oder W€gtall der Miete; NuEung als
Dienst-, Werks-, Berufs- oder Geschäftsmietwoh-
nung;
b€i Nufzung der Wohnung durch den Egentümer
auBerdem:
Arl und Jahr des Erwerbs

mit ein€m Auswahlsatz von 1 vom Hundert der Bevölke-
rung.

(3) Folgende Erhebungsmerkmale werden im Ab-
sland von drel Jahren erfragt:
1. bei Enreöstätigen sowie Schülem und Studenten:

Gemeinde der Arbeits- oder Ausbildungsstätte;
hauptsächlich benut es Verkehrsmittel; Ent{ernung
und Zeitautwand für den Weg zur Arbeits- oder Aus-
bildu,igsstätte

ab 1 985 mit einem Auswahlsatz von I vom Hundert der
Bevölkerung;

2. Dauer einer Kranliheit oder Unfallverletzung; Art des
Untalls; Art und Dauer der Behandlung; Dauer einer
Aöeitsunfähigkeit: Vorsorge gegen Krankheiten;
Krankheitsrisiken;

3. anitlich anerkannte Behinderteneigenschatt und
Grad der Behinderung

ab 1986 mit einem Auswahlsatz von O,5 vom Hundert
der Bevölkerung;
4. Art der privaten und betrieblichen Altersvorsorge,

. Höhe der Lebensversicherung nach Versicherungs-
summenklassen

ab I 986 mit einem Auswahlsatz von 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung.

' 
§5

Hilfsmerkmala

(1) Hillsmerkmale sind:
,. Vor- und Familiennamen der Haushaltsmitgliedec
2. Telefonnummen
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3. Straße, Hausnummer, Lage der Wohnung im
Gebäude;

4. Vor-'und Familienname des Wohnungsinhabers;

5. Name der Arbeitsstätte.

(2) Das Hiltsmerkmal Name der Arbeilsstätle nach
Absatz 1 Nr. 5 darl nur zur Überprüfuhg der Zuordnunb
der Erwerbstätigen zum Wirtschaftszweig venvendet
werden.

§7
Erhebungsstellen

Erhebungsstellen tür den Mikroszensus sind die sta-
tistischen Amter der Länder.

§8
lnlerviewer

(1) Für die Erhebung sollen lnterviewer eingesetzt
werden. Sie sind von den Erhebungsstellen auszuwäh-
len und zu bestellen.

(2) Die lnterviewer dürfe'ir die aus der lnterviewertätig-
keil gewonnenen Erkenntnisse über Auskunftspllich-
tige nicht in anderen Verfahren oder tür andere Zwecke
verwenden. Sie sind auf die Wahrung des Statistikge-
heimnisses und zur Geheimhaltung auch solcher
Erkenntnisse über Auskunftspfl ichtige schriftlich zu ver-
pflichten, die gelegentlich der lnterviewertätigkeit
gewonnen werden. Die Verpflichtung gilt auch nach
Beendigung dBr lnterviewertätigkeit.

(3) Die lnterviewer müssen die Gewähr lür Zuverläs-
sigkeit und Verschwiegenheit bieten. Sie dürfen nicht
eingesetzt werden

1. in der unmittelbaren Nähe ihrer Wohnung (Nachbar-
schaft),

2. wenn aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit oder aus
anderen Gründen zu besorgen ist, daß ErkenntnissE
aus der lnterview€rtätigkeit zu Lasten der Auskuntts-
pflichtigen genutzt werden.

(4) Die lnterviewer sind verpflichlet, die Anweisungen
der ühebungsslellen zu befolgen. Bei der Ausübung
ihrer lnterviewertäligkeit haben sich die lnlerviewer aus-
zuweisen; Wohnungen dürfen sie nur mit Zustimmung
eines Verlügungsberechtigten belrelen.

(5) Die Interviewer sind berechtigl, in die Erhebungs-
vordrucke, so*eit sie Voraussetzung für die ordnungs-
gemäße Durchführung der lnterviewerlätigkeit sind, di6
Angaben über die Zahl der Haushalte ln der Wohnung
und der Personen im Haushalt, das Leerstehen der
Wohnung, den Vor- und Familiennamen des angetrotle-
nen Auskunftspflichtigen (§ 6 Abs. 1 Nr. 1) sowie die
Hifsmerkmale nach § 6 Abs. 1 Nr.3 selbs! einzutragen.
Oies gilt auch für weitere Entragungen in die Erhe.
bungsvordrucke, wenn und soweit die Auskuntlspflich-
tigen einverstanden sind,

(B) Die lnterviewer sind über ihre Rechte und Pflichten
zu belehren.

§e
AuskunttsPilicht

(1 ) Auskuntlspflichtig sind
1. zu den Merkmalen nach § 5 Abs. 1 Nr. I bis 4, Abs.2

Nr. 1 bis 3 und Abs. 3 Nr. 1, 3 und 4 sowie nach § 6
Abs. 1 Nr. 1,3 und 5 alle Volljährigen odereinen eige-
nen Haushalt lührenden Minderjährigen, auch für
minderjährige Haushaltsmitglieder. Für volljährige
Haushaltsmitglieder, die wegen einer Behinderung
selbst nicht Auskunfl geben können, ist jedes andere
äuskunttspflichtige Haushaltsmitglied auskuntts-
prlichtig. ln Gemeinschatts- und Anstaltsunterkünt-
ten ist für Personen, die wegen einer Behinderung
oder wegen Minderjährigkeit selbst nicht Auskunft
geben können, der Leiter der Enrichlung auskunfts-
pflichtig. Die Auskunftspflicht für Dritte erstreckt sich
aul die Sachverhalte, die dem Auskuntlspllichtigen
bekannt sind. Sie entlällt, wenn die Ausküntle durch
eine Vertrauensperson erteilt werden;

2. zu den Merkmalen nach § 5 Abs.2 Nr.4 und § 6
Abs. 1 Nr. 4 die Wohnungsinhaber, ersatzweise die
nach Nr. 1 Auskunttspflichtigen.
(2) Personen mit mehreren Wohnungen sind für jede

ausgewählle Wohnung auskunftsptlichtig nach Ab-
satz 1 Nr. 1 und 2.

(3) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die
Auftorderung zur Auskunftsertellung nach Absätzen 1

und 2 haben keine autschiebende Wirkung.
(4) Die Ausküntte übör das Merkmal Eheschließungs-

jahr in § 5 Abs. 1 Nr. 1 sowie die Merkmale nach § 5
Abs.1 Nr.5, Abs.3 Nr.2 und § 6Abs.1 Nr.2 sind lrei-
willig.

§ 10
Erhebungsvordrucke

(1) Die Erhebungsvordrucke können maschinenles-
bar gestaltet werden. Sie dürlen keine Fragen über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse enthalten, die über
die Merkmale nach den §§ 5 und 6 hinausgehen. Den
lnhalt der Fragen zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5
legt die Bundesregierung durch Rechlsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates fest.

(2) Die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fra-
gen können mündlich gegenüber dem lnterviewer oder
schriftlich beantwortet werden.

(3) Der Auskunftspflichtige kann die in den Erhe.
bungsvordrucken enthaltenen Fragen gemeinsam mit
anderen Haushaltsmitgliedem oder für sich'allein auf
einem eigenen Bogen beantworlen.

(4) Bei schrittlicher Auskunftserteilung sind die aus-
gelüllten Erhebungsvordruck6

a) unveaüglich dem lnterviewer auszuhändigen oder in
verschlossenem Umschlag zu übergeben oder

b) inneihalb einer Woche bei der Erhebungsstelle abzu-
geben oder dorthin auf Koslen des Auskunttspflich-
tigen zu übersenden.

Bei Abgabe in verschlossenem Umschlag sind Vor- und
Familienname, Gemeinde, Skaße und Hausnummer auf
dem Umschlag anzugeben. Bei Abgabo von Erhebungs-
vordrucken für mehrere Personen eines Haushalts in
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verschlossenem Umschlag genügen auf dem Umschlag
die Angaben eines auskunftspflichtigen Haushaltsmit-
gliedes.

(5) Zur ordnungsgemäßen Durchführung der lnter-
viewerlätigkeit sind die Angaben nach § 8 Abs. 5 Satz 1

aul Verlangen des lnterviewers mündlich, die Vor- und
Familiennamen der übrigen Haushaltsmitglieder (§ 6
Abs. I Nr. 1) sowie der Vor- und Familienname des
Wohnungsinhabers (§ 6 Abs. 1 Nr.4) mündlich oder ent-
sprechend Absatz 4 schriftlich mitzuteilen.

§ 11

Trennung und Löschung

(1) Die Hilfsmerkmalo nach § 6 sind vor der Über-
nahme der ErhebunEsmerkmale auf die für die maschi-
nelle Weiterveraöeitung bestimmten Datenträger von
diesen zu trennen und gesondert aufzubewahren.

(2) Oie Erhebungsvordrucke einschlieBlich der Hilfs-
merkmalo sind spätestens vier Jahr6 nach Durchfüh-
rung des jährlichen Mikrozensus zu vemichten.

(3) Die Ordnungsnummem sind mit Ausnahme der
Nummer des Auswahlbezirkes zu löschen, sobalcl di€
Zusammenhänge zwischen Personen und Haushalt
sowie Haushalt und Wohnung durch Nummem, die
einen Rückgritf auf die Hiltsmerkmale und Ordnungs-
nummem ausschließen, leslgehalten worden sind. Die
Nummerdes Auswahlbezirks ist nach AbschluB rlerAut-
bereitung der lelzten Erhebung nach § 2 Abs. 2 zu
löschen.

(4) Vor- und Familienname sowie Gemeinde, Straße,
Hausnummer der. betragten Personen dürten lur die
Durchführung von Folgebelragungen nach § 2 Abs.2
verwendet werden. Sie dürfen auch als Grundlage für
die Gewinnung geeigneler Haushalte zur Durchführung
der Statislik der Wirtschattsrechnungen privater Haus-
halte herangezogen werden.

§ 12

Unterrichtung

Die Auskunnspflichligen sind schriftlich zu unterrich-
ten über

1. Zwec( Art und Umlang der Erhebung (§ 1),

2. Erhebungs- und Hilfsme*male (§ 3 Abs. 1),

3. die statistische Geheimhaltung

4. clie Auskuntlspflicht und Cie verschiedenen Möglich-
keiten, ihr zu entsprechen (§ I Abs. 1 und 2, § 10)
und dis Freiwilligkeit der Auskunftsörteilung (§ 9
Abs.4),

5. den AusschluB der aulschiebenden \Mrkung von
Widerspruch und Anlechtungsklage gegen die Aur-
torderung zur Auskunftserleilung (§ I Abs. 3),

6. Trennung und Löschung (§ 1-1) und
7. Bechte und Pflichten der lnlerviewer (§§ 8, 10

Abs.5).
§13

TesterhebunEen mil heiwilliger- Auskunftserteilung
(1 ) Zur Prüfun9, ob in künfiigen Mikrozensuserhebun-

gen ganz oder teilweise auf die Auskunflsptlicht ver-

zichtet werden kann, werden zusätzlich in den Jahren
r985 bis 1987 Testerhebungen mit treiwilliger Aus-
kunftserteilung im Rahmen der Erhebungsmerkmale
des § 5 mit einem Auswahlsatz bis zu 0,25 vom Hundert
der Bevölkerung durchgef ührt.

(2) Den Testerhebungen sind alternative Verlahren
zugrunde zu legen. Hierbei dürfen über die Hilfsmerk-
male nach § 6 hinaus weitere nicht personenbezogene
Merkmale erfaßt werden. die der Durchfrihrung der
Testerhebungen einschlieBlich ihrer methodischen
Auswertung drenen,

(3) Bei der Festlegung der altemativen Ver{ahren
nach Absatz 2 und der methodischen Auswertung der
Testerhebungen wirkt ein wissenschaftlicher Beirat mit.
DerBeirat setzt sich zusammen aus zwei Hochschul-
lehrem aul dem Gebiet der Statistik und zwei Verlretern
der Sozialforschung, Der Beirat wird vore Bundesmini-
ster des lnnem aut Vorschlag des Vorstandes der Deut-
schen Statistischen Gesellschatt ben fen. Die Tätigkeit
im Beirat ist ehrenamtlich.

(4) Für die Ourchftlhrung der Testerhebungen ein-
schlieBlich ihrer methodischen Auswertungen übermit-
teln die Meldebehörden den Erhebungsstellen aul Ver-
langen die Daten der Enwohner, die in den auf der
Grundlage der Zufallsverlahren nach § 2 Abs. 1 Satz 2
ausgewählten Gebäuden wohnen:
'1. Vor- und Familienname,

2. Tag der Geburt,

3. Geschlecht,
4. Staatsangehörigkeit,
5. Familienstarrd.

(5) Die Merkmale nach den Absätzen 1 , 2 und 4 sowie
die bei den Testerhebungen zur Kennzeichnung slatlsti-
scher Zusammenhänge verwendeten Nummem (Ord-
nungsnummem) dürten mit Ausnahme der Daten nach
Absatz 4 Nr. 1 und Hitfsmerkmale nach § 6 aul die lür die
maschinelle Weiterveraöeitung bestimmten Oatenträ-
ger übernommen werden. Die Ordnungsnummem ein-
schließlich der Nummer des Auswahlbezirts und die
Merkmale nach Absaf 2 Satr 2 sind, soweil sie einen
Rückgrifl auf die Hiltsmerkmale ermöglichen, späte.
stens am 31. Oezember 1990 zu löschen.

(6) Di6 Daten nach AbsaE 4 Nr. 1 und Hillsmerkmale
nach § 6 sind gesondert aukubewahren. Die oaten und
Hilfsmerkmalo sowie die E hebungsvordrucke sind spä-
testens zwel Jahre nach Aubereitung der letzten Erhe-
bung nach Absatz 1 zu vemichten.

(7) Zu untenichten ist über Zweclq Art und Umfang
der Testerhebung, die statistische Geheimhaltung
sowie über die Löschung und Vemichtung nach den
Absäfzen 5 und 6.

(8) Ergebnisse derTesterhebungen. nach denen ganz
oder teilweise aut die Auskunttspflicht veejchtet wer-
den kann, sind unverzüglich zu berücksichtigen. Oie
Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates, unbeschadet
der Geltung dieses Gesetzes, die Merkmale nach s 9
Abs. 4 zu Erweitem, lür die die Auskünfte freiwillig sind.
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Stichprobenerhebungen über Arbeitskrätte
in den Europäischen Gemeinschaften

(1) Die §§ 2 bis 12 und 15 finden entsprechende
Anwendung aut 9ie durch unmittelbar geltende Rechts-
akte der Europäischen Gemeinschaften angeordneten
Stichprobenerhebungen über Arbeitskräfte, soweit die
Merkmale dieses Gesetzes mit den Merkmalen der
Stichprobenerhebungen übereinstimmen und sich aus
den Rechtsakten der Europälschen Gemeinschaften
nichts anderes ergibt. Die Merkmale in der Fassung des
Adikels 4 der Verordnung (EWG) Nr. 3530/84 des
Rates vom 1 3. Dezember 1 984 zur Durchführung einer
Stichprobenerhebung über Aöeitskräfte im Frühjahr
1 985 (Amtsbl. der EG Nr. L 330/1 ) sind auch insoweit,
als sie über die Meixmale dieses Gesetzes hinausge-
hen, den Merkmalen nach § 5 Abs. I gleichgestellt.

(2) Soweit Merkmale der Stichprobenerhebungen
über Arbeitskräfte die Merkmale nach Absatz 1 über'
schreiten, sind die Auskünfte treiwillig. Die §§'2 bis 12
und 15 finden mit Ausnahme der Vorschritten über die
Auskunft serteilung entsprcchende Anwendung.

(3) Die Erhebungen nach diesem Gesefz und die
Stichprobenerhebungen nach den Absätzen 1 und 2
können bei den ausgewählten Haushalten und Perso-
nen zur gleichen Zeit mit gemeinsamen, sich ergänzen-
den Erhebungsuhterlagen durchgeführt und gemeinsam
ausgewertet werden.

§ 15

Verbot der Reidentifizierung

(l ) Die aul Grund dieses Gesetzes erhobenen Merk'
malE dienen ausschließlich statistischen Zwecken.
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(2) Ene Zusammenlührung von Merkmalen nach
Absatz 1 oder von soldhen Merkmalen mit Daten aus
anderen stalistischen Erhebungen zum Zweck der Her-
stellung eines Personenbezugs außerhalb der statisti-
schen Aufgabenstellung dieses Gesetzes ist untersagt.

§ 16

Strafvorschrift

Wer entgegen § 15 Abs. 2, auch in Verbindung mit
§ 14 Abs. I Satz 'l oder Abs. 2 Safz 2, Merkmale oder
Daten zusammenführt, sobald die Merkmale nach § 15
Abs. 1 auf für maschinelle Weiterveraöeitung be.
stimmte Datenträger übemommen worden sind, wird mit
Freiheitsstrale bis zu einem Jahr oder mit Geldstrate
bestraft.

§ 17

Berlin-Klausel

Dieses.Gesetz gilt nach Maßgabe des § 1 3 Abs. 1 des
Oritten Ubedeitungsgesetzes auch im Land Berlin.
Hechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des
Dritten Uberleitungsgesetzes.

§18
lnkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Gesetz über die Durchfüh-
rung einer Bepräsentativstalistik der Bevölkerung und
des Eniverbslebens vom 2l. Februar 1983 (BGBI. I

S. 201 ) außer Kratt.

Oas vorstehende Gesetz wird hiermit ausgeledigt und
wird im Bundesgesetzblatt verkündet.

Bonn, den 1O. Juoi 1985

Der Bundespräsident
. Weizsäcker

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Der Bundesminisler des lnnern
Dr. Zimmermann
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Auszug aus
Verordnung

zur Durchführung einer Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Arbeitsmarkt
(M ikrozensusverordnung)

Vom 14. Juni 1985

(rcBl. r s. 957 f )

1

1.1

1.2

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Satz 3 des Mikrozensus-
gesetzes vom 1 0. Juni I 985 (BGBI. I S. 955) verordnet
die Bur:desregierung mit Zustimmung des Bundesrates:

§1
Zu den Erhebungsmerkmalen nach § 5 Abs. 1,2 unc,

3 des Mikrozensusgesetzes wird der lnhalt der Fragen 2
wie folgt festgelegt: 

2.1

,burg; Marokko: Niededande; Nonvegen; Öster-
reich: Polen: Portugal; Schweden; Schweiz;
Spanien; Tschechoslowakei; Türkei; Tunesien;
Ungarn; Vereinigte Staaten von Amerika (USA);
übriges Ausland (einschlie8lich sonstige briti-
sche Staatsangehöngkeit): staatenlos.

Zu§5Abs.1Nr.2
Erwerbs- oder Berutstätigkeit in der Berichts-
woche:

regelmäßigi gelegentlich; nicht erwerbs- oder
berulstätig:

2.1.1 Für Erwerbstätige:

a) Tätigkeit: Vollzeit; Teilzeit;
b) Gr,lnde ,ür Teilzeittätigkeit:

Schulausbildung oder sonstige Aus- und Fort-
bildung; Krankheil, Unlallfolgen; Vollzeittätig-
keit nicht zu finden; Vollzeittätigkeit nicht
gewünscht; sonstiges;

c) Arbeitsverlrag: befristet; nicht befristet:
d) Zahl der normalerweise je Woche geleisleten

Arbeitsstunden und -lage;
e) Zahl der latsächlich geleistelen Arbeitsstun-

den und -tage in der Berichtswoche:
0 Grund für den Unlerschied zwischen tatsäch-

lich und normalerweise geleisteter Arbeitszeit:
Krankheil, Kur, Heilstättenbehandlung: fu-
beitsschutzbestimmungen, auch Mutter-
schaft Urlaub, Dienstbefreiung; Arbeitsstrei-
tigkeiten; Schlechtwetterlage; Kuzarbeit;
Aufnahms einer Tätigkeit in der Berichtswo-
che; Beendigung einer Tätigkeit in der Be.
richtsw@he; Arbeitsstunden zu anderen Ter-
minen geleistet (auch gleitende Arbeitszeit);
Teilnahm€ an Schulausbildung, Aus- und
Fortbildung außerhalb des Betriebes; Feier-
tag; sonstige Grunde bei geringerer Arbeits-
zeit; Ausgleich für zu wenig geleistete Arbeits-
stunden zu ancleren Terminen (auch gleilende
Arbeitszeit); Überstunden; sonstige Gründe
bei höherer Arbeitszeit;

g) Stellung im Benrt
Selbständiger ohne Beschäftigle; Setbständi-
ger mit Beschäftigrten; mithelfender Famitien-
angehörigel: Mithelfender in einem vom Haus-
halt selbstbewirtschafteten tandwirtschafili-
chen Betrieb; Beamter, Bichter Angesteltten
Aöeiter, Heimarbeiter; kaufm./techn. Auszu-
bildendec gewerblich Auszubildender: Zeit-l
Berufssoldat (einschließlich BGS und Bereit-
schaft spolizei) ; Grundwehr- und ävildienstlei-
stendeI

h) Wirtschatlszweig des Betriebes, der Firma
usw.;

Zu§5Abs. 1Nr. I
Gemeindename;

Hauptwohnung; Vorhandensein einer weiteren
Wohnung in der Bundesrepublik Deutschland
einschließlich Berlin (West) ;

Zahl der Haushalte in der Wohnung;

Zahl der Personen im Haushalt;

Angabe der Zugehörigkeit der Person zur ausge.
wählten Wohnung;

Angabe der Zugehörigkeit der Person zum aus-
gewähltefl Haushalt;

mit der ersten Person in der Erhebungsliste (bzw.
dessen Ehegatte) venrandl oder verschwägert:
Ehegatte; (Schwieger-) Sohn/-Tochte[ Enkel,
Urenkel: Valer, Mutten Gro8vater, -mutter: son-
stige v€rwandte oder verschwägerle Person;
nicht yerwandt oder verschwägert;

Veränderung c,€s Haushalts seit der letzten
Bekagung durch:
Geburi; Zuzug; Tod; Fortzug;

Baualtersgruppe der Wohnung (soweit erstmals
in die Erhebung einbezogen):
vor 1972; 1972 oder späte[

Geschlecht:
männlich; weiblich;

Geburtsjahn

Geburtsmonat:

Januar-Mai; JunH)ezemben

Familienstand:
ledig; verheiratet; verwitwet; geschieden;

EheschlieBungsjahr der jefzigen bzw. letäen Eh€;

Staatsangehörigkeit (Land):

Oeutsch; Algerien; Belgien; Dänemark; Frank-
reich; Griechenland; Großbritannien und Nordir-
land; lrland (Rep.); ttali€n; Jugoslawien; Luxem-

1.3

1.4

1.5

1.6'

1.7

1.8

1.9

1.10

1.1 t

1.12

1.13

1.14

1.15



2.1.2 Für Personen mit einer zweiten Erweöstätigkeit
zusätzlich Angaben zur zweiten Erweöstätigkeit:
a) Stellung im Beruf:

Selbständiger ohne Beschäftigte; Selbständi-
ger mit Beschäftigten; mithellender Familien-
angehÖrige4 Beamter, Bichter; AngestellteE
Arbeiter, Heimarbeiter; kaufm./techn. Auszu-
bildende( gewerblich Auszubildendec Zeit-l
Berufssoldat (einschließlich BGS und Bereit-
schattspolizei)i

b) Wirtschattszweig des Betriebes, der Firma
usw.i

c) Zahl der normalerweise je Woche geleisteten
Aöeitsstuoden und -tage;

d) Zahl der latsächlich geleisleten Arbeitsstun-
den und -tage in der Berichtswoche;

2.1.3 Für Aöeitslose und Aöeitssuchende:
a) Bezug von Aöeitslosengeld/-hilte:

aöeitslos mit Arbeft slosengeld/-hilfet arbeits-
los ohnE Arbeitslosengeld/-hilfe; nicht
aöeitslos;

b) Arbeitssuche als Nichterweöstätigen
nach Entlassung; eigener Kündigung; treiwilli-
ger Unterbrechung: Übergang in den Ruhe'
stand; sonstiges; nicht aö€itssuchend;
Aöeitssuche als Erweöstätiger:
wegen bevorstehenden Verlusts oder Beendi-
gung der gegenwärligen Tätigkeit z. Z. nur
Übergangstäligkeit; Suche nach 2. Tätigkeit;
bessere ArÖeitsbedingungen gesucht; sonsti-
ges; nicht arbeitssuchend;

c) Arbeitssuche lz. Z. bzw. in den letzten vier
Wochen) durch:

Aöeitsamti private Vermittlung; Aulgabe von
lnseraten; Bewerbung aul lnserate; direkte
Beweöung; persönliche Verbindung; sonsti-
ges; Suche noch nicht aufgenommen; Suchg
abgeschlossen (Arbeilsaufnahme in Küze):

d) Aöeitssuche seit:
weniger als I Monat; 1 bis unter 3 Monaten;

. 3 bis untet 6 Monaten; y, bis unter 1 Jahri
1 bis unter 1'lr Jahren; 1 % bis unter 2 Jahren:
2 und mehr Jahren:

e) Art der gesuchten Tätigkeit:
Tätigkeit als S€lbständigen
Tätigkeit als Arbeitnehmec

nur Vollzeittätigkeit; nur Teilzeittätigkeiti Voll-
zeittätigkeit gegebenenfalls Teilzeittätigkeit;
Teilzeittätigkeit gegebenentalls Vollzeittätig-
keit sonstiges;

0 verfügbar für eine neue Tätigkeit innerhalb von
zwei Wochen:

verlügbac

nicht verlügbar wegen:

Krankheit; Ausbildung; noch b€stehender
Tätigkeit; sonstiges;

2.1.4 F üt Nichterwerbstätige:
a) Frühere Erwerbstätigkeit:

erwerbstätig gewesen: noch nie erwerbstätig
geweseni

b) Beendigung der lrüheren Erwerbstätigkeit vor:

weniger als 1 Monat; 1 bis unter 3 Monaten; 3
bis unter 6 Monaten; '/2 bis unter 1 Jah( 1 bis
unter 1rl2 Jahren; 1 '/2 bis unler 2 Jahren: 2 bis

. unter 3 Jahren; 3 und mehr Jahren:

c) bei Beendigung einer früheren Tätigkeit in den
letzten drei Jahren:
wichtigster Grund tür die Beendigung der letz-
ten Täligkeit:

Entlassung: befristeter Arbeitsvertrag; Kündi-
gung; Buhestand votzeitig nach VonuhR.
standsregelung oder Arbeitslosigkeit Ruhe-

. stand aus gesundheitlichen Gründen; Ruhe-
stand aus Alters- und sonstigen Gründen;, Wehr-/Zivildlenst;persönlicheGründe(auch
Studium); sonstigesi

d) Wirtschaftszweig der letzten Tätigkeit;

e) Stellung im Berul der letzten Tätigkeit:

Selbständiger ohne Beschäft igte; Selbständi-
ger mit Beschäftigten: mitheltender Familien-
angehörigec Beamter, Richter Angestellter
Arbeiter, Heimarbeiter; kaufm.-/techn. Aus-
zubildenden geweölich Auszubildender:
Zeit-lBerufssoldat (einschlieBlich BGS und
Bereitschaftspolizei); Grundwehr- und Zivil-
dienstleistendec

2.2 Für Kinder im Vorschulalter und lür Schüler und
Studenten:
Besuch von:

Kindergarlen/-horti Grund-, Haupt-, Volksschule;
Beal-/Berulsaufbauschule; Gymnasium/Fach-
oberschule; lntegrierte Gesamtschule; Berufs-
fachschule, Ben sgrundbildungs-, Berulsvoöe
reitungsiahri Fachschule; Fachhochschule;
Hochschule; Berufsschule.

3 Zu§5Abs.lNr.3
3.1 ÜbenriegenderLebensunterialt:

Eruerbs-/Berutstätigkeit; Aöeitslosengeld/
-hilfei Rent€, Pension; Unterhalt durch Eltem'
Ehegatte oder andere Angehörige; eigenes Ver-
mögen, Vermietung, Zinsen, Altenteil; Sozialhilfe:
sonstige Unterstützungen (2. B. BAiöG);

3.2 Art der öffentlichen Rente, Pension, u. ä.:

3.2.1 erst€ und ggl. tweite eigene (Versicherten-)
Rente, Pension u. ä.:

Arbeiterrentenversicherung; Knappschaftliche
Renlenversicherung; Angestelltenrentenversi-
cherung: ötfentliche Pension; Kriegsoprenente;
Untallversicherung; Rente aus dem Ausland;
übrige öttentlich€ Rentei



3.2.2

3.3

erste und ggf. zweite Wtwen-, Waisenrente,
-pension u. ä.:

Arbeitenentenversicherung; Knappschaftliche
Rentenversicherung; Angestelllenrentenversi-
cherung; ötlentliche Pension; Kriegsopfenente;
Unfallversicherung; Rente aus dem Ausland:
übrige ötfentliche Rente;
Art der sonstigen ötfentlichen und privaten Ein-
kommen:
Wohngeld; Sozialhilfe; BAföG; sonstige öffentli-
che Unterslützungen; Betriebsrente: Altenteil;
eigenes Vermögen, Zinsen; Leistungen aus der
Lebensversicherung; Vermietung. Verpachtung;
private Unlerstützungen;

gesetzliche Renlenversicherung:
in der Berichtswoche pflichtversichert
in der Arbeiterrenlenversicherung; in der Knapp.
schaftlichen Rentenversicherung: in der AngF
stelltenrentenversicherung; in der Berichtswochs
nichl prlichtversichert;

in den leEten 1 2 Monaten vorder Berichtswoche
pflichtversicherti

in der Arbeiterenlenversicherung; in der Knapp.
schatllichen Rentenversicherung; in der Ange-
stelltenrenlenversich€rung; in den letzten l2
Monaten vor der Berichtswoche nicht pflichtver-
sichert

in den letzten 1 2 Monaten vor der Berichtswoche
treiwillig versichert:
in der Arbeiterrentenversicherung; in der Knapf
schaftlichen Rentenversicherung; in der Ange
stelltenrentenversicherung; in den leEten 12
Monaten vor der Berichtswoche nichl freiwillig
versichert
sonstige Zahlung von Beiträgen seit dem
1. Januar 1 924:
in der Arbeiterrentenversicherungi in der Knapp
schaftlichen Rentenversicherung; in dei Ange,
stelllenrentenversicherung; in der Handrerker-
Versicherungi keine sonstige Beitragszahlungen.

4.4

4.4.1

1.1.2

3.4 Höhe des monatlichen Nettoeinkommens:

unter 3OO,- DM; 30O,- bis unter 450,- DM; 45O,-
bis unter 6OO,- OM; 6@,- bis unter 800,- OM;
8@,- bis unter 1 0OO,- OM; 1 0O0.- bis unter
1 20O,- DM; 1 2OO,- bis unler 1 4OO,- DM;
'I 40o,- bis unter 1 600,- OM; I 600,- bis unter
1 8OO,- DM: 1 80O,- bis unter 2 0O0,- DM;

, 2 00O,- bis unter 2 2@,- OM 2 2OO,- bis unter
2500,-DM: 25(D,- bis unter 3@O,-DM:
3 0OO.- bis unter 3 50O,- DMi 3 5OO,- bis unter
40OO,-DM; 400O,- bis unter 45O0,-DM;
4 5O0,- bis unter 5 0O0,- DM: 5 0OO,- und mehr
OM; alle mithelfenden Familienangehörigen bzw.
selbständiger Landwirt; kein Einkommen.

4 Zu§5Aba11{r.rl
Krankenversicherung, -versorgung:4.1

Ortskrenkenkasse; Betriebskrankenkasse (ein-
schließlich der der Deutschen Bundesbahn, der
Oeutschen .Bundespost und des Bundesver-
kehrsministeriums), See.Krankenkasse; ln-
nungskrankenkasse: Bundesknappschatl; Er-
saEkasse; Landwirtschattliche Krankenkesse:
ausländische Krankenkasse und Sozialversiche'
rung Berlin (Ost): private Krankenversicherung;
Aflspruch auf Krankenversorgung als Sozialhil-
feempfänger, als Kriegsschadenrentner oder
Empfänger von Unterhallshille aus dem Lasten-
ausgleich, trei€ Heillürsorge der Polizei, Bundes-
wehr und Zvildienstleistenden;

4.2 Versicherungsverhältnis:

selbstversichert:
pllichwersichert freiwillig versichert als Rentner. versichert; Anspruch auf Krankenversorgung als
Sozialhilfeemptänger, als Kriegsschadenrentner
oder Emplänger von. Unterhaltshilfe aus dem
Lastenausgleich; Heitfürsorge der Polizei, Bun-I deswehrundZivildienstleistenden;
mitversichert bei:
Pflichtversicherlem: freiwillig Versicherte4 als
Rentner Versichertem;

4.3 zusätslicher privater Krankenversicherungs-
schutz
vorhenden; nicht vorhanden;

5 Zu§5Abe.lNr.5
5.1 Urlaubs- und Erholungsreisen von lünt und mehr

Tagen:

Urlaubs- und Erholungsreisen im Eerichtsiahr
gereist; nicht gereist; keine Auskunrl erleilt Zahl
der Urlaubs- und Erholungsreisen;

ie Reise:

5.2 Zahl det beteiligten Haushaltsmitgliede[

5.3 Monat des Reiseadrins;
für Heiseanlritt in den Kalendermonaten Juni bis
September
Angabe des Wochenabschnitts:
Monlag bis Donnerstag; Freilag tris Sonntag; Rei-
seantritt in der Kalenderwoche des Schullerien-
beginns; nicht ln der Kalenderwoche des Schuh
lerienbeginns;

5.4 übenriegend benutzles Verkehrsmittel:
Eisenbahn; Bus; Pkw (eigen und ftemd); Flrrg-
zeug; sonstiges:

5.5 bei Auslandsreisen zusätslich: Zielland .

5.6 bei lnlan(sreisen:

5.6.1 Art der Beise:
Pauschal. oder Gesellschaftsreise (durch Beise,
veranstaller): Kur oder Verschickung6 Verwan&
tön- oder Bekanntenbesuch; sonstigs Feisa
(nicht durch Heiseveranstalter);

4.4.3

4.4.4



5.6.2

5.6.3

5.6.4

vorwiegendes Reiseziel:,
Angabe des Bundeslandes; DDR, Berlin (Ost):

Reisegebiet:
Nordsee: Ostsee; Lüneburger Heide; Ha.z; Teuto-
burger Wald; Weseöergland; Rhein von Bonn bis
Rüdesheim; Mosel; Eilel/Hunsrück; Sieger-
land/Bergisches Land; Kurhessen Wal-
deck/Sauerland; Taunus/Westerwald; Spes-
sart/Rhön; Odenwald/Bergstraße/Taubergrund;
Schwarzwald; Schwäbische Alb; Bodensee; Vor- 6.4
alpen: Alpen; Fränkische Schweiz/Fränkischer
Jura/Stei gerwald; Bayerischer Wald/Oberpf älzer
Wald/Frankenwald/Fichtelgebirgei übrige Reise-
gebiete;

Dauer der Reise:
5 bis 7 Tage; I bis 14 Tagei 15 bis 21 Tage:22
bis 28 Tago: 29 und mehr Tage;

schaffung, Lager, Einkaut; Verkauf, Absatz, Mar-
keling, Kundenbetreuung, Werbung, PR; Finan-
zierung, Rechnungs-/Rechtswesen, Datenverar-
beitung, Statistik, Schreibdienst, Auftragsbear-
beitung, Sachvenwaltung; Personalwesen, Aus-
bildung, Medizinische Betreuung, Sozialpftege;
Geschäfls-/Amtsleitung, Direkiion;. keine Täti g-
keit in einer der genannten Abteilungen, keine
Untergliederung des Betriebs/der Behörde in
Abteilungen;

Stellung im Betrieb:
Auszubildender, Praklikant. Volontär; Setbstän-
diger mit bis zu 4 Beschäftigten oder alleinschaf-
tend: Selbständiger mii 5 und mehr Beschättig-
ten;

Angestellter,. Beamter, Arbeiter, mithetlender
Familienangehöriger:

Büro-, Schreibkratt, angelernter Arbeiter/Nicht-
Fachaöeitec Verkäufer, Beaöeiter, Facharbei-
ter, Geselle: Sachbearbeiter, Vorarbeiter, Kolon-
nen-, Schichtführe[ herausgehobene, qualili-
zierte Fachkraft , Meisler, Polier, Schachtmeiste(
Sachgebietsleiter/Heterent, Handlungsbevoll-
mächtigtec Abteilungsleite( Prokurist; Direktor,
Amts-, Betriebs-/Werksleiter, Geschättsführer:

6.5 Wechsel des ausgeübten Berufs rn den lelzlen
beiden Jahren:
gewechselh nichl gewechselt;

6.6 Wechsel des Betriebs, der Firma usw. in den letz-
ten beiden Jahren:
gewechselt: nicht gewechselt.

7 Zu§5Abs.2Nr.2
7..1 HöchsterSchulabschluß an allgemeinbildenoen

Schulen:
Volks- (Haupt-)schulabschluß; Bealschutab..
schluß (Mittlere Beife) oder gleichwertiger
Abschluß: Fachhochschulreife; allgemeine oder
fachgebundene Hochschulreile (Abitur/Fachabi-
tur);

7.2 letzter beruflicherAusbildungsabschluß:
kein beruflicher Ausbildungsabschluß: Abschluß
einer Lehr-/Anlernausbildung oder gleichwertiger
Beruf sfachschulabschluß; berufl iches Praktikum;
Meisler-/Techniker- oder gleichwertiger Fach-
schulabschluß; Fachhochschulabschluß (auch
lngenieurschulabschluß); Hochschulabschtuß;

7.3 berufliche Fortbildung, Umschulung, sonstige
zusätzliche praklische Berufsausbildung in den
letzten zwei Jahren:
am.Arbeilsplatz, im Betrieb; bei einer lndustriF
und Handelskammer uswj in besonderen Fortbil-
dungs-/Umschulungsstätten; an einer berufsbil-
denden Schule/Hchschule; durch Femunter-
richt; aul andere Art; keine bendliche Fortbildung,
Umschulung, sonstige praktische Berufsausbil-
dung in den letAen zwei Jahren;

5.6.5 übenrviegend benutzte Unterkunft sart:
Hotel, Gasthof, FremdEnheim, Pension; Heil-
stätte, Sanatorium: Ferien- und Erholungsheim:
Privatquartier gegen Entgell (außer auf Bauern-
hofl; Privatquartier gegen Entgelt (aut Bauern-
hof); Privatquartier ohne Entgelt: Ferienhaus,
Bungalow. Appartement; Campingplatz: sonstige
Unterkunft.

6 ar§5Abs.2Nr.t
6.1 Ausgeübter Berut in der ersten und zweiten

Enrerbstätigkei! lür Nichterwerbstätige in der
letzten E weöstätigkeit:

A.2 überwiegend 
"r"g"übte 

Tätigkeit,
technische Anlagen steuem, bedienen, einrich-
ten oder warten; Anbauen, Züchten, Hegen,
Gewinnen/Abbauen/Fördern, Veraöeiten/ Bear-
beitdn, KochEn. Bauen/Ausbauen, lnstallieren,
Montieren; Reparieren, Ausbessern, RestauriF
ren, Emeuem; Kaufen/Verkaufen, Kassieren,
Vsrmitteln, Kunden b€raten, Verhandeln, Wer-
ben; Schreibarbeiten/Schrittwechsel, Foimular-
arbeiten, Kalkulieren/Berechnen, Buphen, PrG.
grammieren, Aöeilen am Terminal, Bildschirm:
Analysieren, Messen/Prüfen, Erprcrben, For-
schen, Planen, Konstruieren, Entwer{en/Gestal-
ten, Zeichnen; Disponieren, Koordinieren, Orga-. nisieren, Führen/Leiten,Management Bewirten,
BeherÖergen, Bügeln, Reinigen/Abf all beseiti gen,
Packen, Vedaden, Transportier€n/Zustellen,
Sortieren/Ablegen, Faheeug steuem; Sichern,
Bewachen, Gesetzeny'orschritlen anwenden/
auslegen, Beurkunden; Eaiehen/Lehren/
Ausbilden, Beratend helfen, Pflegen/Versorgen,
Medizinisch/Kosmetisch behandeln, Publizieren,
Unterhalten, Vortragen, lnformieren;

6.3 Belriebsableilung,WerksaDteilung:
Fertigung, Produktion, Montage; lnstandhaltung,
Beparalur, Betriebsmittelerstellung; Arbeitsvor-
bereitung/-organisation, Kontrolle, Prüfungen:
Entwicklung, Konstruktion, Forschung, Design,
Musterbau; Mateiialwirtschetl/-ausgabe, Be.



7,4 Oauer der Fortbildung, Umschulung, sonstigen
praktischen Beruf sausbildung:

unter 1 Monat; 1 bis unter 6 Monate;6 bis unter
1 2 Monate; 1 bis unter 2 Jahre:2 Jahre und meh(
zur Zeit noch andauernd:

7.5 Hauptfachrichtung des Hochschul-/Fachhoch-
schulabschlusses.

I Ztr § 5 Ab3,2 Nr.3

Für Ausländen

8.1 Aufenthaltsdauer in der Bundesrepublik
'Deutschland einschließlich Berlin (West):

hier geboren; Zuzug 1949 und lrüher
bei Zuzug l95O und später:

Zuzugsiahr

8.2 Zahl und Aller der im Ausland lebenden Kinder
unter 18 Jahren:
unter 6 Jahren; 6 bis unter 1 O Jahren; 1 O bis unter
16 Jahren: 16 bis unter 18 Jahren;

8.3 Ehegatte:
im Ausland lebend: nicht im Ausiand lebend:

8.4 lür Ledige:
im Ausland lebende Eltern:

Mutler Vatec Mutter und Vate[ keine inl Ausland
lebenden Eltem.

9 Zu§5Abs.2Nr.4
9.1 Gebäude mit Wohnraum:

Wohngebäude mit 1 oder 2 Wohnungen; Wohn-
gebäude mit 3 oder mehr Wohnungen; sonstiEes
Gebäude mit wohnraum; sländig bewohnte
Unterkuntt;
Nutzung als Wohnheim:

vollständig: teilweise:

9.2 Nutzung der Wohnung/des Hauses:

Eigentümer, Miteigentümer; Hauptmieter Unter-
mieten

9.3 Arl der bewohnten Wohnung:

Eigentumswohnung (selbstbewohnt oder gemie'
tet); Freizeitwohnung;

9.4 Einzugsiahr des Haushalts:

vor 1972', 1 972 bis 1977', 1978 bis 1 979; 1980
bis 1981; 1982; 1983; 1984; 1985;

9.5 Ausstattung.der Wohnung mit:

, Küche; Kochnischei Bad/Dusche; WC innerhalb
der Wohnung;

Der Bundeskanzler
Dr. Helmut Kohl

Arl des Brennstoffs, der Wärmequelle:
Gas; Heizöl; Strom: Kohle, Holz usw.; Femwärme;
Sonnenenergie, Wärmepumpe;

Fläche der gesamten Wohnung in qm:

Zahl der:

Wohn- und Schlaträume mit 6 und mehr qmi
darunter
untervermietele Räume; geweölich genutzte
Räume;

Baualtersgruppe der Wohnung:
vot 1901i 1got bis 1918; 1919 tis 1948; 1949
bis 1971: 1972 bis 1977; 1978 Us 197S; lgBO
bis 1981; 1982 oder später';

Wohnung: leerstehend; niqht leerstehend;

bei vermieteten Wohnungen fur Hauptmieter
a) Monatsmi€te in DM; zusätzliche Beträge tür

Wasser, Kanalisation, StraBenreinigung. Müll-
abfu hr, Treppenhausbeleuchlung, Kaminf eger
usw. in DM: keine zusätzlichen Beträge;

b) in der Miete enthaltene Umlagen fr.rr Zenkal-
heizung, Warmwasserversorgung soflie
Garagenmiete, Untermietzuschlag, Zuschlag
für Möblierung usw. in DM; keino Umtagen
dieser Arl in der Miete enthalten;

cf Ermäßigung oder Wegtall der Miete:
gegeben; nicht gegeben;

d) Nutzung als Oienst-, Werfts-, 8erufs- oder
Geschättsmietwohnung:
gegeben; nicht gegeben;

bei Nutzung der Wohnung durch den Egentümen
a) Art cles Erweös des GetEudes/der Wohnung:

gebaut; gekautt; geerbt od6r g€schenkt
bekommen;

b) Jahr cles Enrveös:
vor 1949; 1919 bis 1971i 1972 bis 1977;
1978 bis 1979; 1980 tris 1981; 1982 oder
späler.

9.7

9.8

9.9

9.10

9.11

9.12

9.13

9.6 übenviegende Art der Beheizung: s 3
Fern', Blrckheizunsi zentralh.gizuls; qlT:ll"i- Oiese verordnung tritt am Tage nach der Verkündung
zung; Eimel- oder Mehrraumöfen (auch Elektro, in Kratt.
speicher);

Elonn, den 14. Juni 1985

§2
Diese Verordnung gill nach § 14 des Oritten Überlei-

tungsgesetzes in Veöindung mit § 16 des Mikrozen-
susgesetzes auch im Land Berlin.

Der Bundesminisler des lnnern
Dr. Zimmermann
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Erste Verordnung
zur Änderung der Mikror.o"o"o.rordnung

Vom 21. APril 1 986

(rcr:.. r s. 416)

Aufgrund dtes § 10 Abs. 1 Satz 3 cles Mikrozensusgesetzes vom 10. Juni
1985 (BGBI. I S. 955) verorilnet die Bundesregierung mit Zustinurung
des Bundesrates:

§l
§ 1 iter Mikrozeosusverordnung vom 14. Juni 1985 (BGBI. I S. 967) wircl
wie folgt geäntlert:

l. rn Nrnmet 1.12 werclen dlie !{orte 'Januar - Mai; Juni - Dezenberir
durch clie worte iJauuar - APril; Mai - Dezemberin ersetzt.

2. In Nuumer ll.6 rciril der Punkt am Ende durch ein Senikolon ersetzt,
und es wird folgende Numner 11.7 eiugefügt:

"11.7 Vorsorge gegea KranJ<heiten:
a) Ieilnahue an einer Schluckiurpfung gegen ßinclerlähnung

(Polionyelitis) i
teilgenornnen; oicht teilgenommen; nicht bekannt;

b) ilahr der letzten Schluckinpfung:
Jahreszatrl (letzte zerei Stellen) eintragen."

s2
Diese verorclnung gilt nach § l4 des Dritten Oberleitungsgesetzes in
Verbindung nit § l7 dles Mikrozensusgesetzes auch im Lancl Berlin.

§3
Diese Verordnung tritt aur Tage nach dler Verkündung in Kraft.
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Gesetz

über die Statistik für Bundeszwecke
(BundesstatistikgeseE - BStatG)

Vom 22. Janua? 1987
(BcBr. r s. 452 r)

§ ls
Auskunftspllichl

(1) Die eine Bundesslatislik anordnende Rechtsvor.
schritt hal festzulegen, ob und in welchem Umfang die
Erhebung mit oder ohne Auskuntlspllichl erlolgen soll. lst
eine AL,skunttspflichl lestgelegt, sind alle natürlichen und
juristischen Personen des privalen und öllentlichen
Bechls, Personenvereinigungen, Behörden des Bundes
und der Länder sowie Gemeinden und Gemeindever-
bände zur Beantworlung der ordnungsgemäB gestellten
Fragen verpllichtet.

(2) Die Auskuntlspllicht besteht gegenüber den mit der
Durchtührung der Bundesstatisliken amtlich betrauten
Stellen und Personen.

(3) Die Antwort ist wah6eilsgemäß, vollständig und
inneihalb dBr von den statistischen Amtem des Bundes
und der Länder gesetzlen Fristen zu erleilen. Bei schrifi-
licher Auskunttsertsilung ist die Antwon eßt eneilt, wenn
die ordnungsgemä0 ausgefüllten Erhebungsvordrcke der
Erhebungsstelle zugegangen sind. Dia Antworl ist, soweil
in einer BBchlsvorschrilt nichts anderes bestimmt isl, lür
den Emptänger kosten. und ponotrei zu erteilen.

(4) Werden Erhebungsbeauttragte eingeselzt, können
die in den Erhebungsvordrucken enthaltenen Fragen
mündlich oder schritllich beantworlet werden.

(5) ln den Fällen des Absatzes 4 sind bei schritllicher
Auskuntlserleilung die ausgefülllen Erhebungwordrucke
den Erhebungsbeauftragten auszuhändigen oder in ver-
schlossenem Umschlag zu übergeben oder bei der Erhe-
bungsstelle abzugeben oder dodhin zu übersenden.

(6) Widerspruch und Anfshtungsklage 9e9en dis Auf-
lorderung zur Auskuntlsedeilun0 haben keine aulschie-
bende Wrkung.

§ 16

ceheimhaltung
('l ) Einzelangaben über persönliche und sachliche Ver.

hähnisse, die für eine Bundesstatistik gemacht werden,
sind von den Amtsträgern und lür den ötlentlichen Dienst
besondefs Verpllichteten, die mil der Durchlührung von
Bundesslalisllken betraut sind, geheimzuhallen, soweit
durch besondere Rshtsvorschritt nichts anderes
beslimml ist. Dies gill nrcht für

1. Ernzelangaben. in deren Überminlung oder Veröftent-
lichung der Beiragte schritltich eingewiltigt hat.

2. Einzelangaben aus afigemein zugänglichen Ouellen,
wenn sie sich aul die in s I S Abs. I genannten öflent_
lichen Slellen beziehen, auch soweit eine Auskuntts-
pflichl iltgrund einer eine Bmdesstatistlk anordnen_
den Bshtsvorschritl bestehl.

3. Einzelangaben, die vom Stalislischen Bundesamt oder
den slatislischen Amtern der Länder mit den Einzel-
angaben anderer Betragter zusammengetaßl uod in
slatistrschen Ergebnissen dargestelI sind,

4. Einzelangaben, wenn sie dem Betragten oder Betrofle-
nen nichl zuzuordnen sind.

Die §§ 93. 97, 105 Abs. 1. § 1 I I Abs. S in Verbindung mit

§ lO5 Abs.1 sowie §116 Abs.1 der Abgabenordnung
vom t6. März 1976 (BGBI_ I S. 613:19r7 | S.269), zuterzr
geänden durch Anikel 1 des GeseEes vom 19. Dezember
1985 (BGBI. I S.2436), gelten nicht lür Personen und
Slellen, soweil sie mil der Ourchführung von Bundes-,
Landes. oder Kommunalstalisliken betraut sind.

(2) Die Übeminlung von Einzelangaben zwischen den
mit der Durchtührung einer Bundesstalrstik betrauten Per-
sonen und Slellen ist zulässig, soweil dies zur Erslellung
der Bundesstatislik ertorderlich ist.

(7) Personen, die Einz€langaben nacä Absatz 6 erhalten
sollen. sind vor der Ubemiülung zur Geheimhaltung
besonders zu verpllichlen. soweit sis nidlt Amtsträger
oder lür den ötfenllichen Dienst b€sonders Verpllichlele
sind. § 1 Abs. 2, 3 und 4 Nr. 2 des verPflichtungsgesetres
vom 2. Mäz 1974 (BGBI. I S.469. Arlikel 42), das durch
Gesetz vom 15. August 1974 (BGBI. I S. 1942) geänderl
worden ist, gill entsprechend. Personan, die nach Satz 1

besonders verpllichtet worden sind. stehen lüt die Anwen'
dung der Vorschrihen des Stratgesetrbuches über die
Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs.2, 4, 5,
§§ 2M, 2o5) und des Dienslgeheimnisses (§ 353 b
Abs. l) den lür clen öflenllichen Orensl besonders ve['
pllichteten gleich.

(8) Die aulgrund einer besonderen Rechtsvomhritl oder
der Absälze 4, 5 oder 6 übemittelten Einzelangaben dÜr
len nur tür die Zwecke veruendel werden. lür die sie
übemrttell wurden- ln den Fällen des Absatres 6 sind sie
zu löschen, sobald das wissenschatlliche vorhaben durch-
gefühn isl. Bei den Slellen, denen Einzelangaben übermit-
lelt werden, mu8 durch organisatorische und technische
Maßnahmen sichergesteltt sein, daß nur AmtsträgeI, lür
den ötlentlichen Dienst besonders Verpllichtere oder Ver.
pflichtete nact Absalz 7 Satz 1 Emplänger von Einzel-
angaben sind.

(9) Oie Übemi$ung aulgrund einer besonderen Rechts-
vorschrilt odEr nach den Absätzen 4,5 oder 6 ist nach
lnhalt, Stelle, der übemilelt wird, Datum und Zweck der
Weitergabe von den stalistischen Amtem autzuzeichnen.
Oie Aufzeichnungen sind mindestens lünl Jahre aufzu-
bewahren-

(10) Die Pllicht zur Geheimhatthg nach Absarz 1

besleht auch lür die Personen. die Emptänger von Einzel-
angaben aufgrund einer besondera Rechtsvorschritl.
nacfi den Absälzen 5. 6 oder von Tabellen nach Absatz 4
sind. Oies gilt nicht lür otlenkundige Tatsachen bei einer
Ubeminlung nach Absatz 4.

§23
BuSgeldYorschrift

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsälzhch oder lahr-
lässig entgegen § 15 Abs. 1 Salz 2. Abs.2 und 3 Sau l
eine Auskuntt nicht, nichl richlig, nicht voilsländig oder
nicht r$hlzeilig eneih.

(2) Ordnungswidriq handelt auch. wer enlgegen § 'l l
Abs. I die AnMonen nicht auf den Erhebungsvordrucken
in der vorgegebenen Form erleilt.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mil einer Geldbuße bis
zu zehntausend Oeutsche Mark geahndet werden.
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Auszug' aus

VERORDNUNG (EVG) Nn 3605/t5 DES RATES
vom 2,{. November l9t6

zur Durchführung eincr Stichprobcnerhcbung übcr Arbeitskräftc im Frühiahr
t9t7

DER RAT DER ETIX,OPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN _
HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERTISSEN:

Art;hel I

Gründe, Methoden und Dauer dcr Arbeirsuchc,
erwaigcr Bezug von fubeitslosenunte6tützung oder
-hilfe, Situation unmittelbar vor Beginn dcr Arbcis-
suche sowie Yerfügbark€it (ür die gesuchtc Tätigkeit
oder Gründc der Nichwerlügbarkeit;

d) Art und Zwcck von Bildungs- und Ausbildunpmaß-
nahmen, an denen dic l,l-. bis 49-iihrigen Pcrionen
küElich tcilgenommcn habcn ;

c) Berufscrfahrung der bcschäItigunplosen Pcsoncn im
emerbsfä:higen Alter, einschließlich dcr Merkmalc dcr
leuten Tätigkeit sowie des Zcitpunkts und der Gründc
für ihrc Beendigung;

$ die Sinration der a den beftagtcn Hauhalten gth6-
renden Penonen ein.Jahr vor der Erhebung; ana-
geben sind inbesondcre : Staat und Region des Vohn-
sitzcs, Lage in bezug auf dc Emerbslebcn und, bei
Pesonen mit einer Bcschäftigung, Virtschafuaeig
und Srcllung im Beruf.

Artihel 5

Die Auskünfte werden von den Statistischen i\mtcm der
Mitgliedstaaten auf der Grundlagr eina Fngenkatalop
eingeholt, den die Kommission in Zummensbeit mit
dcn zusEndigcn Stellen der Mitgliedsuetcn augrubcitct
hat'. .

Aaihel 5

Dic Mitgliedstaaten sorgen dalür, daß dic gcwünschtcn
Auskün{te wahrhcitsgemäß, vollständig und fristgerecht
cncilt werden. Sic stellcn sichcr, daß durch dic Erhebung
eine zuvcrlässige Grundlagc Iür einc verglcichcndc
Änalysc auf Gemcinschafscbcnc, aul dcr Ebcnc dcr
Mitgliedstaaten und aul bestimmtcn regionalen Ebenen
geschaffen wird. Dic Statistischen Amtcr der Mitglied-
staaten übcmittcln dcm Statistischcn Amt dcr Europäi-
schen Gemeinschaften dic überprültcn Ergcbnisse der
Erhcbung für jcde. befragte Penon ohne Angabe von
Namcn und Adressc.

Artihel 7

Die im Rahmen der Erhcbung eneilten Einzelauskünfte
dürlcn nur für statistischc Zwecke vcsendet werdcn. Ihrc
Yemendung Iür steuerliche oder sonstige Zweckc und
ihre Veitergabe an Dritte sind untesagt

Für dcn Fall einer Zuviderhandlung gegen die Verpflich-
ruflg nach Absatz l, die erhaltenen Auskünfu vcmulich
a behandeln, treffen die Mitgliedstaaten und die
KoÄmission die zur Ahndung dieser Zuwiderhandlung
vorgesehcnen Maßnahmen .

Das Statistische Amr der Europäischcn Gcmeinschaftcn
fühn für die Kommission im Frühiahr 1987 in dcn Haus-
haltcn aller Mitgliedstaaten einc Stichprobenerhebung
übcr Arbeirkräftc durch.

Artihcl 2

Die Erhebung erfolgt in iedem Mitglicdsaat bci ciner
Stichprobe von Haushalten, die am Zeitpunkt der Erhe-
bung ihren Wohnsitz im Gebiet discs Steates habei...

Die Aagaben werden für alle zu den augewählten Haus-
halten gehörenden Pesonen eminelL..

Artihel 3

(1) Der Umfang der Stichprcbe liegt ryischen ie
50000 und 100000 Hauhalten für Deutschland, Frank-
reich, Italien, ds Vereinigc Königreich und ipanien,
aischen ie 30 000 und 50 000 Haushalten Iür Belgien,
die Niedcrlandc, Irland, Gricchcnland und Ponugal,
mischen.jc l5 000 und 30 000 Hauhaltcn für Dänemark
und bei ungefähr 10000 Haushalten fur Luxemburg.

Arrihcl 4

Die Erhebung estreckt sich aul

a) penönliche Merkmalc aller zu den befragten .Haus-
ha.lten lehörendcn Pcnoncn, und par: Gcschlecht,' A.lter, Familienstand, Slaarsengchörigkeit, An des
Vohn- und Erfasungshaushahs, An dcs Vcruandt-
schafuverhältnisses innerha.lb dcs Hauhalrs. Die
Mitglicder eines Haushalu.sind durch eine grmcin-
same Ordnungsnummer und einen Codc für Sraat und
Rcgion, in dencn dcr Haushak befragr urde,
kcnntlich zu machen;

b) Lage in bezug au( das Eryerbslebcn dieser Pesonen
zum Zeitpunkt der Erhebung und Merkmale der
ausgeübten Emerbs6tigkeit, und ryar : Beru(, Stellung
im Beruf, Viruchafsneig, nomaleryeise und
tasächlich gelcisrcte Arbeisstunden und Grund für
Di(fercnz ryischen beiden; Vollzeir- odcr Teilzeir
arbeit, dauerhafte oder vorübergchende Beschäftigung
und Ausübung einer aeiten Eß,erbstätißkeir;

c) Arbcitssuche, anzugeben sind insbesonderc: An und
Umfang der gesuchten T-atigkeit, UmsEnde und

' Amr\bli( J.r tG \r. l.ll5 S.l
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STRAFBEST I lvllvlUNGEN :

Strafbestimmungen: §§ 203 Abs. 2, 204 und 205 des Strafgesetzbuches
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar
1975 (BGBI. r S. ',l)

Nach § 203 Abs. 2 Satz 1 StcB kann bestraft werden, wer unbefugt
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbe-
reich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis, offenbart, das ihm in seiner Eigenschaft als

1. Antsträger,
2. für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter,
3. Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Perso-

nalvertretung srecht wahrn immt,

4. .'...5. ...

anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist.

Einem Geheimnis im Sinne des Satzes 1 stehän Einzelangaben über
persönliche oder sachliche VerhäItnisse eines anderen gleich, die
für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfaßt worden sind (§ 203
Abs. 2 Satz 2).

AIs Strafmaß ist Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder celdstrafe
vorgesehen (Abs.2 Satz 1 i.V. mit Abs. 'l). Handelt der Täter gegen
Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern
oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe
bi.s zu zwei Jahren oder Geldstrafe (Abs. 5). Die gleiche Strafan-
drohung gilt für den, der unbefugt ein fremdes Geheimnis, nament-
lich ein Betriebs- oder Geschäftsgeheinnis, zu dessen Geheimhaltung
er nach § 203 verpflichtet ist, verwertet (§ 201 Abs. l).


